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Liebe Leserinnen und Leser,

Menschen fliehen schreiend, überrennen sich gegenseitig, 
verfallen in apathische Passivität und agieren ganz allge-
mein unangemessen: In Katastrophenfilmen und der Be-
richterstattung sind solche Szenen dramaturgisch hand-
lungstreibend, visuell sind sie reizvoll umsetzbar. Mit der 
Realität hat das meistens allerdings nichts zu tun. 

Bereits 2020 hat die Corona-Pandemie erneut deutlich 
gemacht, dass Bevölkerungsverhalten ein zentraler Aspekt 
des gesamtgesellschaftlichen Krisenmanagements ist. Das 
BBK hat in diesem Zusammenhang einige hochkarätig be-
setzte Projekte durchgeführt, mitgestaltet und auch geför-
dert, die evidenzbasiertes Wissen zu Informations- und Un-
terstützungsbedarfen, Bewältigungsressourcen und Risiko-
wahrnehmung erhoben und operativ nutzbar gemacht ha-
ben – ob Lagebilder Bevölkerungsverhalten für Krisenstä-
be und für verschiedene föderale Ebenen, Erkenntnisse 
aus der Hochwasserkatastrophe 2021 oder Erkenntnisse 
zur staatlichen Kommunikation während der Corona-
Pandemie – all das trägt zur Weiterentwicklung des staat-
lichen Krisenmanagements bei.

Um Bevölkerungsverhalten und Krisenkommunikation 
dreht sich dementsprechend auch die vorliegende Ausgabe 
des Bevölkerungsschutzmagazins. Eines ist den hier vorge-
stellten Projekten gemeinsam: Sie zeigen, dass der Stellen-
wert der sozialwissenschaftlichen und psychologischen Di-
mension im Bevölkerungsschutz immens gewachsen ist. 
Und das zu Recht: Lange waren wir auf diesem Auge blind. 
Doch spätestens seit Corona, auch seit dem russischen An-
griffskrieg in der Ukraine, wurde sehr deutlich, dass ein psy-
chosoziales Krisenmanagement, die Risiko- und Krisen-
kommunikation und auch die Warnung der Bevölkerung 
immensen Einfluss auf das Bewältigungsverhalten haben.

Die Krisenreaktion ist ein Abbild der jeweiligen Ge-
sellschaft. Wenn Behörden und Einsatzorganisationen 
effektiv kommunizieren wollen, so sollten sie die gesell-
schaftlichen Dynamiken kennen und verstehen. Und: Es 
sollte im Vertrauen darauf geschehen, dass Betroffene 
Bewältigungskompetenzen haben, die man im Krisenfall 
unterstützen kann. Dies gilt es im Sinne einer gesamtge-
sellschaftlichen Sicherheitspartnerschaft anzuerkennen.

Viel Spaß beim Lesen und Entdecken wünscht Ihnen

Die Bevölkerung als panische oder zumindest planlose 
Masse ist ein häufig bemühtes Motiv, medial so oft repro-
duziert, dass sich stereotype Vorstellungen über menschli-
ches Verhalten in Krisen herausgebildet und zu einer ver-
meintlichen Realität manifestiert haben. Dabei weiß die 
Katastrophenforschung schon lange, dass u. a. Massenpa-
nikreaktionen selten sind und nur unter ganz bestimmten 
Bedingungen stattfinden. Viele Studien belegen, dass Men-
schen in Krisenlagen eher prosoziales und unterstützen-
des Handeln zeigen. 

Die nicht-technische Kommunikation in Krisen ist ein 
essentieller Bestandteil der Gefahrenabwehr: Je bedarfs-
orientierter und evidenzbasierter die Kommunikation, 
desto besser dient sie als Unterstützung des Selbstschut-
zes. Aber: Welche Informationen gebe ich, wenn ich per se 
mit panischem oder hilflosem Verhalten rechne? 

Nathalie Schopp ist Leiterin des Referates  
„Psychosoziales Krisenmanagement“ im Bundesamt  

für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe.
(Foto: privat)

Nathalie Schopp
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Das Lagebild Bevölkerungsverhalten – 
mehr als die Summe seiner Teile

nen zur Verfügung zu stellen. Auf dieser Grundlage soll die 
Situation der Bevölkerung hinsichtlich der Risikowahrneh-
mung und -vermeidung sowie der Bewältigungsressourcen 
besser eingeschätzt werden können, um darauf aufbauend 
zielgerichtete Entscheidungen zu treffen und adäquate 
Maßnahmen umzusetzen.

Das Verhalten der Bevölkerung umfasst dabei nicht nur 
das beobachtbare Verhalten, sondern auch kognitive, emo-
tionale, motivationale und soziale Prozesse. Im Kontext des 
Bevölkerungsschutzes sind dies insbesondere Aspekte wie: 

•	 Wissen und Risikowahrnehmung
•	 Selbsthilfe- und Selbstschutzfähigkeiten
•	 Handlungsinitiativen von Spontanhelfenden, Nachbar-

schaftshilfe etc.
•	 Informations- und Unterstützungsbedarfe
•	 Akzeptanz von Maßnahmen des Krisenmanagements
•	 Vertrauen in das Krisenmanagement und staatliche In-

stitutionen

Besonderes Augenmerk wird auf die Identifizierung all 
jener Faktoren gelegt, auf die das Krisenmanagement – z. B. 
durch eine adressaten- und bedürfnisgerechte Krisenkom-
munikation – einwirken und ggf. eine Stärkung der gesell-
schaftlichen Bewältigungskompetenz erreichen kann. Erst 
wenn Reaktionen, Bedarfe und Ressourcen der Bevölke-
rung bekannt sind, können Maßnahmen des staatlichen 
Krisenmanagements angepasst, Fehlinterpretationen 
vermieden und Kompetenzen und Bewältigungspotenzi-
ale unterstützt werden. 

Grundsätzlich wichtig dabei ist das Bewusstsein, dass es 
„die“ Bevölkerung nicht gibt: Unsere Gesellschaft setzt sich 
aus unterschiedlichen Individuen, Gruppen und Teilgesell-
schaften zusammen, ist heterogen und weist erhebliche Va-
rianzen auf. Dies gilt in gleichem Maße für das Verhalten. 
Das Verhalten der Menschen auf individueller, sozialer und 
gesellschaftlicher Ebene wird von verschiedenen Merkma-
len und Faktoren beeinflusst. Soziodemografische Merkma-
le (Alter, Geschlecht etc.) spielen dabei ebenso eine Rolle wie 
soziale Lebenswelten und die Sozialstruktur eines Gebietes 
(z. B. Bildung, Migrationsgeschichte, Einkommen).

Umsetzung auf Bundesebene

Unter Berücksichtigung der genannten Faktoren und 
Erkenntnisse konnte die BBK-Projektgruppe bereits ei-

Nathalie Schopp, Tobias Hahn und Rike Richwin

Wenn uns die multiplen Krisen der vergangenen Jahre ei-
nes besonders deutlich vor Augen geführt haben, dann 
dass die Bevölkerung eine zentrale Rolle in der Krisenbe-
wältigung einnimmt. Wie die jeweilige individuelle und 
soziale Krisenbewältigung gestaltet wird, hängt dabei von 
unterschiedlichen Aspekten ab. Offizielle Regelungen oder 
gesetzliche Vorschriften sind dabei nur eines der Gestal-
tungsparameter, ob man z. B. soziale Kontakte reduziert, 
sich impfen lässt, Energie spart oder sich mittels Notvorrä-
ten auf Krisensituationen vorbereitet. Die Krisenbewälti-
gung ist somit eine individuelle, soziale sowie gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe. Für das staatliche Krisenmanagement 
bedeutet das: Es muss eine Sicherheits-partnerschaft mit 
der Bevölkerung eingehen. Eine Voraussetzung dafür ist, 
dass Verhalten, Bedarfe und Potenziale der Bevölkerung be-
kannt sind und berücksichtigt werden.

Seit zwei Jahren arbeitet deshalb eine Projektgruppe im 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
(BBK) daran, wissenschaftlich gesicherte Erkenntnisse zum 
Bevölkerungsverhalten zu erfassen, zu analysieren, aufzu-
bereiten und für Entscheidungsprozesse im Krisenmanage-
ment nutzbar zu machen. Umgesetzt werden die Ergebnisse 
in einem „Lagebild Bevölkerungsverhalten“.

Bevor in den beiden folgenden Beiträgen (siehe Seite 6 
„Förderliche und hinderliche Faktoren für die Etablierung 
des Lagebilds Bevölkerungsverhalten als Teil des psychoso-
zialen Krisenmanagements“ sowie Seite 10 „Dokumentati-
on des kommunalen psychosozialen Krisenmanagements 
in der Coronavirus-Pandemie “) ausgewählte Ergebnisse aus 
zwei begleitenden Forschungsprojekten vorgestellt werden, 
soll hier zunächst skizziert werden, was unter einem Lage-
bild Bevölkerungsverhalten zu verstehen ist, und welche 
Beiträge das BBK sowie die begleitenden Projekte zur Stär-
kung der gesellschaftszentrierten Perspektive im Bevölke-
rungsschutz beisteuern. 

Das Lagebild Bevölkerungsverhalten

Lagebilder sind für ein Lageverständnis und die an-
schließende Entscheidungsfindung in Krisenstäben uner-
lässlich. Ein Lagebild enthält lagerelevante Informationen, 
die analysiert, bewertet, aufbereitet und grafisch oder in 
Textform dargestellt werden. Ziel des Lagebilds Bevölke-
rungsverhalten ist es, Krisenstäben evidenzbasierte Er-
kenntnisse über das Verhalten und Erleben der Bevölke-
rung als Ergänzung zu den vorliegenden Lageinformatio-
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Lagebild Bevölkerungsverhalten

Wissen & Risikowahrnehmung Akzeptanz der Maßnahmen Resilienz & Vertrauen

67 % (-4 %) sind mit dem
Krisenmanagement der
Bundesregierung nicht
zufrieden, 31 % (+ 4 %) sind
zufrieden, 2 % wissen es
nicht.¹

Mit Abstand am häufigsten
(81%) informieren sich die 
Bundesbürger:innen über
die aktuelle Energiesituation
in klassischen Medien (z.B.
Radio, Fernsehen und
Zeitungen).¹

Fast 9 von 10 Befragten
geben an, dass sie
energiesparende
Beleuchtung nutzen und
energiesparend heizen.¹

Die Befragten machen sich (sehr) große Sorgen, dass ... ¹ ²

100%

80%

60%

40%

20%

0%

85% 84%

47% 42% 37% 40% 36% 33%

... ... ... ... die soziale Ungleichheit
  infolge der gestiegenen
  Energiepreise zunimmt.

die gestiegenen
  Energiepreise sie in

finanzielle Schwierigkeiten
bringen.

es in ihrem Haushalt zu
  Einschränkungen bei der

Versorgung mit Gas
kommt.

 es in ihrem Haushalt zu
  Einschränkungen bei der

Versorgung mit Strom
kommt.

KW 36 KW 40

Risiko- und Krisenkommunikation

Informationsangebot: zentrales Angebot schaffen, positive Aspekte und Nebeneffekte 

herausstellen (z. B. bei Energieeinsparung nicht nur Kostensenkung benennen, sondern 

auch z. B. den Beitrag zum Umweltschutz).

Informationsbedarfe (z. B. Anfragen in Bürgerhotlines, in Social Media, usw.) monitoren und 

entsprechende Inhalte niedrigschwellig, barrierefrei, mehrsprachig und zeitnah über 

multiple Kanäle zur Verfügung stellen und laufend aktualisieren. Handlungsempfehlungen 

anlassbezogen kommunizieren (z. B. sinnvolle Notbevorratung; Maßnahmen, um 

Energiekosten zu sparen), präventiv kommunizieren (z. B. Verhalten bei 

Einergiemangellagen im Winter).

nen ersten Prototypen eines Lagebilds Bevölkerungsver-
halten für die Bundesebene konzipieren. Dieser wird konti-
nuierlich weiterentwickelt und ist mittlerweile in verschie-
dene Lageprodukte auf Bundesebene implementiert. Dazu 
zählt u. a. das Gemeinsame Lagebild Bevölkerungsschutz 
(GemLBBevS) des Gemeinsamen Kompetenzzentrums Be-
völkerungsschutz von Bund und Län-
dern (GeKoB), für das regelmäßig ein 
„Lagebeitrag Bevölkerungsverhalten“ 
erstellt wird. Inhaltliche Schwerpunk-
te waren die COVID-19-Pandemie, 
der russische Angriffskrieg gegen die 
Ukraine sowie die potentielle Ener-
giemangellage der vergangenen Mo-
nate.

Daten und Inhalte

Neben verschiedenen öffentlich 
zugänglichen Datenquellen und 
(Langzeit-)Studien speist sich der In-
halt des Lagebilds aus einer vom BBK 
beauftragten repräsentativen Studie 
mit regelmäßigen Erhebungen zum 
Bevölkerungsverhalten in Deutsch-
land. Mit dem Lagebild Bevölkerungs-
verhalten werden somit bereits evi-
denzbasierte Lageinformationen und 
entscheidungsunterstützende Emp-
fehlungen für verschiedene Bedarfs-
träger zur Verfügung gestellt. 

Praxisanbindung und 
Qualitätssicherung

Bei der Weiterentwicklung des La-
gebilds wird die Projektgruppe von 
einem Fachbeirat beraten, in dem ca. 
40 Personen aus verschiedenen Diszi-
plinen der Wissenschaft und der Ge-
fahrenabwehrpraxis vertreten sind. 
Darüber hinaus fließen die Erkenntnisse und Entwicklun-
gen u. a. in die Risikoanalyse Bund, die Konzeption Zivile 
Verteidigung und die länder- und ressortübergreifende 
Krisenmanagementübung LÜKEX ein.

Weitere Ziele des Projekts sind insbesondere ein wis-
senschaftlich fundiertes, anschlussfähiges Konzept zur Er-
stellung eines Lagebilds Bevölkerungsverhalten auf Lan-
des- und kommunaler Ebene sowie ein umfassendes Aus-
bildungs- und Übungskonzept.

Begleitende Forschung und Praxisauswertung

Mehrere Ressortforschungsprojekte und Praxisauswer-
tungen ergänzen die Konzeptionsarbeiten im BBK.

Abbildung 1: Ausschnitt aus dem Lagebild Bevölkerungsverhalten zur potentiellen Energiemangellage vom 
13.10.2022: Zusammenfassung. Quelle: Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) 2022. 
¹ Forsa-Umfrage im Auftrag des BBK (06.-10.10.2022, 1.009 Befragte).
² Forsa-Umfrage im Auftrag des BBK (08.-12.09.2022, 1.002 Befragte).

Mit dem bereits Anfang dieses Jahres abgeschlossenen 
Projekt „Das Lagebild Bevölkerungsverhalten in der Stabs-
arbeit (LaBS)“ leistete die Friedrich-Schiller-Universität 
Jena wichtige Grundlagenarbeit mit dem Ziel, die psycho-
soziale Dimension erstmals systematisch in die Stabsarbeit 
zu integrieren. 

Dazu wurden u. a. mögliche Inhalte und Informations-
quellen für die Erstellung eines Lagebilds Bevölkerungs-
verhalten definiert sowie Bedürfnisse, Reaktionen und Re-
silienzpotenziale verschiedener Bevölkerungsgruppen in 
unterschiedlichen Krisen analysiert. Die gewonnenen Er-
kenntnisse wurden im Rahmen erster Handreichungen 
für (Verwaltungs-)Krisenstäbe für die praktische Anwen-
dung aufbereitet [Mähler et al. 2023]. 

Ein weiteres Forschungsprojekt richtet den Fokus ver-
stärkt auf die Bevölkerung selbst und eine mögliche Infor-
mationsquelle zur Erfassung sozialer Dynamiken – die so-
zialen Medien. Das von der Bergischen Universität Wup-
pertal durchgeführte Projekt „Systematische Analyse der 
Kommunikation in sozialen Medien zur Anfertigung 
Psychosozialer Lagebilder in Krisen und Katastrophen 
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Zusammentreffen von Vertreterinnen und Vertretern der BBK-Projektgruppe mit LaBS, #sosmap und Sokapi-R beim 
BBK-Fachkongress „Forschung für den Bevölkerungsschutz“ im Januar 2023. 

(Foto: Francesca Müller)

(#sosmap)“ (Laufzeit: 01.08.2022 - 31.07.2025) beschäftigt 
sich mit der Frage, wie das öffentlich sichtbare Teilen von 
psychosozialen sowie vielfältigen weitergehenden Bedürf-
nissen und Bewältigungsressourcen der Bevölkerung in 
sozialen Medien systematisch für den Bevölkerungsschutz 
nutzbar gemacht werden kann. Hierfür soll ein an die An-
forderungen von Entscheidungsträgern angepasstes Kate-
gorisierungsraster zur Aus- und Bewertung dieser öffent-
lich geteilten Informationen entwickelt werden. Ziel des 
Vorhabens ist die Ableitung von Rahmenempfehlungen 
für eine solche Auswertung sozialer Medien im Hinblick 
auf psychosoziale Bedarfe und Selbsthilferessourcen der 
Bevölkerung sowie deren Nutzung im Rahmen eines ent-
sprechenden Lagebilds [Bergische Universität Wuppertal 
2023a].

Eine wiederum andere Perspektive nimmt ein drittes 
Forschungsprojekt ein, das die Sozialraumorientierung bei 
der Erstellung eines Lagebilds Bevölkerungsverhaltens in 

den Mittelpunkt rückt. Ziel dieses 
ebenfalls von der Bergischen Uni-
versität Wuppertal durchgeführten 
Projekts ist die „Entwicklung eines 
Sozialkapital-Radars für den sozial-
raumorientierten Bevölkerungs-
schutz (Sokapi-R)“ (Laufzeit: 01.08.2021 
- 31.07.2024). Mit Hilfe eines solchen
Sozialkapital-Radars sollen kurz- und
mittelfristige soziale Anpassungspro-
zesse und die Unterstützungsbereit-
schaft der Bevölkerung in unter-
schiedlichen Lagen kleinräumig iden-
tifiziert und nachvollzogen werden.
Am Beispiel der Stadt Wuppertal wird
dabei zunächst der Zusammenhang
zwischen sozialen Strukturen und
lokalem Sozialkapital operationali-
siert und im Rahmen von Bevölke-
rungsbefragungen empirisch validiert. 
Zusammen mit Sozialdaten der Stadt
Wuppertal wird auf dieser Grundla-
ge ein interaktives und skalierbares
Lagebild entwickelt. Mit Hilfe eines
GIS-basierten Dashboards sollen
schließlich soziale Unterstützungsge-
meinschaften im sozialen Nahraum
identifiziert und bedarfs- und ressour-
cenorientierte Maßnahmen im Kri-
senmanagement umgesetzt werden
können [Bergische Universität Wup-
pertal 2023b].

Ergänzt werden diese Forschungs-
projekte um weitere Auswertungsbe-
richte aus der Praxis. So etablierte 
während der COVID-19-Pandemie 
der Corona-Krisenstab der Stadt Mül-
heim an der Ruhr eine „Stabsstelle 
kommunales psychosoziales Krisen-
management“, die dem Amt für 

Brandschutz, Rettungsdienst, Zivil- und Katastrophen-
schutz angegliedert war. Von März 2020 bis Juli 2022 wur-
den Strukturen, Maßnahmen und Angebote entwickelt, 
um die einzelnen Bevölkerungsgruppen bei der Bewälti-
gung des Pandemiegeschehens zu begleiten und zu un-
terstützen. Im Zentrum stand dabei u. a. die regelmäßige 
Erstellung eines psychosozialen Lagebilds. Diese Pionier-
arbeit auf kommunaler Ebene wurde im Rahmen einer 
„Dokumentation des kommunalen psychosozialen Kri-
senmanagements im Rahmen der Coronavirus-Pandemie 
(DokoPsy)“ (Laufzeit 01.01. - 01.11.2022) durch die Medical 
School Hamburg systematisch aufbereitet, verschriftet 
und kritisch reflektiert [Karutz et al. 2022].

Eine vergleichbare Entwicklung auf Landkreisebene 
fand in Aichach-Friedberg in Bayern statt, wo von März 
2020 bis Mai 2022 ebenfalls ein psychosoziales Krisenma-
nagement etabliert wurde. In der Führungsgruppe Katast-
rophenschutz (FüGK) des Landratsamtes Aichach-Fried-
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berg wurde ein Lagebild Bevölkerungsverhalten erstellt 
und zur Lagedarstellung und  -bewertung in die Krisen-
stabsarbeit eingebracht. Auf dieser Grundlage wurden 
Maßnahmen und Angebote etabliert, um die einzelnen 
Bevölkerungsgruppen bei der Bewältigung des Pande-
miegeschehens konstruktiv zu begleiten und zu unter-
stützen. Auch diese Entwicklung wird in Kürze im Rah-
men der Auswertung „Das Lagebild Bevölkerungsverhal-
ten im psychosozialen Krisenmanagement im Rahmen 
der COVID-19-Pandemie (LaBiKrim)“ aufbereitet und 
dokumentiert. 

Beide Dokumentationen verbindet das gemeinsame 
Ziel, die Erfahrungen „aus der Praxis für die Praxis“ nutz-
bar zu machen. Dafür werden in einer vergleichenden 
Gegenüberstellung Good-Practice-Beispiele für das kom-
munale Krisenmanagement herausgearbeitet.  

Mehr als die Summe seiner Teile

Mit der Weiterentwicklung und Integration des Lage-
bilds Bevölkerungsverhalten in das Krisenmanagement 
sollen künftig neue Perspektiven, bessere Datenlagen 
und validierte Maßnahmenempfehlungen bei der Bewäl-
tigung von Krisen und Katastrophen unterstützen. Die 
Weiterentwicklung eines Lagebilds Bevölkerungsverhal-
ten für die Bundes-, Länder- und kommunale Ebene ist 
mehr als nur die Aneinanderreihung verschiedener Pro-
jektergebnisse. Zum einen bedarf es weiterer Forschung, 
z. B. hinsichtlich bestimmter Bevölkerungsgruppen oder
der Informationsgewinnung und Datenverarbeitung.
Zum anderen kann das volle Potential in diesem sozio-
technischen Themengebiet erst durch einen ineinander-
greifenden Forschungs-Praxis-Transfer erschlossen wer-

den – von der Datenerfassung über die Datenanalyse, -auf-
bereitung und -darstellung bis hin zur Informationsbewer-
tung. Hierbei müssen die Anforderungen an Relevanz, Abs-
traktion und Übersichtlichkeit seitens der Anwender und 
Entscheidungsträger ebenso berücksichtigt werden wie die 
Komplexität individueller, sozialer und gesamtgesellschaft-
licher Prozesse. Insofern wird es nun Aufgabe des BBK sein, 
die Forschungs- und Auswertungsergebnisse zu konsolidie-
ren, Prozesse zu standardisieren und für die unterschiedli-
chen Ebenen des Krisenmanagements anschlussfähig und 
nutzbar zu machen. Wenn wir den aktuellen und zukünfti-
gen Herausforderungen in einer aufgeklärten, pluralisti-
schen und digitalisierten Gesellschaft gerecht werden wol-
len, ist das elementar.  
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Förderliche und hinderliche Faktoren 
für die Etablierung des Lagebilds  
Bevölkerungsverhalten als Teil des 
psychosozialen Krisenmanagements

Was ist das Lagebild Bevölkerungsverhalten?

„Psychosoziale Aspekte des Lagebildes umfassen alle 
Informationen zum (potenziellen) Verhalten der direkt 
und indirekt Betroffenen sowie zu deren psychosozialen 
Bedürfnissen und Hilfebedarfen“ [3].

Vor diesem Hintergrund wird das Lagebild Bevölke-
rungsverhalten wie folgt definiert [5]:

„Das Lagebild Bevölkerungsverhalten erfasst

•	 Status,
•	 Bedarfe und Bedürfnisse,
•	 Ressourcen und Resilienzpotenziale
•	 sowie das Verhalten der jeweils betroffenen bzw. invol-

vierten Bevölkerung. 

Dabei umfasst Bevölkerung die Menschen, die sich 
in einem Wirkungsbereich eines Szenarios aufhalten 
oder von diesem betroffen sein könnten.“ 

Dabei werden unter Bevölkerung diejenigen Perso-
nen verstanden, die sich in einem betroffenen / invol-
vierten Gebiet aufhalten („Aufenthaltsbevölkerung“, 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe [BBK], 2018, S. 35). Bei Status wird unterschieden 
nach Personen, die besondere Bedarfe haben, Personen, 
die als vulnerabel eingeschätzt werden und Personen, 

Gesine Hofinger, Cleo Becker, Mareike Mähler und Laura Künzer

Wozu wird ein Lagebild Bevölkerungsverhalten benötigt?

Eine wesentliche Grundlage innerhalb der Stabsarbeit 
ist es, sich einen Überblick über die Lage zu verschaffen, in 
der Regel in Form eines Lagebilds. Dieses stellt die Basis 
dar, auf der Entscheidungen hinsichtlich zu ergreifender 
Maßnahmen getroffen werden. Aspekte, die die Bevölke-
rung betreffen, werden bislang jedoch gar nicht oder nur 
sehr unzureichend in Lagebildern erfasst – dies gilt auch 
für Daten, die die Grundlage für den Einsatz der psychoso-
zialen Notfallversorgung (PSNV) darstellen. Sei es, dass sich 
Mythen bezüglich des Verhaltens der Bevölkerung in Kri-
sen hartnäckig halten oder Stabsmitarbeitende nicht genau 
wissen, welche  Bevölkerungsgruppen in einer Lage vulne-
rabel sind: es ist dringend erforderlich, „den Blick auf Be-
völkerung und ihr Handeln, auf Warnung der Bevölkerung 
und Kommunikation, aber auch auf Einsatzkräfte als Teil 
der Bevölkerung“ zu richten [8, S. 30] Dadurch können 
auch Hilfs- und Unterstützungspotenziale der Bevölkerung 
genutzt werden. Andererseits besteht die Gefahr, dass be-
stimmte Gruppen, z. B. Minderheiten, im Krisenfall nicht 
angemessen berücksichtigt werden. Also sollten im  Lage-
bild bzw. als Teil des Lagebilds die relevanten Bevölke-
rungsgruppen, ihre Bedarfe und Bedürfnisse sowie ihr Ver-
halten differenziert erfasst und so in das Krisenmanage-
ment sowie die Krisenkommunikation einbezogen werden.

In diesem Beitrag werden Ergebnisse des Projekts „Das Lagebild Bevölkerungsverhalten in der Stabs-
arbeit“ berichtet, welches die Forschungsstelle interkulturelle und komplexe Arbeitswelten (FinkA) 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena 02 / 2020-01 / 2023 durchführte. Das Projekt wurde vom BBK 
gefördert (siehe auch [8]) . Das Projekt sollte aufzeigen, wie vorhandenes Wissen und lageabhängige In-
formationen über Bedürfnisse, Verhalten und Resilienzpotenziale der Bevölkerung in das Lagebild von 
Stäben der Verwaltungen integriert werden können. Unterschiedliche Gruppierungen und Bedürfnisse 
innerhalb der Bevölkerung, z. B. Menschen in verletzlichen Situationen, wurden dabei berücksichtigt. 
Im Folgenden werden einige Ergebnisse mit Fokus darauf berichtet, wie die Erstellung eines Lagebilds 
Bevölkerungsverhalten als Teil des psychosozialen Krisenmanagements geleistet werden und wie sie 
gefördert werden könnte.
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bei denen ein Aktivierungspotenzial zu vermuten ist. 
Bedarfe und Bedürfnisse der Bevölkerung können von 
Sprachmittlern über Notstromversorgung bis zur PSNV 
stark variieren. Ressourcen und Resilienzpotenziale 
können materiell und immateriell sein, bereits vorhan-
den oder aktivierbar. Unter Verhalten werden auch Mo-
tive, Emotionen und Kognitionen verstanden. 

Status, Bedarfe bzw. Bedürfnisse und Resilienzpo-
tenziale sowie Verhalten der jeweils betroffenen bzw. 
involvierten Bevölkerung müssen so in das Lagebild des 
Stabs einbezogen werden, dass dieser damit praktisch 
arbeiten kann. Dabei ist zu beachten: Das Lagebild der 
Bevölkerung ist situations- und zeitspezifisch, d. h. es 
variiert je nach Art und Dauer der Lage und muss daher 
jeweils neu erstellt und ggf. fortgeschrieben werden.

Möglichkeiten und Grenzen der Fachberatung PSNV bei 
der Erstellung des Lagebilds Bevölkerungsverhalten

Die Aufgaben der Fachberatung PSNV (Psychosoziale 
Notfallversorgung) im psychosozialen Krisenmanagement 
sind vielfältig. Im Bereich der Stabsarbeit gehören dazu 
u. a. die Beratung und Unterstützung des Stabs in Fragen 
der PSNV, der Aufbau von geeigneten und notwendigen 
PSNV-Strukturen, die Integration der PSNV in die Einsatz-
abschnittsstruktur, die Bedarfsermittlung und Organisati-
on der Ablösung für PSNV-Kräfte vor Ort [1].

Das Erstellen eines Lagebilds Bevölkerungsverhalten 
gehört nicht zu den originären Zuständigkeiten der 
Fachberatung PSNV. Üblicherweise wird die Fachbera-
tung PSNV im Stab durch eine Person besetzt. Es ist da-
von auszugehen, dass diese Person zusätzlich zu den 
oben genannten Aufgaben kein Lagebild Bevölkerungs-
verhalten führen kann. Hier wäre es sinnvoll, wenn der 
Stab weitere Ressourcen wie eine eigene Zuständigkeit 
für diese Aufgabe, z. B. im Bereich Lage, definiert. Hierfür 
wird eine gesonderte Ausbildung nötig sein.

Im LaBS Projekt wurde deutlich, wie wenig konkrete 
Erfahrungen mit der Verwendung von Fachberaterin-
nen / Fachberatern PSNV zur Erstellung eines Lagebilds 
Bevölkerungsverhalten bestehen. Die Erstellung eines 
Lagebilds Bevölkerungsverhalten ist (noch) nicht Teil 
von Konzeptionen des Einsatzes des FB PSNV und der 
Ausbildung sowie Qualifizierung von FB PSNV [6]. Daher 
sind diese Aufgaben der FB PSNV nicht unbedingt ver-
traut.

Doch auch wenn die Fachberatung PSNV nicht syste-
matisch Informationen über Bevölkerungsverhalten er-
hebt, kann sie wertvolle Informationen zum Lagebild 
Bevölkerungsverhalten beisteuern. Zum einen betrifft 
dies die PSNV-spezifischen Themen. Im Bereich der  
PSNV werden in der Praxis z. B. folgende Informationen 
erhoben:

•	 Wer genau ist betroffen?
•	 Wo sind diese Personen?
•	 Welche Bedarfe dieser Personen gibt es?

•	   Müssen diese Bedarfe durch die PSNV gedeckt wer-
den? Können Menschen dazu ermutigt und befähigt 
werden, sich selbst und anderen zu helfen?

Zum anderen hat die Fachberatung PSNV meistens 
Informationsquellen in den psychosozialen Netzwerken, 
die über die eigentlichen PSNV-Themen hinaus für das 
Lagebild Bevölkerungsverhalten relevant sein können. 
Beispielsweise könnte Wissen über Bedürfnisse bestimmter 
migrantischer Gemeinschaften oder von Eltern belaste-
ter Kinder nützlich sein.

Es ist dringend erforderlich, „den Blick auf Bevölkerung und ihr Handeln, auf War-
nung der Bevölkerung und Kommunikation, aber auch auf Einsatzkräfte als Teil der 
Bevölkerung“ zu richten. (Richwin, Schopp & Helmerichs, 2019, S. 30) 
(Foto: meineresterampe, pixabay.com)

Informationen über Bevölkerungsverhalten und Be-
darfe der Bevölkerung könnten PSNV-Fachberaterinnen 
und PSNV-Fachberater auch bei den PSNV-Einsatzkräf-
ten abfragen, ggf. auch in deren Bereitstellungsräumen. 
Daten für ein Lagebild Bevölkerungsverhalten können 
durch PSNV-Kräfte vor Ort u. a. in Form von eigenen Er-
hebungen gewonnen, z. B. durch Erkundungen, Inter-
views mit Betroffenen. Dafür müssen Ressourcen (Zeit, 
Personal, Material) zur Verfügung gestellt werden. Rück-
meldungen weiterer psychosozialer Akteure können 
ebenso eine wichtige Daten-Quelle sein, z. B. von Kir-
chen, Sozialämtern oder Frauenhäusern [4]. Bei der Be-
auftragung der Gewinnung von Informationen ist sei-
tens der Stabsleitungen zu berücksichtigen, ob die Fach-
beratung PSNV zeitlich und thematisch in der Lage ist, 
die benötigten Informationen zu erheben. Es sollte ge-
prüft werden, welche anderen Funktionen im Stab dies 
ggf. leisten könnten. Die Fachberatung PSNV wiederum 
sollte im Blick haben, welche Informationen über ihre 
originäre Aufgaben hinaus die Stäbe von ihnen brau-
chen könnten.
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„Das Lagebild Bevölkerungsverhalten erfasst Status, Bedarfe und Bedürfnisse, Ressourcen und Resilienzpotenziale sowie 
das Verhalten der jeweils betroffenen bzw. involvierten Bevölkerung. 

(Foto: Gerd Altmann, Pixabay.com) 

Was hindert und was fördert die Erstellung eines 
Lagebilds Bevölkerungsverhalten?

Zur Sicherstellung des Praxisbezugs begleiteten Pra-
xispartner aus verschiedenen Stäben das gesamte Pro-
jekt. Im Austausch mit den Praxispartnern in zwei Work-
shops 2022 und im Austausch mit weiteren Teilnehmen-
den aus dem Krisenmanagement verschiedener Organi-
sationen wurden Faktoren identifiziert, die als hinderlich 
oder förderlich für die Erstellung eines Lagebilds einge-
schätzt wurden:

Hinderliche Faktoren

• 

• 

• 

• 

• 

Als bedeutsamer Faktor wurde immer wieder die Hal-
tung der Führungskraft (Entscheiderin / Entscheider 
oder Stabsleitung) gegenüber psychosozialem Krisen-
management identifiziert: ist sie einem Lagebild Bevöl-
kerungsverhalten gegenüber aufgeschlossen, wird es 
umgesetzt und entsprechend in Entscheidungsfindung 
einbezogen. Ist dies nicht der Fall, wird kein entspre-
chendes Lagebild erstellt oder es wird nicht zur Kennt-
nis genommen [5]. 
Aufgrund der Neuartigkeit des Themas besteht weder 
eine gesetzliche Verankerung eines Lagebilds Bevölke-
rungsverhaltens noch gibt es Hilfestellungen oder Vor-
gaben (z. B. Leitfäden) für die Erstellung eines solchen. 
Auch die Haltung gegenüber der Bevölkerung kann 
ein Grund sein, kein Lagebild Bevölkerungsverhalten 
zu erstellen: solange sie primär als Schutzgut betrach-
tet wird und nicht als potentielle Ressource, wird ihr 
Verhalten nicht als wichtig erachtet oder als sekundär 
empfunden. 
Viele Stabsmitarbeitende gaben an, dass im Stab zu-
nächst die konkrete, operative Handlung priorisiert 
und deshalb die Bevölkerung als Ressource nicht the-
matisiert wird. 
Generell bestehen Probleme bezüglich der Datenein-
holung und -darstellung: Zum einen bräuchte es im 
Vorlauf einer Krise sowie im Stab selbst zusätzliche 

personelle Ressourcen, um ein Lagebild Bevölke-
rungsverhalten zu erstellen. Viele Daten, die benötigt 
werden, müssen beständig eingeholt und gepflegt wer-
den, z. B. ein Verzeichnis von Personen, die zu Hause 
gepflegt und auf Geräte für Dialyse oder Atemunter-
stützung angewiesen sind. 

• Zum anderen besteht häufig Unsicherheit darüber, wo-
her valide Informationen kommen können. Dazu 
kommt die rechtliche Unsicherheit inwieweit Daten, 
die in einer Verwaltung im Bestand sind, für das Lage-
bild des Stabs herangezogen werden dürfen. 

• 
 

• 
 

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 

Während der laufenden Stabsar-	
beit sind u. U. die Kompatibilität 	
von Daten sowie die Menge lau-	
fend eingehender Meldungen 	
für die weitere Verarbeitung pro-	
blematisch. 
Schließlich ist das Thema Lage-	
bild Bevölkerungsverhalten 	
nicht in der Ausbildung von 	
Stabsmitarbeitenden verankert 	
– dort könnte eine entsprechen-	
de Sensibilisierung für eine viel-	
schichtige Sicht auf die Bevölke-	
rung erreicht werden. 

Förderliche Faktoren

• 
 

Förderlich für die Erstellung ei-	
nes Lagebilds Bevölkerungsver-	

	 halten wäre, wenn es hierzu An-
weisungen, z. B. in Stabsdienstordnungen, gäbe und in 
den Stabsstrukturen klare Zuständigkeiten verankert 
wären. Dies würde auch zu einer Priorisierung der Auf-
gaben im Stab führen. 

• 

• 

• 

Viele der benötigten Daten und Kontakte müssen be-
reits vor einer Lage beständig erhoben und gepflegt 
werden. Dies erfordert eine entsprechende Hinterle-
gung mit personellen, technischen und finanziellen 
Ressourcen. Beispielsweise könnte die Sozialkartierung 
einer Kommune oder eines Landkreises, bei der poten-
ziell vulnerable, aber auch ressourcenreiche Bevölke-
rungsgruppen identifiziert werden, wertvolle Informa-
tionen für ein Lagebild Bevölkerungsverhalten bereit-
stellen. Sozialkartierung erfordert jedoch Zeit und ent-
sprechende Kompetenzen und muss daher unabhängig 
von einer Krise erfolgen. Kontakte zu religiösen Grup-
pen, Vereinen und weiteren ehrenamtlichen Strukturen 
müssten ebenso beständig gepflegt werden, damit sie 
während einer Krise schnell aktiviert werden können. 
In Bezug auf Daten müsste geklärt sein, welche georefe-
renzierte und weitere Daten prinzipiell in welchem For-
mat vorliegen, wer über Zugriffsrechte verfügt und die 
Daten während einer Lage entsprechend zusammen-
führen, aggregieren und visualisieren könnte. 
Insgesamt müsste das Thema Lagebild Bevölkerungs-
verhalten in die Ausbildung integriert werden. Im 
Stab selbst müsste entweder eine eigene Zuständig-
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keit oder zumindest eine Assistenz geschaffen wer-
den, um die Aufgabe zu bewältigen. Dementspre-
chend wäre ein Leitfaden förderlich, der in Schulun-
gen für die Erstellung eines Lagebilds Bevölkerungs-
verhalten eingesetzt werden kann. 

• Hilfreich wäre, das Thema „Lagebild Bevölkerungsver-
halten“ in Übungen aufzugreifen, in dem systematisch 
in verschiedenen Szenarien lagespezifisch vulnerable 
Gruppen und mögliche Ressourcen der Bevölkerung 
wie Selbst- und Nachbarschaftshilfe oder Spontanhel-
fende bedacht werden. 

Fazit: Lagebild Bevölkerungsverhalten als Teil des 
psychosozialen Krisenmanagements

In den vergangenen Jahren wird im Rahmen der Wei-
terentwicklung des Bevölkerungsschutzes zunehmend 
das Schlagwort „psychosoziales Krisenmanagement“ ver-
wendet. Bislang gibt es in Deutschland jedoch nur sehr 
vereinzelt Verwaltungen, die dies umsetzen. Um ein La-
gebild Bevölkerungsverhalten (LBV) zu ermöglichen, 
empfehlen wir auf Grundlage unserer Forschungsergeb-
nisse die folgenden Maßnahmen:

•	 Sensibilisierung von Führungskräften im Krisenma-
nagement bzgl. der Bedeutung eines Lagebild Bevöl-
kerungsverhalten

•	 Sensibilisierung von Stabsmitarbeitenden für die Be-
deutung psychosozialer Belange der Bevölkerung

•	 Erstellung, Standardisierung, Ausstattung mit Res-
sourcen und Finanzierung eines ganzheitlichen psy-
chosozialen Krisenmanagements für Stäbe

•	 psychosoziales Krisenmanagement für Stäbe breiter 
denken und bereits etabliert haben, bevor ein Stab 
aufgerufen wird

•	 Festlegung des Führens eines Lagebilds Bevölke-
rungsverhalten, z. B. in Erlassen, und nachfolgend in 
Stabsdienstordnungen

•	 Festlegen einer Rolle im Stab, die für die Erstellung 
des LBV zuständig ist

•	 Vorsehen von Schnittstellen im Stab, die bei der Er-
stellung eines LBV unterstützen können, z. B. Virtual 
Operations Support Teams (VOST)

•	 Datenzugriff für Stabsmitarbeitende in Bezug auf 
technische und fachliche Möglichkeiten klären bzw. 
schaffen

•	 Erstellung von Ausbildungs-Curricula und Schulun-
gen zu den verschiedenen Aspekten der Erhebung 
und Umsetzung des LBV

Wir schließen mit dem Wunsch, dass psychosoziale 
Themen ein integraler Bestandteil der Stabsarbeit wer-
den, um ein bevölkerungsnahes Krisenmanagement zu 
gewährleisten. 
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Dokumentation des kommunalen 
psychosozialen Krisenmanagements
in der Coronavirus-Pandemie: 

Psychosoziales Krisenmanagement auf kommunaler Ebene

In Mülheim an der Ruhr – einer nordrhein-westfäli-
schen Großstadt mit rund 175.000 Einwohnern – wurde 
frühzeitig auf die sich abzeichnenden psychosozialen Her-
ausforderungen der Pandemie reagiert. Bereits im Früh-
jahr 2020 wurde hier ein kommunales psychosoziales Kri-
senmanagement eingerichtet, dass es in einer solchen 
Form bislang nicht gegeben hat und das in den üblichen 
Strukturen der Krisenstabsarbeit so auch nicht vorgesehen 
ist. Vor diesem Hintergrund wurde mit der Ad-Hoc-Ein-
richtung einer entsprechenden Stabsstelle bei der städti-
schen Berufsfeuerwehr durchaus Pionierarbeit geleistet. 
Vieles wurde improvisiert und erprobt; oftmals wurde Neu-
land betreten: Hinsichtlich eines kommunalen psychosozi-
alen Krisenmanagements während einer Pandemie gab es 
bis zu diesem Zeitpunkt – zumindest in Deutschland – na-
hezu keine vergleichbaren Vorerfahrungen oder Berichte, 
auf die hätte zurückgegriffen werden können.

Zu den einzelnen, spontan festgelegten Aufgaben der 
Stabsstelle gehörte u. a. die Unterstützung der Krisenkom-
munikation, die Erarbeitung eines psychosozialen Lagebil-
des für den politisch-administrativen Krisenstab sowie die 
Koordination bedarfs- und bedürfnisgerechter Unterstüt-
zungsangebote für besonders von der Pandemie betroffe-
ne Personengruppen.

Harald Karutz

Berücksichtigung psychosozialer Aspekte im 
Krisenmanagement

Obwohl Pandemien immer auch mit einer Vielzahl 
an psychosozialen Herausforderungen verbunden sind 
[2, 16, 21], haben psychologische und sozialwissenschaft-
liche Aspekte im COVID-19-Krisenmanagement auf 
Bundes- und Landesebene sowie in den meisten kom-
munalen Krisenstäben nur eine untergeordnete Rolle 
gespielt [14]. 

Entscheidungen wurden im Krisenmanagement vor-
rangig aus einer virologischen Perspektive begründet. 
Über die unvermeidbaren, aus den Infektionsrisiken an 
sich resultierenden Einschränkungen und Widrigkeiten 
hinaus sind daher einige zusätzliche Belastungen und 
vor allem Konfliktsituationen aufgetreten, die bei einer 
interdisziplinäreren Herangehensweise möglicherweise 
hätten verhindert oder zumindest abgemildert werden 
können.

Zu diesen unbeabsichtigten, im Pandemiegeschehen 
nicht immer ausreichend wahrgenommenen Auswir-
kungen liegen inzwischen zahlreiche Studien und Stel-
lungnahmen vor [4, 7, 13]. Insbesondere Schulschließun-
gen, aber auch einige andere Maßnahmen, die zum 
Schutz vor einer Coronavirus-Infektion umgesetzt wor-
den sind, werden rückblickend demnach kritisch be-
trachtet.

Das „DoKoPsy“-Projekt in Mülheim an der Ruhr

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) hat 2022 ein Forschungsprojekt 
finanziert, mit dem die Arbeit des kommunalen psychosozialen Krisenmanagements in Mülheim an der 
Ruhr exemplarisch dokumentiert und kritisch reflektiert werden sollte . Insbesondere wurde dabei ¹
angestrebt, aus den verschiedenen Erfahrungen, die in der Coronavirus-Pandemie gesammelt worden 
sind, Handlungsempfehlungen für eine zukünftige Standardisierung des psychosozialen Krisenmana-
gements auf kommunaler Ebene ableiten zu können. Der Abschlussbericht zu diesem Projekt liegt seit 
Frühjahr 2023 vor [12] ; einige wesentliche Erkenntnisse werden in diesem Beitrag dargestellt.*

1  Dokumentation des kommunalen psychosozialen Krisenmanage-
ments während der Coronavirus-Pandemie in Mülheim an der Ruhr 
(DoKoPsy). Projektlaufzeit: Januar bis November 2022, Projektleitung: 
Prof. Dr. Harald Karutz, MSH Medical School Hamburg.

* Die umfangreiche Literaturliste ist unter BBK Bund Magazin | https://
www.bbk.bund.de/magazin einsehbar
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Mit der Leitung der Stabsstelle wurde eine externe 
psychosoziale Fachkraft beauftragt, die von einer weite-
ren (pädagogischen) Fachkraft in Teilzeitanstellung un-
terstützt worden ist. Darüber hinaus wurden zeitweise 
noch weitere psychosoziale Fachkräfte (eine Sozialpäda-
gogin, zwei Lehrkräfte) aus anderen kommunalen Hand-
lungsfeldern abgeordnet bzw. in die Arbeit der Stabsstel-
le einbezogen.

Zunächst wurde ein Unterstützungsnetzwerk gegrün-
det, dem Vertreterinnen und Vertreter verschiedener städti-
scher Ämter und Einrichtungen (Kommunales Integrati-
onszentrum, Kommunaler Sozialer Dienst, Schulpsycholo-
gische Beratungsstelle u. v. a. m.), zahlreiche Beratungsstel-
len der Wohlfahrtsverbände, niedergelassene Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, das Selbsthilfebüro, 
eine Vertreterin des Frauenhauses sowie das Centrum für 
bürgerschaftliches Engagement angehörten. In diesem 
Netzwerk wurden Erkenntnisse über die psychosoziale La-
ge des jeweiligen Klientels ausgetauscht und gemeinsame 
Handlungskonzepte erarbeitet [11]: Unter anderem wur-
den psychoedukative Informationsmaterialien, eine Coro-
na-Bürgerbroschüre und mehrere Bilderbücher für Kin-
der verfasst, mit denen das Pandemiegeschehen altersent-
sprechend verständlich gemacht werden sollte. Die Bilder-
bücher waren sowohl in gedruckter Form als auch in einer 
E-Book-Version erhältlich und wurden in sieben Sprachen 
übersetzt; die Corona-Bürgerbroschüre war für Menschen 
mit Sehbehinderung ebenfalls als kostenloses Hörbuch 
bzw. CD erhältlich.

Zeitweise wurden im Stadtgebiet psychosoziale Infor-
mations- und Anlaufstellen eingerichtet. Initiativen aus 
der Bevölkerung, die sich spontan gegründet hatten, um 
für Menschen in Quarantäne beispielsweise Einkaufshil-

Cover des Bilderbuches „Maja und das nervige Coronavirus“. Ein Bilderbuch für Kinder, mit 
dem das Pandemiegeschehen altersentsprechend verständlich gemacht werden sollte. 

fen anzubieten, wurden u. a. mit Schutzausstattung und 
Desinfektionsmitteln bei ihrem Engagement unterstützt.

 Es gab zahlreiche Online-Beratungs- und Bildungsan-
gebote, und auch die städtischen Social-Media-Kanäle (Fa-

Das „Mein-Corona-Winter-Mutmach-Plakat!“

cebook®, Twitter®, Instagram® und Youtube®) wurden im 
Rahmen der Krisenkommunikation intensiv genutzt, bei-
spielsweise zur Verbreitung von Bevölkerungsansprachen 
des Krisenstabsleiters, zur Mitteilung von Änderungen der 
Coronaschutzverordnung sowie zum Monitoring aktuel-
ler Themen bzw. Postings und Diskussionen [17, 18, 20].

Darüber hinaus wurde ein Preis für bürgerschaftliches 
Engagement in der Krise ausgelobt, und es wurden insge-
samt 75 psychosoziale Lageberichte erstellt, in denen de-
tailliert über besondere Belastungsfaktoren, Hilfebedarfe 
und Handlungsempfehlungen aus einer psychosozialen 
Perspektive informiert worden ist. Zusammenfassend 
wurde die Einschätzung der psychosozialen Gesamtlage in 
Mülheim an der Ruhr u. a. in Kurvendiagrammen und ei-
nem zehnstufigen Kategoriensystem visualisiert [9].

Nicht unerwähnt bleiben soll, dass für Einsatzkräfte 
sowie die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Kritischen 
Infrastrukturen während der Pandemie spezielle Unter-
stützungsangebote etabliert worden sind. Zu Beginn der 
Pandemie wurden Führungskräfte im Bevölkerungsschutz 
u. a. hinsichtlich der zu erwartenden Belastungen für eh-
renamtliche Helferinnen und Helfer beraten. Für das Per-
sonal in zwei Krankenhäusern und einem vorgeplanten, 
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letztlich jedoch nicht in Betrieb genommenen Behelfs-
krankenhaus wurden psychoedukative Schulungen zum 
Umgang mit akuten Stressreaktionen durchgeführt. Im 
weiteren Verlauf der Pandemie wurden für verschiedene 
besonders stark beanspruchte Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter ferner Entlastungsgespräche angeboten.

Kritische Reflexion des Engagements und der  
erzielten Effekte

Zunächst einmal hat die Berücksichtigung psychosozi-
aler Aspekte im Krisenmanagement zu einem überaus po-
sitiven Medienecho [19] sowie zahlreichen, ebenfalls posi-
tiven Rückmeldungen von Betroffenen geführt, die insbe-
sondere in den Sozialen Medien, aber auch in zahlreichen 
Dankschreiben und Mails mitgeteilt worden sind.

Mitglieder des Netzwerkes für das psychosoziale Kri-
senmanagement haben in zwei Auswertungsworkshops 
ihrerseits hervorgehoben, dass der kollegiale, fachliche 
Austausch für sie selbst sehr wertvoll gewesen sei und 
wichtige Impulse für die eigene sowie auch gemeinsame 
Arbeit gegeben habe. In zahlreichen Fällen konnten insbe-
sondere durch das bestehende Netzwerk individuelle Lö-
sungen für spezielle Problemkonstellationen gefunden 
werden. Fallkonferenzen und zahlreiche kollegiale Einzel-
fallberatungen wurden ebenfalls hilfreich erlebt.

Gleichwohl hat eine retrospektive Auswertung der ver-
schiedenen Aktivitäten des kommunalen psychosozialen 
Krisenmanagements ergeben, dass auch in Mülheim an 
der Ruhr letztlich nur ein kleiner Teil der Empfehlungen 
umgesetzt werden konnten, die aus den psychosozialen 
Lageberichten abgeleitet worden sind. Von insgesamt 193 
Handlungsempfehlungen für den städtischen Krisenstab, 
die im Zeitraum von März 2020 bis Juli 2022 aus einer psy-
chosozialen Perspektive formuliert worden sind, konnten 

nur 57 vollständig und weitere 39 lediglich teilweise umge-
setzt werden. Exakt die Hälfte der psychosozialen Hand-
lungsempfehlungen hat sich somit nicht realisieren lassen, 
was u. a. auf fehlende personelle oder finanzielle Ressour-
cen, oftmals aber auch auf organisatorische, mitunter juris-
tische Schwierigkeiten zurückzuführen ist [10].

Die Inanspruchnahme von Unterstützungsangeboten 
war im gesamten Pandemieverlauf eher gering bzw. verhal-
ten: Offenbar gibt es nach wie vor erhebliche Vorbehalte 
und v. a. schambedingte Hemmschwellen, eine eigene Be-
lastung und Überforderungssituationen einzugestehen so-
wie Hilfen in Anspruch zu nehmen. In vielen Arbeitsberei-
chen, insbesondere hierarchisch geprägten Verwaltungs-
strukturen und dem Gesundheitswesen, scheint dieses The-
ma außerdem in einem engen Zusammenhang mit dem 
Führungsstil von Vorgesetzten sowie der institutionellen 
Kommunikations- und Fehlerkultur zu stehen.

Bei einer systematischen Auswertung der Online-Akti-
vitäten des psychosozialen Krisenmanagements hat sich 
ebenfalls ein gemischtes Bild ergeben. Allein auf der städti-
schen Facebook-Seite wurden im Zeitraum von März 2020 
bis März 2021 rund 1,1 Millionen Aufrufe erzielt; dabei wur-
den rund 1,6 Millionen Interaktionen (Teilen, „Liken“, Kom-
mentieren usw.) verzeichnet. Durchschnittlich konnten mit 
einzelnen Postings in den Sozialen Medien innerhalb kür-
zester Zeit rund 33.000 Personen erreicht werden. Diesem 
erfreulichen Befund steht gegenüber, dass Informationsma-
terialien, die auf der städtischen Internetseite für den 
Download bereitgestellt worden sind, offenbar so gut wie 
gar nicht zur Kenntnis genommen wurden. Daraus kann 
abgeleitet werden, dass – über die bereits vorgenommenen 
Differenzierungen hinaus – eine noch zielgruppenspezifi-
schere Nutzung unterschiedlicher Kommunikationswege 
angebracht ist. Einzugestehen ist jedenfalls, dass manche 
Personengruppen während der Pandemie kaum erreicht 
worden sind; hier besteht Optimierungsbedarf.

Als besonders ungünstig hat sich herausgestellt, dass es 
auf den übergeordneten Handlungsebenen keine adäquate 
Entsprechung für das psychosoziale Krisenmanagement im 
kommunalen Bereich gegeben hat. Auf diese Weise konnte 
das kommunale psychosoziale Krisenmanagement bei-
spielsweise kaum kompensieren, wenn bereits auf überge-
ordneten Handlungsebenen problematische Entscheidun-
gen – etwa die pauschale Schließung von Spielplätzen – ge-
troffen worden sind.

Im gesamten Pandemieverlauf hat es immer komplexe-
re, einander überlagernde, teilweise widersprechende und 
kaum noch handhabbare Schutzbestimmungen gegeben, 
deren Sinn von einem großen Teil der Bevölkerung logisch 
nicht mehr nachvollzogen werden konnte und für die ab 
einem bestimmten Zeitpunkt auch keine ausreichenden 
Erklärungen bzw. Begründungen mehr verfügbar gewesen 
sind [6] . Auf kommunaler Ebene konnte dann allenfalls 
noch versucht werden, deeskalierend, verständnisfördernd 
und beschwichtigend einzuwirken. Die Entscheidungen als 
solches haben sich jedoch kaum beeinflussen lassen; d. h. 
die Wirkungsmacht des kommunalen psychosozialen Kri-
senmanagements war auf diese Weise deutlich limitiert.

Mitglieder des Netzwerkes für das kommunale psychosoziale Krisenmanagement.
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Schließlich haben die Verfolgung unterschiedlicher 
Kommunikationsstrategien sowie das Versenden unter-
schiedlicher, wenig kompatibler Kernbotschaften auf 
den einzelnen Handlungsebenen zu Irritationen geführt. 
Im Rahmen der kommunalen Krisenkommunikation wur-
de beispielsweise ein besonderer Fokus darauf gelegt, Bür-
gerinnen und Bürger zur aktiven Mithilfe in der Pandemie-
bewältigung zu ermutigen und zu ermächtigen [12]. Insbe-
sondere sollte auf diese Weise zu prosozialem Verhalten 
motiviert und sowohl das Erleben von Selbstwirksamkeit 
als auch von kollektiver Wirksamkeit gestärkt werden [8].

So wurden – unter Berücksichtigung der jeweils gelten-
den Infektionsschutzvorschriften – ehrenamtliche Corona-
Coaches ausgebildet, die in ihrem persönlichen Umfeld für 
die Einhaltung der Schutzbestimmungen werben und Fra-
gen beantworten, insbesondere aber auch „Psychische Ers-
te Hilfe“ anbieten und Kontakte zu weiterführenden, pro-
fessionellen Unterstützungsangeboten herstellen sollten.

Gleichzeitig mit der offiziellen Beauftragung dieser 
Multiplikatoren aus allen Stadtteilen, -quartieren und Be-
völkerungsgruppen wies die Bundesregierung in TV-Spots 
jedoch explizit darauf hin, dass es das Beste sei, „faul wie 
ein Waschbär auf der Couch zu liegen“ [sic!], d. h. explizit 
nichts zu tun [3]. Hier sind in künftigen kollektiven Krisen-
lagen deutlich bessere, Ebenen übergreifende Abstimmun-
gen wünschenswert, wenn die verfolgten Kommunikati-
onsstrategien nicht gegenseitig konterkariert bzw. unter-
laufen werden sollen.

Weitere Erfahrungen und Erkenntnisse

Einige weitere Erkenntnisse, die zu einzelnen Aspekten 
des kommunalen psychosozialen Krisenmanagements ge-
wonnen werden konnten, sollen nachfolgend lediglich 
stichwortartig skizziert werden. 

• 

• 

• 

Die Zuständigkeit für ein kommunales psychosoziales 
Krisenmanagement ist bislang ebenso unklar umrissen 
wie das Tätigkeitsfeld an sich. Auch die Bezeichnung 
„psychosozial“ ist unscharf und ermöglicht unterschied-
lichste inhaltliche Interpretationsmöglichkeiten, so dass 
formaljuristische und terminologische Klärungen ange-
bracht sind.
In welcher Weise ein kommunales psychosoziales Kri-
senmanagement in die städtische Verwaltungshierar-
chie eingeordnet werden soll, bedarf ebenfalls noch ei-
ner sorgfältigen Analyse. Neben der grundsätzlichen 
Ressort- bzw. Dezernatszuordnung ist hier z. B. unge-
klärt, von welcher Verwaltungsebene aus das psychoso-
ziale Krisenmanagement eigentlich koordiniert werden 
soll. In Mülheim an der Ruhr hat sich die Angliederung 
der beschriebenen Stabsstelle an die städtische Berufs-
feuerwehr sehr bewährt, aber auch andere organisatori-
sche Lösungen können sinnvoll und zielführend sein.
Deutlich hat sich gezeigt, dass kommunales psychosozi-
ales Krisenmanagement mit einem erheblichen Zeit- 
bzw. Personal- und Arbeitsaufwand verbunden ist.

Informationsmaterialien für Bürgerinnen und Bürger in Mülheim an der Ruhr.
(Fotos: Harald Karutz)

• Das Informationsmanagement, d. h. die Recherche nach
relevanten Informationen, ihre Auswahl, Auswertung, 
Priorisierung sowie ihre zielgerichtete Weiterleitung
stellt ein eigenes, umfangreiches und anspruchsvolles
Aufgabengebiet dar, dem im kommunalen Krisenmana-
gement bislang wenig Beachtung geschenkt worden ist.

• Mitunter wurden Überlegungen aus einer psychosozia-
len Perspektive innerhalb des kommunalen Krisenma-
nagements als eine Art „Störfeuer“ (noch dazu aus den
eigenen Reihen!) betrachtet. Hier sollte ein anderes Ver-
ständnis von Interdisziplinarität und gemeinsamen Ent-
scheidungsfindungsprozessen entwickelt werden, so
dass kein „Gegeneinander“ entsteht, sondern miteinan-
der letztlich bessere Entscheidungen getroffen werden
können. 

• 

• 

Dass Krisenstabsmitglieder unterschiedlich beruflich
sozialisiert sind und dementsprechend unterschiedliche
Prioritäten setzen, ist keine neue Erkenntnis und grund-
sätzlich auch kein Problem. Wichtig ist jedoch, dass
Überlegungen aus einer psychosozialen Sicht nicht pau-
schal administrativen, ökonomischen, medizinischen
und ingenieurwissenschaftlichen Argumenten unterge-
ordnet werden. Erst eine Problemstellung aus unter-
schiedlichen Perspektiven zu betrachten und die
sachlich-fachlichen Argumente aller involvierten Dis-
ziplinen einzubeziehen, führt zu einem wirklich effekti-
ven Krisenmanagement.
Nicht unerwähnt bleiben soll, dass völlig offen ist, wie
sich ein kommunales psychosoziales Krisenmanage-
ment nachhaltig finanzieren lässt. Hier müssen – gerade
angesichts der angespannten Lage öffentlicher Haushal-
te – die erforderlichen Mittel und Wege erst noch gefun-
den werden.

Fazit

Psychosoziale Aspekte müssen auf sämtlichen Hand-
lungsebenen, durchgängig und von vornherein berücksich-
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Prof. Dr. Harald Karutz ist Diplom-Pädagoge, lehrt an der MSH Medical 
School Hamburg und leitet dort auch das Institute for Psychosocial 
Management (IPCM). Von März 2020 bis Juli 2022 hat er parallel zu sei-
ner Hochschultätigkeit das kommunale psychosoziale Corona-Krisen-
management in seinem Wohnort Mülheim an der Ruhr koordiniert.

Zentrale Hinweise für die Etablierung eines kommunalen psychosozialen 
Krisenmanagements

1. Aufgaben, Zuständigkeiten und Verortung - konrete „Mandate“ - eines kommunalen
psychosozialen Krisenmanagements sind in organisatorischer, rechtlicher und fachlicher
Hinsicht bereits im Vorfeld zu klären. Sie müssen allen Beteiligten bekannt sein und von
diesen auch mitgetragen werden.

2. Allgemeines bzw. übergeordnetes Verwaltunghandeln darf psychosozialem Krisenma-
nagement auf der kommunalen Handlungsebene nicht entgegenlaufen, weil es sonst
das psychosoziale Krisenmanagement kounterkariert und ad absurdum führt, mitunter
sogar das Gegenteil von dem hervorruft, was eigentlich beabsichtigt ist.

3. Es werden gemeinsame mentale Modelle benötigt, beispielsweise zur Frage, was eigent-
lich „psychosozial“ bedeutet.

4. Psychosoziales Krisenmanagement erfordert interdisziplinäre Ausbildung und Expertise
der Ausführenden, aber auch eine entsprechende Ausbildung und ein entsprechendes
Grundverständnis alles anderen am Krisenmangement Beteiligten.

5. Psychosoziales Krisenmanagement erfordert hohen Personal- und Zeitaufwand und
kann keinesfalls „nebenbei“ geleistete werden. Dafür müssen die erforderlichen Ressour-
cen aufgebaut und finanziert werden. Es müssen administrative und institutionelle Rah-
menbedinungen geschaffen werden, in denen ein psychosoziales Krisenmanagement
überhaupt erst Wirkung entfalten kann.

6. Forschungsbedarf besteht hinsichtlich der Bedarfs- und Bedürfnisermittlung von Be-
troffenen, der Verbesserung der niedrigschwelligen Erreichbarkeit von Hilfsangeboten 
und Maßnahmen, der Integration psychosozialer Expertise in Entscheidungsprozesse 
sowie insbesondere zu Transferschritten, die bei der Umsetzung von Handlungsempfeh-
lungen aus einer psychosozialen Perspektive erforderlich sind.

7. Innerhalb einer Kommunalverwaltung müssen zahlreiche Schnittstellen definiert und
optimiert werden, v. a. zwischen dem psychosozialen Krisenmanagement sowie der 
städtischen Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, aber auch zwischen dem psychosozialen 
Krisenmanagement sowie dem Bildungs-, Sozial- bzw. Gesundheits- und Innenressort 
mit den jeweils involvierten Ämtern (z. B. Gesundheitsamt, Sozialamt, Amt für Kinder, 
Jugend und Schule) und Einrichtungen (z. B. Kommunales Integrationszentrum, Kom-
munaler Sozialer Dienst, Schulpsychologische Beratungsstelle usw.).

8. Psychosoziales Krisenmanagement erfordert umfangreiche Vorbereitungen und kann
„ad hoc“ nur eingeschränkt funktionieren. Anlassunabhängig müssen schon im Vorfeld 
tragfähige Strukturen geschaffen werden, auf die dann im Bedarfsfall zurückgegriffen 
und aufgebaut werden kann.

9. Psychosoziales Krisenmanagement kann nur gemeinsam gelingen - in einem ressort-
übergreifenden Netzwerk mit zahlreichen internen und externen Partnerinnen und 
Partnern. Die Zusammenarbeit muss dabei von gegenseitiger Wertschätzung, Vertrauen, 
Akzeptanz und Respekt geprägt sein.

10. Voraussetzung für ein gelingendes psychosoziales Krisenmanagement ist die aktive und
ernsthafte Einbindung der Bevölkerung, d. h. die Schaffung von Partizipationsmöglich-
keiten für die Bevölkerung bzw. einzelner Bevölkerungsgruppen und jedes einzelnen
Bürgers. Hier sollte das Bild eines partnerschaftlichen Miteinanders auf Augenhöhe
handlungsleitend sein.

tigt werden, wenn psychosoziales Kri-
senmanagement nicht lediglich als 
eine Art „Feigenblatt“ genutzt bzw. 
sogar missbraucht werden soll: Kei-
nesfalls darf es allein darum gehen, 
psychosoziale Problemlagen zu be-
seitigen, die erst durch (prinzipiell 
vermeidbare!) problematische Ent-
scheidungen verursacht worden 
sind.

In Mülheim an der Ruhr hat die 
Berücksichtigung psychosozialer 
Aspekte im Krisenmanagement si-
cherlich zur Bewältigung der Pande-
mie und ihrer Auswirkungen beige-
tragen. Die Notwendigkeit, psycho-
soziale Fragestellungen im Krisen-
management ebenso zu berücksich-
tigen wie juristische, ökonomische,
medizinische und technische Aspek-
te, dürfte von niemandem mehr ernst-
haft angezweifelt werden. Auch in Pu-
blikationen des Städte- und Gemein-
debundes sowie des Bundesamtes für 
Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe [5], im Bericht der nord-
rhein-westfälischen Kommission zur
Weiterentwicklung des Katastro-
phenschutzes [15] und in einer aktu-
ellen Stellungnahme der Deutschen
Gesellschaft für Katastrophenmedi-
zin [1] wird inzwischen darauf hinge-
wiesen, dass dieses Handlungsfeld 
zukünftig verstärkt beachtet werden 
soll.

Psychosoziales Krisenmanagement 
standardisiert in die kommunale Ge-
fahrenabwehrplanung zu integrie-
ren, stellt somit eine spannende He-
rausforderung für die kommenden 
Jahre dar. Die in Mülheim an der 
Ruhr während der Coronavirus-Pan-
demie gesammelten Erfahrungen 
können hierbei hilfreich sein. Zehn 
zentrale Hinweise, die bei der Etablierung eines kommu-
nalen psychosozialen Krisenmanagements beachtet 

Tabelle 1

werden sollten, sind abschließend in Tabelle 1 zusam-
mengefasst.
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Hochwasser 2021:  
Was folgt aus den Erkenntnissen?

den verschiedenen Gebieten zu erstellen und die Ge-
schehnisse aufgrund der unterschiedlichen Gegebenhei-
ten zu vergleichen. Der Hauptfokus liegt dabei auf der 
Perspektive der betroffenen Bevölkerung. 

Direkt im Anschluss des Starkregen- und Hochwas-
serereignisses führte das IUG eine Onlinebefragung in 
den betroffenen Gebieten durch. Vom 25.08. bis zum 
17.10.2021 nahmen insgesamt 1351 Personen teil, da-
von 894 aus NRW und 424 aus RLP. Die meisten Befrag-

Nathalie Schopp, Klara Drews und Anne Eversheim

Die Arbeitsgruppe „Geographie und Naturrisikenfor-
schung“ der Universität Potsdam, Institut für Umweltwis-
senschaften und Geographie (IUG) analysiert die Warnsi-
tuation in den betroffenen Wassereinzugsgebieten bzw. 
Landkreisen. Ziel ist es, Steckbriefe zur Warnsituation in 

In der Folge des Hochwassers im Juli 2021 mit seinen massiven Auswirkungen wurden viele wissen-
schaftliche Auswertungen mit unterschiedlichen Fragestellungen durchgeführt. Auch das Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert aktuell eine Sondermaßnahme, an der u. a. das 
BBK beteiligt ist. An unseren Beitrag in der vorherigen Ausgabe dieses Magazins anschließend geben wir 
weitere Einblicke in erste Ergebnisse aus dem Projekt HoWaS2021.

1   Zusätzliche Informationen über das Projektvorhaben sind u. a. über 
www.bbk.bund.de/howas2021 abrufbar.

Die fast 190 Todesopfer in Nordrhein-Westfalen und 
Rheinland-Pfalz, zehntausende betroffene Menschen so-
wie die Höhe des wirtschaftlichen Schadens von geschätzt 
über 30 Mrd. Euro machen das Hochwasser 2021 zum bis-
lang tödlichsten und auch teuersten Ereignis in Deutsch-
land seit der Sturmflut 1962 an der norddeutschen Küste. 
Unter dem Titel „Governance und Kommunikation im 
Krisenfall des Hochwasserereignisses im Juli 2021“ 
(HoWas2021) startete daher ein vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung (BMBF) gefördertes Projekt mit 
einer Laufzeit von 18 Monaten zum 1. Dezember 2021. 
Das HoWas2021-Projekt hat zum Ziel, die Hochwasser-
katastrophe zu analysieren und aufzuarbeiten, Verbesse-
rungspotenziale zu identifizieren, um anschließend kon-
krete Handlungsempfehlungen geben zu können. Beson-
derer Fokus liegt hierbei auf den Themenbereichen Kom-
munikation und Governance-Strukturen.

 Neben dem Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) als Behördenpartner sind das Ins-
titut für Wasserbau und Wasserwirtschaft der RWTH Aa-
chen (IWW), das Institut für Umweltwissenschaften und 

Geographie der Universität Potsdam (IUG), das Institut für 
Medienforschung der Universität Siegen (IfM), die Katas-
trophenforschungsstelle der Freien Universität Berlin (KFS) 
und die Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaf-
ten Speyer (DUV) als Verbund in diesem Projekt zusam-
mengefasst. 

Verstärkt wird der Projektverbund durch sieben assozi-
ierte Partner: Technisches Hilfswerk (THW), Deutscher 
Wetterdienst (DWD), Landesamt für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV NRW), 
Landesamt für Umwelt Rheinland-Pfalz (LfU), Emscherge-
nossenschaft, Wasserverband Eifel-Rur (WVER) und Feuer-
wehr Erftstadt, deren Vertreterinnen und Vertreter durch 
ihre Expertise als langjährige Akteure im Bevölkerungs-
schutz ihre Praxisperspektive einbringen . ¹

Wie auch schon im dieser Ausgabe vorausgegangenen 
Beitrag im Bevölkerungsschutz-Magazin 01 / 2023 möch-
ten wir Einblick in die jeweiligen Aufgabenfelder und ers-
ten Ergebnisse der einzelnen Projektpartner geben, denn 
schon jetzt ist deutlich erkennbar: Die größte Herausforde-
rung liegt in der Umsetzung der Erkenntnisse.

Institut für Umweltwissenschaften und Geographie, Universität Potsdam
Die Warnsituation aus der Sicht der Bevölkerung

Annegret Thieken, Anna Heidenreich und Heather Murdock
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ten kamen aus den besonders stark betroffenen Land-
kreisen Ahrweiler und Euskirchen, dem Rhein-Sieg-
Kreis, der Städteregion Aachen, dem Rhein-Erft-Kreis und 
dem Märkischen Kreis. Der Großteil der Befragten gab an, 
in der Vergangenheit noch kein Hochwasser erlebt zu ha-
ben: Im Landkreis Ahrweiler (RLP) lag der Anteil der Perso-
nen ohne Hochwassererfahrung bspw. bei 80%.

Erste Ergebnisse

Erste Ergebnisse der Befragung zeigen, dass etwa ein 
Drittel der Betroffenen aus NRW und RLP angab, keine 
Warnung erhalten zu haben (vgl. Thieken et al. 2023). Regi-
onal unterschieden sich die Angaben hier deutlich: So ga-
ben z. B. aus dem Rhein-Sieg-Kreis 48,5% an, keine War-
nung erhalten zu haben, wohingegen der Anteil der Unge-
warnten in der Städteregion Aachen 20,5% betrug. Dem-
entsprechend gaben zwischen ca. 50 und 80% der Be-
fragten an, eine Warnung erhalten zu haben. Oft wurden 
Befragte durch andere Personen (Bekannte, Freunde, 
Nachbarn etc.) gewarnt oder erhielten eine Warnung 
durch Online-Quellen wie WarnApps, WetterApps, Inter-
netrecherche oder soziale Medien. Als weitere Quellen 
wurden Fernsehen, Radio, Tageszeitungen, (lokale) Infor-
mationen durch Behörden oder den Katastrophenschutz 
vor Ort sowie Sirenen genannt, wobei sich die Angaben 

hier regional stark unterschieden. Abbildung 1 zeigt den 
Anteil der Nicht-Gewarnten und eine Übersicht der häufigs-
ten Warnquellen aus dem Steckbrief für den Landkreis Ahr-
weiler. 

Die Warnung wurde von den meisten Befragten als 
glaubwürdig eingeschätzt, jedoch unterschätzten insgesamt 
85 % die Ereignisstärke. Die Mehrheit erwartete, dass es reg-
nen würde, was aber nicht problematisch sei – nur etwa 15% 
erwartete Unwetter mit weitreichenden Überflutungen, 
Schäden und lebensbedrohlichen Situationen. Viele Befragte 
betonten, dass die in den Warnungen enthaltenen Informa-
tionen unverständlich, ungenügend oder unzutreffend im 
Vergleich zur später eintreffenden Situation waren.

Von denjenigen, die im Juli 2021 gewarnt worden waren, 
wusste etwa die Hälfte der Befragten nicht, wie sie sich und 
ihren Haushalt vor dem Hochwasser hätten schützen kön-
nen. Solches Handlungswissen ist aber essentiell für adäqua-
tes Verhalten im Ereignisfall. In der Tat deuten die Umstände 
von etwa zwei Dritteln der 49 Todesopfer in NRW auf Unter-
schätzung von Gefahrensituationen, ein daraus folgendes als 
„riskant“ zu bewertendes Verhalten und ergo Defizite in der 
Risikokommunikation hin [6]. Ein Drittel wurde vom Ereig-
nis überrascht, d. h. nicht (ausreichend) gewarnt.

Die Steckbriefe für die Landkreise Ahrweiler, Euskirchen, 
Rhein-Sieg-Kreis, StädteRegion Aachen und Rhein-Erft-
Kreis mit diesem und weiteren Analysen stehen auf der Pro-
jektwebseite zum Download bereit . ²

Abbildung 1: Quelle der Warnung. Auf welchem Weg haben die Befragten eine Warnung erhalten? Mehrfachangaben möglich. Die Prozentangaben 
beziehen sich auf die Angaben von 357 Befragten aus dem Landkreis Ahrweiler.
(Grafik: Institut für Umweltwissenschaften und Geographie, Universität Potsdam)

Angaben in %

Ich bin überhaupt nicht auf die Gefahr aufmerksam geworden/bin nicht gewarnt worden.

durch Andere, z.B. Nachbarn, Bekannte, Kollegen, Freunde etc. (z. B. persönliches Gespräch, Anruf, E-Mail, WhatsApp)

Unwetterapp (z. B. Katwarn, NINA, Warnwetter App)

Selbstrecherche im Internet

Wetterapp

soziale Netzwerke im Internet (z. B. Facebook, Twitter)

Behörden oder Katastrophenschutz vor Ort (z. B. Feuerwehr, Gemeinde, Polizei)

Fernsehen (z. B. Wetterbericht oder Teletext)

Sirene oder Lautsprecherwagen

Radio

Warnung durch Evakuierungsaufruf

Tageszeitung

durch meinen Arbeitgeber

durch Betreuungs- oder Bildungseinrichtungen (z. B. Schule, Kita)

durch eigene Beobachtung

33,3

25,8

20,4

16,8

15,7

14,3

12,6

12,6

11,8

3,9

2,8

1,1

0,8

0,6

4,2

2   HoWas2021: Governance und Kommunikation im Krisenfall des Hochwasserereignisses im Juli 2021 | https://www.uni-potsdam.de/
de/umwelt/forschung/ag-geographie-und-naturrisikenforschung/forschungsprojekte/howas2021.
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Im Rahmen von HoWas2021 werden in den nächsten 
Schritten Empfehlungen für eine weitere Verbesserung der 

Warnungsverbreitung, des Aufbaus einer Warnung und 
ebenso der langfristigen Risikokommunikation erarbeitet.

iSchool / Institut für Medienforschung (IfM), Universität Siegen
HoWas2021: Perspektive Kommunikations- und medienwissenschaftliche Analyse des Warnsystems

Gebhard Rusch, Sascha Skudelny und Hannah Schäfer

Auf der Basis von Interviews mit im Geschehen involvier-
ten Expertinnen und Experten (Energieversorger, Mobil-
funkprovider, öffentlich-rechtlicher Rundfunk, BOS) und 
auf Grundlage von Dokumenten- und Medienanalysen 
von MoWaS-Meldungen, öffentlich-rechtlichem Rund-
funk (Fernsehen) und Sozialen Medien (Twitter und Face-
book) sowie mit Blick auf einschlägige Presseveröffentli-
chungen und den aktuellen wissenschaftlichen For-
schungsstand zeichnet sich bereits ein differenziertes und 
gut konsolidiertes Befundbild ab zu Schwachstellen in den 
Bereichen Warnlogik und Warnsysteme, Erstellung, Ver-
breitung und Empfang von Warnungen sowie ihrer Quali-
tät und Wirkung (Verständlichkeit, Instruktivität, Mobili-
sierungseffekt etc.). 

Zur Qualität von Warnungen: An die Argumentation 
des letzten warnlogischen Abschnittes kann unmittelbar 
angeschlossen werden. Wie die Rezeption von Wetter-War-
nungen (selbst der Stufen 3 und 4) vor dem Hochwasser 
2021 gezeigt hat, sind Angaben zu erwarteten Niederschlags-
mengen für Laieninnen und Laien nicht anschaulich und 
eindrücklich genug, um eine frühe und nachhaltige Mobili-
sierungswirkung zu triggern. Zudem sind die unterschiedli-
chen Warnstufen in der Bevölkerung praktisch unbekannt. 
Es fehlen Warnungen mit möglichst anschaulichen Darstel-
lungen und Angaben der Wahrscheinlichkeit der erwarteten 
Arten und Ausmaße von Schäden (z. B. grafische, auch ani-
mierte Darstellungen von Überflutungsgebieten für extreme 
Niederschlagsmengen, Darstellungen von Zerstörungen 
usw.). Für die Warnung der Bevölkerung fehlt im Warnsys-
tem vor allem die explizite Alarmierung als unmissver-
ständliche Aufforderung zu sofortigem Handeln (Selbst-
schutz, Hilfeleistung). Schließlich fehlt es den Warnungen 
wesentlich an Responsivität, also an einem Rückkanal, über 
den mit Orts- und Zeitstempel der Empfang bestätigt und 
am besten auch die von Empfängerinnen und Empfänger 
ergriffenen Maßnahmen (z. B. anhand einer Auswahl von 
Optionen) dokumentiert und an den Warngeber übermittelt 
werden könnten.

MoWaS: Leider sind noch immer nicht alle Landkreise 
und kreisfreien Städte in Deutschland MoWaS-Nutzer. Das 
BBK verzeichnet z. Zt. 358 Vertragsnutzerinnen und Ver-
tragsnutzer (108 mit MoWaS-Vollsystemen, 250 mit Zugang 
zum MoWaS-Portal), denen jedoch 401 Landkreise und 
kreisfreie Städte gegenüberstehen. Trotz weitgehender Stan-
dardisierung von einzelnen Schritten der Erstellung und 
Auslösungen von Warnungen ist die Bedienung des MoWaS-

Systems für das Leitstellenpersonal kompliziert und noch 
nicht hinreichend routinisiert. So werden leider oft auch wi-
dersprüchliche Inhalte in einer Warnung oder in den War-
nungen der Leitstellen einer Region ausgegeben, die von den 
Multiplikatoren (den Redaktionen in den Medienanstalten) 
aufwendig nachrecherchiert werden müssen und dort zu 
einer gewissen Warnskepsis mit womöglich kontraprodukti-
ven Folgen führt. 

Die Analyse der im Untersuchungszeitraum verbreiteten 
MoWaS-Meldungen zeigt zunächst eine insgesamt sehr ge-
ringe Zahl von Warnungen für die Katastrophenregion. Für 
Ahrweiler liegen überhaupt keine Warnungen vor, für Stol-
berg (StädteRegion Aachen) nur 4 Meldungen, für Erftstadt 
(Rhein-Erft-Kreis) lediglich 5. Die am schwersten betroffene 
Region ist also in den MoWaS-Warnungen im Untersu-
chungszeitraum mit einem Anteil von knapp 4% nur margi-
nal repräsentiert. Mit Blick auf die gesamte betroffene Regi-
on steigt die Warn-Intensität sprunghaft erst an, nachdem 
die Katastrophe bereits eingetreten ist. Eine Frühwarn-Phase 
hat es hier also faktisch nicht gegeben. 

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk (Fernsehen): Betrach-
tet man die Berichterstattung im öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk zum Hochwasser 2021 einmal im Überblick und 
Zusammenhang, gewinnt man den Eindruck, dass es für die-
se Aufgabe, vor allem mit Blick auf Frühwarnungen in den 
Anstalten offenbar noch gar keine speziellen Formate und 
Lösungen gibt. Insbesondere die Analyse aller im Zeitraum 
10.07.-14-07.2021 verfügbaren öffentlich-rechtlichen Beiträ-
ge mit Ihren Rahmenprogrammen und Regionalfenstern 
offenbart, dass sich die Berichterstattung bis über den Tages-
verlauf des 14.07.2021 im linearen Programm zunächst im 
Wesentlichen auf die Wetterberichte beschränkt, sich also in 
diesem Kontext auf lediglich jeweils 1-3 Min. abbildet, ohne 
begleitende Ticker-Einblendungen in anderen Sendungen 
und ohne anlassbezogene Änderungen im Sendeschema. 
Die ersten Sondersendungen, die das Sendeschema erwei-
tern, finden sich erst im Abendprogramm des 14.07.2021, 
jedoch nicht primär in den reichweitenstärksten, linearen 
Hauptprogrammen, sondern in den Digital- bzw. Streamin-
gangeboten von ARD und ZDF: 19:30 - 20:11 Uhr (ZDF heute 
live / 41 min.) und 21:30 - 21:42 (ARD Schwerpunkt / 12 min.). 
Anscheinend hat ein lediglich vorhergesagtes Extremereig-
nis für die (Sonder-) Berichterstattung keinen ausreichend 
hohen Nachrichtenwert. Das Fernsehen hat so die wenigen 
vor Eintritt der Katastrophe noch verfügbaren Zeitfens-
ter für wirksame Warnungen also nicht ausreichend ge-
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schutzes. Die Leitfäden richten sich an die operativ-takti-
schen Aufgabenträger – Führungskräfte der BOS – und ha-
ben zum Ziel, zu folgenden Themenbereichen Einsatzunter-
stützung anzubieten:

1.  Wie können BOS in einem Krisenfall die Kooperation
mit Spontanhelfenden gestalten?

2.  Wie können BOS die Krisenkommunikation im Einsatz
mit Schwerpunkt Social Media gestalten?

tagesschau 24, NDR Fernsehen: Hamburg
radiobremen TV: Bremen
Das Erste, Deutschlandfunk Kultur, rbb fernsehen: Berlin
Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Nova, WDR Fernsehen: Köln
mdr: Leipzig
DW, phoenix - das ganze Bild: Bonn
3sat, ZDF, ZDF neo, ZDF info: Mainz
hr Fernsehen: Frankfurt
SR Fernsehen: Saarbrücken
arte: Strasbourg (France)
SWR Fernsehen: Stuttgart
BR Fernsehen, alpha ARD Bildungskanal

Der Beobachtungszeitraum
für das 2021-er Extremereignis

Phase 1: Entwicklungsphase
(10.-12.07.2021)

Phase 2: Ereignis- bzw. Chaosphase
(13.-15.07.2021)

Phase 3: Beginnende Bewältigungsphase
(ab 16.07.2021)

UseCase 1: Fokusregion Stolberg
(zzgl. Städteregion Aachen)

UseCase 2: Fokusregion Erftstadt
(zzgl. Rhein-Erft-Kreis)

UseCase 3: Fokusregion Bad Neuenahr-Ahrweiler
(zzgl. Kreis Ahrweiler)

Abbildung 2: Der Beobachtungsraum für das 2021-er Extremereignis.
(Grafik: iSchool / Institut für Medienforschung (IfM), Universität Siegen)

Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)
Von der Forschung in die Praxis: Spontanhelfende und Krisenkommunikation

Nathalie Schopp, Klara Drews und Anne Eversheim

nutzt und ist dadurch deutlich hinter seinen Möglichkeiten 
zur Mobilisierung von Selbsthilfe und zum Empowerment 
der Bevölkerung zurückgeblieben.

Social Media – beispielhaft Twitter und Facebook: 
Das Potenzial der Social Media für Warnung und Mobili-
sierung der Bevölkerung wurde ebenfalls nicht ausrei-
chend genutzt. Hier fehlen in den Sozialen Medien kom-
petente zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure, 
die bereits im Frühwarnstadium begründet erwartbare 
Extrem-Ereignisse zum Anlass nehmen, in einer Art 
Crowd Research oder Public Science Initiative systema-
tisch einschlägige Erfahrungen und Wissen zur Lagebe-
urteilung und zu den möglichen Gefahren zusammen-
tragen. 

Nach Eintreten der Katastrophe konnte die umfang-
reiche zivilgesellschaftliche Hilfe auch im Ahrtal we-
sentlich über die Social Media mit ihrer vergleichsweise 
großen Reichweite und engagierten Nutzerschaft orga-

nisiert werden. Facebook-Gruppen wie „Stolberg Flut-
hilfe“ mit 6.469 Mitgliedern (Stand: 10.02.2021) oder 
auch „Initiative WIRfürStolberg #gemeinsam“ mit 3.082 
Mitgliedern (Stand: 10.02.2021) lassen sich beispielhaft 
für zivilgesellschaftliche Koordination von Hilfe über 
Social Media anführen. Zur Einschätzung der Relevanz 
dieser Hilfeleistungen muss man zur Kenntnis nehmen, 
dass die Notversorgung der betroffenen Bevölkerung 
über Wochen hinweg von den BOS allein nicht bewältigt 
werden konnte. 

Mit Blick auf die erbrachte Leistung und die potenziel-
le Leistungsfähigkeit des behördlichen Krisenmanage-
ments fehlt auch die aktive Nutzung von Social Media 
durch BOS für Warnung und Information der Bevölke-
rung über alle kritischen Phasen hinweg. Es fehlt ein von 
BOS-Seite betriebenes professionelles Social Media Crisis 
Management komplementär zur eigenen Lagebeurteilung 
und zum Einsatzgeschehen. 

Im Teilvorhaben des BBK „Einbringung der Perspektive war-
nender Behörden und Operationalisierung der Erkenntnisse 
für die Prozesse des staatlichen Bevölkerungsschutzes“ wer-
den zwei Leitfäden entwickelt. Basis hierfür sind die Er-
kenntnisse und Ergebnisse der fünf forschenden Verbund-
partner sowie ergänzende Informationen aus explorativen 
Hintergrundgesprächen mit Vertreterinnen und Vertretern 
von Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BOS) und Expertinnen und Experten des Bevölkerungs-
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Gelungene Kooperation mit Spontanhelfenden

Aus dem HoWas2021-Projekt vorausgegangenen Projek-
ten der Sicherheitsforschung, wie beispielsweise AHA, EN-
SURE, KOKOS, KUBAS, PRAKOS, REBEKA, RESIBES und 
WuKAS, lässt sich nicht nur eine kontinuierliche Präsenz der 
Thematik im Bevölkerungs- und Katastrophenschutz fest-
stellen, sondern ebenso zahlreiche Empfehlungen und Lö-
sungsvorschläge für die Gestaltung der Kooperation mit 
Spontanhelfenden. Wirft man jedoch einen Blick auf die 
praktischen Umsetzung der Empfehlungen, lassen sich un-
ter anderem zwei häufig wiederkehrende Beobachtungen 
machen: Zum einen haben es die wertvollen Erkenntnisse 
noch nicht hinreichend über die wissenschaftliche Ebene hi-
naus und „in die Fläche“ geschafft. Zum anderen ist das The-
ma zwar an vereinzelten Stellen innerhalb der Hilfsorgani-
sationen aufgenommen worden , jedoch zeigt sich hier ²
nicht selten der Anspruch der (vollständigen) Einbindung 
der Spontanhelfenden in die Strukturen der Gefahrenab-
wehr unter BOS-Führung. Obwohl eine solche vollständige 
Einbindung stellenweise und in situationsbedingten Einzel-
fällen in der Krisenbewältigung sinnvoll sein kann, ist dieser 
Ansatz häufig nicht umsetzbar. Vielmehr ist es in vielen Fäl-
len eher ein kooperativer Ansatz, der den Erfolg einer Lage-
bewältigung maßgeblich beeinflussen kann. 

Im Anschluss an eine erste Grob-Konzeptionierung des 
Leitfadens, welche sich an den beiden Publikationen 
„Checklisten und Infos für den PSNV-Einsatz in komplexen 
Lagen“ [3] und „HEIKAT – Handlungsempfehlung zur Eigen-
sicherung für Einsatzkräfte der Katastrophenschutz- und 
Hilfsorganisationen bei einem Einsatz nach einem Anschlag. 
[2] orientieren wird, soll der Leitfaden zur gelungenen Ko-
operation mit Spontanhelfenden noch voraussichtlich Ende
diesen Jahres veröffentlicht werden. 

Bevölkerungskommunikation via Social Media

Den Beiträgen der Universitäten Potsdam und Siegen ist 
zu entnehmen, dass die Fundamente für gelungenes Krisen-
management bereits in der Vorbereitung gelegt werden. Dies 
schließt nahtlos an die Empfehlungen des Leitfadens zu Kri-
senkommunikation [1], sowie das im vergangenen Jahr 
durch das BBK herausgegebene Handbuch für die Praxis zu 
Risikokommunikation [4] an: Krisenkommunikation kann 
nur erfolgreich gelingen, wenn ihr zu „Friedenszeiten“ eine 
kontinuierliche Risikokommunikation vorausgegangen ist 
[1, S. 12] [4, S. 28]. Mit Bezug auf Social Media meint dies kon-
kret, dass die an der Bewältigung beteiligten Organisationen 
bereits vor dem Eintreten einer Krise auf geeigneten Platt-
formen Präsenz zeigen müssen und ihre Kanäle kontinuier-
lich mit auf ihre lokalen Gegebenheiten zugeschnittenen 
Inhalten pflegen sollten [1, S. 21] [4, S. 90]. Auf eine entschei-
dende Hürde für diesen Kommunikationsweg, nämlich der 
hohe Ressourcenbedarf, wurde auch in Gesprächen mit Ex-
pertinnen und Experten aus dem Katastrophenschutz häu-
fig hingewiesen: Eine Erklärung für die durch das IfM be-
schriebene wenig ausgeprägte Nutzung von Social Media 
durch BOS lässt sich vielleicht durch die unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen in haupt- und ehrenamtlichen Struk-
turen erklären. So sind beispielsweise „Social-Media-Beauf-
tragte“ im Gegensatz zu Pressesprecherinnen und Presse-
sprechern oft keine vorgesehene Funktion innerhalb der 
Personalstruktur. Folglich existieren hierfür weder flächen-
deckende und standardisierte Aus- und Fortbildungsange-
bote, noch Personalressourcen oder Kriterien für techni-
sche Ausstattung. 
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    dienst Freiwilligenkoordination des DRK Hessen in Fritzlar.

[3] Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, BBK
(2022a): Checklisten und Infos für den PSNV-Einsatz in
komplexen Lagen. ISBN: 978-3-949117-13-8, BBK - Checklisten
und Infos für den PSNV-Einsatz in komplexen Lagen | https://
www.bbk.bund.de/DE/Themen/Krisenmanagement/Menschund-
Gesellschaft/psnv-checklisten/psnv-checklisten_node.html.

[1] Bundesministerium des Innern, BMI (2014): Leitfaden Krisenkom-
munikation, Bundesministerium des Innern: Leitfaden
Krisenkommunikation | https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/
downloads/DE/publikationen/themen/bevoelkerungsschutz/
leitfaden-krisenkommunikation.html.

[2] Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe, BBK
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Multimodalität und  
Katastrophenschutz? 

Zeitpunkt im Pandemieverlauf auch Verschwörungstheori-
en über in Impfstoffen implementierte „Chips“. Behörden 
und Organisationen der Gesundheitssicherung waren her-
ausgefordert, einen adäquaten Umgang mit dieser Vielzahl 
an Informationen zu finden, diese einzuordnen, zu prüfen, 
zu widerlegen oder auch zu korrigieren. Komplexe Visuali-
sierungen wie Dashboards oder aber Verordnungen, die 
Fachwörter wie Inzidenzen, Inkubationszeit, Herdenimmuni-
tät oder Reproduktionszahl nutzten, prägten dabei den All-
tag der Pandemiekommunikation. Flankierend dazu muss-
te immer auch eine Kommunikationsstrategie gefunden 
werden, die die unterschiedlichen Bedarfe, Bildungshinter-
gründe und Gesundheitskompetenzen – insbesondere auch 
von vulnerablen Gruppen – im Umgang mit diesen Infor-
mationen in Rechnung stellt.

Zugleich waren Behörden und Organisationen der Ge-
sundheitssicherung mit der Dynamik von Wissens- und 
Wertekonflikten konfrontiert: Dominierte zu Beginn der 
Pandemie noch ein (wissensbasierter) Dissens zwischen Vi-
rologen, Ärztinnen und Gesundheitswissenschaftlerinnen 
über Ansteckungswege, die Effizienz von Schutzmaßnah-
men oder die Infektionsdynamik, wurde dieser Streit (gera-
de auch in den klassischen Medien) zunehmend transfor-
miert in eine Grundsatzdebatte über die Verhältnismäßig-
keit politischer Maßnahmen. Der universell gesetzte Wert 
des Lebensschutzes wurde zunehmend gegen andere Werte 
wie Freiheit oder Partizipationschancen abgewogen [4]. 
Auch dieser Umstand führte zu heftigen Auseinanderset-
zungen über das Ausmaß und die Legitimation der soge-
nannten Corona-Maßnahmen.

Begleitet wurde diese Kritik dabei immer auch von einer 
(auch intern formulierten) Kritik an inter- und intrabehörd-
lichen Strukturen und Prozessen [5]. So problematisierten 
schon früh einzelne lokale Gesundheitsämter nicht nur ei-
ne mangelnde technische Infrastruktur (etwa im Kontext 
der Kontaktnachverfolgung), sondern auch die Kommuni-
kation übergeordneter Instanzen wie der Landesgesund-
heitsministerien: Handlungsanweisungen seien oftmals nur 
schwerfällig zu den entscheidenden Akteuren auf kommu-
naler oder Landkreisebene vorgedrungen; Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter mussten ad hoc für die Kontaktnachverfol-
gung mobilisiert werden [6] – ohne ausreichende Kenntnis-

Fabian Brand und Annett Schulze

Drei Jahre nach Beginn der COVID-19-Pandemie scheint 
diese ihre alltägliche Präsenz im öffentlichen Raum verlo-
ren zu haben. Anfang Februar 2023 wurde die Masken-
pflicht in Zügen und Bussen des Fernverkehrs gemäß Ver-
ordnung des Bundeskabinetts abgeschafft. Im März darauf 
folgte die Abschaffung fast aller noch bis dahin bestehen-
den Test- und Maskenpflichten. Auch die Infektionslage 
scheint sich seit geraumer Zeit stabilisiert zu haben, zumin-
dest aber scheint die Pandemie sukzessive in eine Endemie 
überzugehen. COVID-19 also ad acta? Sofern man Krisen als 
komplexe mehrstufige Ereignisse [1]  betrachtet, die nicht *
nur die unmittelbare Krisenbewältigung umfassen, sondern 
auch Phasen sowohl der Prävention und Vorbereitung (Pre-
Crisis) als auch der Evaluation und des Lernens (Post-Crisis), 
lohnt es sich, einen Schritt zurückzutreten und zu fragen: 
Was kann aus dieser Krise eigentlich gelernt werden? 

Ein Rückblick:

Die COVID-19-Pandemie zeichnete sich von Beginn 
an durch einen hohen Grad an wissenschaftlichen wie 
politischen Unsicherheiten aus [2]. Angesichts der 
schnellen Aktualisierung des Infektionsgeschehens, einer 
sich ständig ändernden, durch Ungewissheiten und Un-
wissen begleiteten Informationslage wurde gerade zu Be-
ginn der Pandemie im Frühjahr 2020 seitens von Behör-
den und Organisationen der Gesundheitssicherung eine 
auf den Gesundheitsschutz bedachte Strategie des Risi-
ko- und Krisenmanagements gefahren, die von Teilen der 
Bevölkerung – angesichts von Lockdowns und Masken-
pflichten – zurückgewiesen und zum Anlass von Protest 
genommen wurde. Befeuert wurden diese Proteste zu-
sätzlich durch eine Infodemie, in der ein Übermaß an In-
formationen die Identifikation korrekter und faktenba-
sierter Quellen erschwerte [3]: So kursierten Fehlinfor-
mationen zur Effektivität von FFP2-Masken, Gerüchte 
über den Ursprung der Pandemie oder zu einem späteren 

*	 Die umfangreiche Literaturliste ist unter https://www.bbk.bund.de/
magazin einsehbar.

Optimierungsbedarfe und Möglichkeiten behördlicher Risiko- und 
Krisenkommunikation: das Forschungsprojekt MIRKKOMM
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se der rechtlichen Regularien, ohne Erfahrungen etwa 
mit der Software Sormas, die bundesweit zur Kontakt-
nachverfolgung eingesetzt wird. Die hier skizzierten Her-
ausforderungen der Koordination von Behörden auf 
kommunaler, Landes- und Bundesebene und damit asso-
ziierte Defizite bildeten dabei einen weiteren Kernpunkt 
öffentlicher Kritik.

Angesichts dieses Panoramas kommunikativer wie 
struktureller und prozeduraler Herausforderungen stellt 
sich die entscheidende Frage: Wie kann das kommunikative 
Zusammenspiel von Behörden, Medien und anderen Öf-
fentlichkeitsakteuren angesichts einer komplexen öffentli-
chen Sphäre verbessert werden? Welche Erkenntnisse kön-
nen aus der Pandemie zur Vorbereitung und Bewältigung 
zukünftiger Krisen gewonnen werden?

Ziele und Vorgehen des Forschungsprojektes „Optimierung 
der Risiko- und Krisenkommunikation von Regierungen, 
Behörden und Organisationen der Gesundheitssicherung 
(MIRKKOMM)“

Das vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung innerhalb der Bekanntmachung „Zivile Sicherheit 
– Gesellschaften im Wandel“ geförderte und vom Bundes-
institut für Risikobewertung geleitete Verbundprojekt 
(Laufzeit: 10 / 2021 – 09 / 2024) MIRKKOMM widmet sich 
diesen Fragen. Es liefert so Erkenntnisse zur Optimierung 
des internen und externen Wissens- und Kommunikations-
managements von Organisationen der Gesundheitssiche-
rung. Das in einem Verbund von insgesamt sechs Partner-
institutionen realisierte Forschungsprojekt untersucht mit 
Blick auf Akteure wie Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben (BOS), Verwaltungen oder Hilfsorgani-
sationen auf kommunaler, Länder- und Bundesebene ins-
besondere:

a)	 die multimodale Aufbereitung und Formatierung von 
Gesundheitsinformationen, Warnungen, Handlungs-
empfehlungen und -anweisungen sowie deren Rezepti-
on, Bewertung und Bearbeitung durch Bürgerinnen und 
Bürger sowie Intermediäre wie Medien und neue Öf-
fentlichkeitsakteure;

b)	 die Herausforderungen, Strategien und Strukturen mul-
timodaler Risiko- und Krisenkommunikation von Bun-
des- und Landesregierungen, Behörden und Organisati-
onen der Gesundheitssicherung;

c)	 die Gebrauchstauglichkeit und Weiterverarbeitung von 
Warnungen, Handlungsempfehlungen und -anweisun-
gen entlang des Warnmeldeprozesses sowie im Kontext 
der Nutzung des Modularen Warnsystems (MoWaS) so-
wie

d)	 den Rechtsrahmen staatlicher Risiko- und Krisenkom-
munikation.

Die Erkenntnisinteressen verknüpfen sich mit der An-
nahme einer zunehmenden Multimodalisierung medialer 
Kommunikation im Kontext einer komplexen öffentlichen 

Sphäre. Dabei wird vorausgesetzt, dass Medienkommuni-
kation – ob Infographiken, Dashboards oder Verordnun-
gen – grundsätzlich zwei Typen von Modalitäten erfordert: 
Darstellungsmodi wie Text, Sprache und Bild, die der 
Übermittlung von Inhalten dienen, sowie Präsentations-
modi wie Typographie, Farben, Intonation, Gestik, Mimik, 
Design, Musik, die zur Aufbereitung der jeweiligen Inhalte 
eingesetzt werden [7]. Die Rezeptions- und Wissensfor-
schung hat gezeigt, inwiefern Multimodalität – also der 
Einsatz dieser verschiedenen Modi sowie deren sinnvolle 
Anordnung – auch zur Optimierung staatlicher Risiko- 
und Krisenkommunikation beitragen kann [8]. Gerade in 
Krisen wie der COVID-19-Pandemie zeigt sich, wie wichtig 
Forschungen in diesem Bereich sind: nicht nur zur Siche-
rung von Akzeptanz und Vertrauen, sondern auch zur Ver-
besserung der Verständlichkeit, Eindeutigkeit und Effizi-
enz staatlicher Gesundheitsinformationen.

MIRKKOMM nähert sich dem Themenkomplex aus 
mehreren Perspektiven. Dabei werden einerseits die or-
ganisationalen bzw. interaktionalen Prozesse und Struk-
turen verschiedener Kommunikatoren (Behörden, Medi-
en, neue Öffentlichkeitsakteure) sowie andererseits die 
öffentlichen Auseinandersetzungen über Wahrheit, Wis-
sen und Verschwörungstheorien sowie auch über politi-
sche Maßnahmen und Verordnungen untersucht. Er-
gänzt werden diese Perspektiven durch die Rezeptions-
forschung, in der die Wahrnehmung und Interpretation 
beispielsweise behördlicher Informationen, Grafiken und 
Videos durch Bürgerinnen und Bürger sowie Behörden-
mitarbeiterinnen und -mitarbeiter im Vordergrund steht. 
Dabei wird insbesondere gefragt, wie diese Kommunika-
te von den Rezipierenden angeeignet werden, wie diese 
verstanden und bewertet, aber auch, welche Handlungs-
anforderungen daraus abgeleitet werden. Die juristische 
Perspektive komplettiert das Projekt und nimmt vor al-
lem die rechtlichen Rahmenbedingungen staatlicher Ri-
siko- und Krisenkommunikation im Kontext von Krisen 
in den Blick.

Erkenntnisse für den Katastrophen- und  
Bevölkerungsschutz: Kommunikation über Risiken in Krisen

Die beschriebenen Erkenntnisinteressen sind gerade 
auch für Akteure der Katastrophenhilfe sowie des Bevöl-
kerungsschutzes relevant. So bildet die Information und 
Interaktion mit der von Gefahrenlagen und Katastrophen 
betroffenen Bevölkerung einen Schwerpunkt des Katast-
rophenmanagements. Gerade in Großkatastrophenla-
gen, in der verschiedene Behörden, Leitstellen und Ak-
teure wie das Technische Hilfswerk involviert sind, stellt 
sich die Frage nach der internen und externen Koordi-
nation von Kommunikation [9]. Welche Relevanz die 
von MIRKKOMM gewonnenen Erkenntnisse auch für 
den Katastrophenschutz und den Bereich ziviler Sicher-
heit haben können, wird im Folgenden am Beispiel visu-
ell aufbereiteter Lageinformationen und an die Bevölke-
rung adressierter Warnungen illustriert.
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(1) Kommunikation über Risiken in Krisen

Die adressaten- und zielgruppengerechte Kommunika-
tion von Risiken im Rahmen komplexer und dynamischer 
Krisen stellt Behörden und Organisationen der Gesund-

heitssicherung wiederholt vor Herausforderungen. Das 
betrifft auch den Katastrophenschutz: Betroffene müs-
sen unter hohem Zeitdruck mit relevanten (operativen) 
Informationen über ein Ereignis versorgt werden, um 
diesen wiederum ein informiertes Entscheiden zu ermög-
lichen [9]. Zugleich müssen die in Krisen involvierten 
Akteure über das konkrete Lagebild – über Schadensart, 
Schadensobjekt und Schadensumfang – wie auch über 
vorhandene Einsatzressourcen, einsetzbares Personal 
und Entscheidungsstrukturen in Kenntnis gesetzt wer-
den, um ein möglichst effizientes und koordiniertes Ka-
tastrophenmanagement wie auch informierte Operatio-
nen der Krisenbewältigung vor Ort zu gewährleisten. 
Dabei besteht immer auch die Notwendigkeit, vorhan-
dene Daten (etwa zur geographischen Verortung von Ge-
fahrenlagen wie etwa Waldbränden) zu integrieren und 
diese – zur Unterstützung der Entscheidungsfindung 
wie auch der konkreten Krisenbewältigung vor Ort – in 
einer sinnvollen und effizienten Art und Weise aufzube-
reiten.

Die in diesem Rahmen geschaffenen Daten- und In-
formationsvisualisierungen sind jedoch sowohl hin-
sichtlich ihrer Kommunikation als auch hinsichtlich ih-
rer Rezeption, z. B. durch vor Ort eingesetztes Personal 
der Feuerwehr, äußerst voraussetzungsreich. Auf Seiten 
der Rezipierenden setzen sie die Kompetenz voraus, vi-
suell-numerische Codes erkennen und sinnvoll interpre-
tieren zu können [10]. Es bedarf daher eines Verständnis-
ses für die Herausforderungen, die sowohl mit deren Ge-

Abb. 1: Dashboard des Robert Koch-Instituts zu aktuellen Kennzahlen der COVID-19-Pandemie in Deutschland.

staltung als auch mit deren Rezeption verknüpft sind. 
Im Bereich des Katastrophenschutzes können in diesem 
Kontext beispielsweise Dashboards genannt werden, die 
es ermöglichen, Notfälle in Echtzeit zu überwachen [11]. 
In der nunmehr drei Jahre andauernden COVID-19-Pan-

demie wurden Dashboards vor allem zur Darstellung epi-
demiologischer Fallzahlen, Impfquoten oder der Bele-
gung von Intensivbetten sowie zur Darstellung von Ver-
lauf und Intensität genutzt.

Dashboards symbolisieren durch ihre Verknüpfung 
von verschiedenen Darstellungsmodi – wie begleitenden 
Informationstexten, statistischen Daten und geographi-
schen Karten – und Präsentationsmodi – wie farblichen 
Akzentuierungen besonders hoher Fallzahlen, der de- 
signtechnischen Anordnung von Karten, Diagrammen 
und Text – in besonderer Art und Weise die Multimodali-
tät medienvermittelter Kommunikation. Die im Rahmen 
von MIRKKOMM gesetzten Perspektiven auf die Rezepti-
on und Inhalte solcher Formate ermöglichen nachzu-
vollziehen, welche Herausforderungen mit deren Einsatz 
einhergehen. 

So hat die Forschung angesichts der Komplexität von 
Daten- und Informationsvisualisierungen wiederholt 
auf das Risiko möglicher Fehlinterpretationen und da-
mit verbundener Handlungsentscheidungen sowie auf 
Vertrauensverluste in die kommunizierenden Akteure 
verwiesen [12]. 

Es ist daher auch und insbesondere für den Bereich 
des Katastrophenschutzes sinnvoll, über die Verständ-
lichkeit der verschiedenen Elemente beispielsweise von 
Dashboards oder visuell aufbereiteter Lageinformationen 
zu reflektieren: sowohl hinsichtlich ihrer Anordnung als 
auch hinsichtlich der Nachvollziehbarkeit visuell aufbe-
reiteter Daten.
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Abb. 2: Bedienoberfläche des Modularen Warnsystems (MoWaS) zur Erstellung von Warnmeldungen.

(2) Krisenkoordination

Mit der Perspektive der Kommunizierenden rückt da-
bei zudem die Produktionslogik solcher Darstellungsfor-
mate in den Fokus: Welche Bedingungen prägen die Ge-
staltung visueller Lageinformationen? Welche (ggf. wi-
dersprüchlichen) Erwartungen und Ansprüche sind mit 
diesen Formaten verknüpft? Wer entscheidet, welche Da-
ten wie visuell aufbereitet und kommuniziert und wel-
che Daten wiederum nicht berücksichtigt werden? Wel-
che Probleme ergeben sich bei der Kommunikation von 
Handlungsanweisungen und Gesundheitsinformationen 
sowie im Hinblick auf die Koordination unterschiedli-
cher Akteure? Mit speziellem Fokus auf die COVID-
19-Pandemie untersucht MIRKKOMM die Kommunika-
tionsstrukturen, Entscheidungsprozesse sowie die Zu-
ständigkeiten im Rahmen der Prävention, Bewältigung 
und Nachbereitung von Krisen. Hinsichtlich der Kom-
munikation in Schadenslagen können diesbezügliche Er-
kenntnisse auch für den Katastrophenschutz relevant 

werden. So müssen gerade in Schadenslagen unter-
schiedliche Akteure koordiniert, Krisen- oder Katast-
rophenpläne ausgeführt, relevante Daten ausgewählt 
und – unter Vermeidung von Widersprüchen zwi-
schen den verschiedenen involvierten Akteuren – an 
das zur Katastrophenbewältigung eingesetzte Perso-
nal, an Erst- und Spontanhelfende kommuniziert wer-
den. Die Herausforderungen in diesem Bereich sind 
vielfältig: von fehlenden Informationen über ein „Zu-
viel“ an Informationen [13] bis hin zu fehlender Infor-
mationsweitergabe [14]. Die Ergebnisse von Forschun-
gen in diesem Bereich könnten dazu beitragen, Kom-
munikationsprozesse (beispielsweise den Informati-
onsfluss zwischen verschiedenen Instanzen) zu opti-
mieren, eine gemeinsame Situationswahrnehmung 
aufzubauen [15], Vertrauen in die kommunizierenden 
Akteure zu sichern und Informationen zielgruppenge-
recht an Bevölkerung wie Personal weiterzugeben, um 
eine effektive Krisen- und Katastrophenbewältigung 
zu gewährleisten.
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Abb. 3: Beispiel einer über das Modulare Warnsystem (MoWaS) erstellten Gefahreninformation.
(Abbildungen: MIRKKOMM)

(3) Mensch-Maschine-Interaktion

Angesichts dieser kommunikativen wie strukturellen 
Herausforderungen staatlicher Risiko- und Krisenkommu-
nikation sollte dabei jedoch auch nicht aus dem Blick gera-
ten, dass Informationen zu Risiken und Krisen gerade im 
Kontext der Bevölkerungswarnung über komplexe Einga-
be- und Informationssysteme erfolgen, welche verschiede-
ne Ausspielkanäle wie Apps (z. B. NINA und KatWarn) oder 
Infoscreens ansteuern. Diese Informationssysteme bilden 
eine Einheit aus dem technologischen Part, z. B. der Soft-
ware, und den diese bedienenden Menschen [16]. Die Einga-
be solcher krisen- und katastrophenbezogenen Informatio-
nen erfolgt in Deutschland dabei über das Modulare Warn-
system (MoWaS), einer im Auftrag des Bundesamtes für Be-
völkerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) von der me-
com GmbH entwickelten und betriebenen digitalen 
Plattform. Diese ermöglicht die Eingabe, den Zugriff auf so-
wie die Verbreitung von Warnmeldungen an eine von 
Katastrophen betroffene Bevölkerung [17]. Ebenso wie 

die Rezeption kritischer Informationen durch die Bevölke-
rung oder durch das in die Gefahrenbewältigung involvier-
te Personal, ist auch die Interaktion mit technischen Syste-
men wie dem MoWaS durch Mitarbeitende in Leitstellen 
und Lagezentren voraussetzungsreich. 

Im Rahmen einer Usability-Studie zur Gebrauchstaug-
lichkeit untersucht MIRKKOMM die Herausforderungen 

der Interaktion mit diesem komplexen technischen System, 
um die Wirksamkeit und Verständlichkeit des Interfaces zu 
evaluieren. Das im MoWaS enthaltene Ein- und Ausgabe-
system ermöglicht nicht nur die Erstellung und Erfassung 
von Warnmeldungen, sondern auch die Aufbereitung und 
Weitergabe von Warnmeldungen für die diversen Multipli-
katorinnen und Multiplikatoren, die in der Warnung der 
Bevölkerung involviert sind, wie beispielsweise Fernseh- 
und Radiosender oder Internetportale. Auch hier spielen 
Fragen der Multimodalität eine Rolle: Welche Informatio-
nen werden weitergegeben, wie werden sie aufbereitet, in-
wieweit sind diese Informationen konsistent? 

Da MoWaS auf verschiedene Darstellungs- und Präsen-
tationsmodi – wie etwa eine strukturierte Menüführung, 
Dropdown-Menüs, Karten und Kartenwerkezuge, Icons – 
zurückgreift, bedarf es nicht nur eines Verständnisses für 
den Warnmeldeprozess und die kommunikativen Prozesse 
zwischen den eingebundenen Akteuren, sondern auch für 
das Design und die Anordnung der unterschiedlichen Ele-
mente auf Interfaceebene [18]. Denn: die Usability eines so-

ziotechnischen Systems wie MoWaS 
kann sich immer auch auf die Genau-
igkeit, Vollständigkeit und Rechtzeitig-
keit von Warnmeldungen wie auch 
auf die kognitive Auslastung der Nut-
zerinnen und Nutzer bei der Erstel-
lung einer Warnmeldung auswirken. 
Mit dieser Forschung schafft MIRK-
KOMM zusätzliche Synergien zum 
Feld des Katastrophenschutzes. Er-
kenntnisse zur Usability, die MIRK-
KOMM mit Blick auf MoWaS zu ge-
winnen versucht, sind auch für andere 
Emergency Response Systems von Be-
deutung. Denn auch diese bedürfen 
einer effektiven, effizienten und siche-
ren Bedienbarkeit, um in Krisenbewäl-
tigungsmaßnahmen eingebundene 
Akteure rechtzeitig informieren zu 
können [19]. Neben der oben betonten 
Notwendigkeit, die Herausforderun-
gen bei der Rezeption kritischer Infor-
mationen zu untersuchen, muss somit 
zugleich immer auch die Distribution 
– also Sammlung, Eingabe und Wei-
tergabe – sowie die Interaktion mit da-
für vorgesehenen Systemen in For-
schungen zur staatlichen Risiko- und 
Krisenkommunikation wie auch zum 
Katastrophenschutz berücksichtigt 
werden. Im Hinblick auf das MoWaS 

spielen dabei – neben Fragen der Usability – auch Fragen 
nach der Weiterleitung von Warnmeldungen, also danach, 
welche Warnmittel und welche Multiplikatoren wann 
unter welchen Bedingungen genutzt werden dürfen, eine 
entscheidende Rolle.

MIRKKOMM verschränkt über die verschiedenen Teil-
vorhaben hinweg die Kommunikator- und Rezeptionspers-
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Fabian Brand ist wissenschaftlicher Mitarbeiter im Studienzentrum So-
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Risikokommunikation des Bundesinstituts für Risikobewertung (BfR).

Dr. Annett Schulze ist Leiterin des selben Studienzentrums.

pektive sowie die Perspektive auf die Gestaltung und Inhal-
te von Kommunikaten. So wird MIRKKOMM Erkenntnisse 
zur Interaktion mit technischen Systemen wie MoWaS so-
wie damit verbundenen (inter- und intraorganisationalen) 
Herausforderungen im Warnmeldeprozess beitragen.

(4) Rechtlicher Rahmen

Flankierend wird das Projekt zudem den Rechtsrahmen 
staatlicher Risiko- und Krisenkommunikation analysieren. 
Die für das Projekt grundlegende Beobachtung, dass staatli-
che Kommunikation in Krisen bisher nur rudimentär gere-
gelt ist, ist dabei auch für den Katastrophenschutz relevant. 
In der Forschung ist umfassend dokumentiert, inwieweit 
Rechtsunsicherheiten auch das kommunikative Verhalten 
in Krisen und Katastrophenfällen prägen können [20]. 
Rechtsunsicherheiten können dazu führen, dass Behörden 
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben nicht oder 
nicht rechtzeitig handeln bzw. kommunizieren, vorhandene 
Kanäle (darunter auch die sozialen Medien) nicht nutzen 
und Informationen nicht an die von Katastrophen betroffe-
nen Bevölkerungsteile weitergegeben werden. Dabei spielen 
nicht nur die mit den Unsicherheiten bei der Herausgabe 
von Warnungen verknüpften Ängste vor möglichen inhalt-
lichen Fehlern oder fehlerhaften Lageeinschätzungen, son-
dern vor allem auch vor etwaigen Haftungsrisiken eine be-
deutende Rolle. Für die Risiko- und Krisenkommunikation 
staatlicher Instanzen ist daher eine präzise Absteckung des 
Rahmens staatlicher Risiko- und Krisenkommunikation 
notwendig. Im Konkreten wird MIRKKOMM aus existieren-
den verfassungsrechtlichen wie auch verfassungsgerichtli-
chen Vorgaben Anforderungen und Rahmenbedingungen 
für die Kommunikation staatlicher Institutionen ableiten. 
Dabei soll angesichts identifizierter Rechtsrisiken einerseits 
vor rechtlich fragwürdigen Entscheidungen gewarnt wer-
den. Andererseits sollen – handlungsermöglichend – invol-
vierten Akteuren zugleich konkrete Schritte aufgezeigt wer-
den, die diese in bestimmten Situationen rechtssicher vor-
nehmen können.

Forschungstransfer

Als Projekt, das sich der Optimierung staatlicher Risi-
ko- und Krisenkommunikation widmet, nimmt MIRK-
KOMM Symbolcharakter an. Dementsprechend zielt der 
Verbund auf eine proaktive Kommunikation und Weiter-
gabe der Erkenntnisse – sowohl an die Bevölkerung als 
auch an Behörden und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben. Der Ergebnistransfer erfolgt dabei nicht nur 
über eine enge Kooperation – etwa über gemeinsame 

Workshops – mit zahlreichen assoziierten Partnern wie 
dem Robert Koch-Institut (RKI), der Bundeszentrale für 
politische Bildung (bpb), dem Bundespresseamt (BPA) oder 
dem Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK), sondern auch über klassische Instrumen-
te der Wissenschaftskommunikation sowie des Ergebnis-
transfers, darunter:

•	 die Entwicklung von Konzepten zur Integration der 
Projektergebnisse in die universitäre Ausbildung;

•	 die Entwicklung von Weiterbildungsangeboten zur Op-
timierung der Aufbereitung und Vermittlung von Infor-
mationen in und über Krisen;

•	 die Vorbereitung und Herausgabe eines Handbuches zur 
multimodalen Risiko- und Krisenkommunikation, in 
der der Themenkomplex „Multimodalität“ aus den oben 
skizzierten Perspektiven beleuchtet wird;

•	 die Entwicklung verschiedener Empfehlungskataloge, 
Leitfäden und Checklisten zur multimodalen Risiko- 
und Krisenkommunikation staatlicher Akteure, darun-
ter insbesondere zu gestalterischen wie rechtlichen As-
pekten der Kommunikation über Risiken und Krisen;

•	 die Erarbeitung eines Praxisleitfadens sowie abgeleite-
ten Vorschlägen zur Anpassung und Optimierung des 
MoWaS.

Daneben entfällt ein großer Output von MIRKKOMM 
auf (wissenschaftliche) Fachpublikationen. Neben der Ver-
öffentlichung peerreviewter Artikel in etablierten Wissen-
schaftsjournalen zielt der Verbund auf eine Veröffentli-
chung von Ergebnissen in Journalen und Magazinen, die 
insbesondere auch im Kreis von Praktikerinnen und Behör-
denmitarbeitern rezipiert werden [21].

Zudem kann abschließend auf eine besondere Form der 
Wissenschaftskommunikation verwiesen werden: Denn 
MIRKKOMM wird – noch während der Projektlaufzeit 
– erste Zwischenergebnisse sowie Erkenntnisse zu den Her-
ausforderungen der Risiko- und Krisenkommunikation un-
ter den Bedingungen einer Pandemie im Museum für Kom-
munikation (MfK) präsentieren. Die Ausstellung mit dem 
Titel #Krisenalltag – Kommunikation in der Pandemie wird 
vom 13. Juli 2023 bis zum 15. Oktober 2023 am Berliner 
Standort des MfK zu sehen und anschließend ebenfalls 
– ab dem 9. November 2023 – in Frankfurt am Main zu be-
sichtigen sein.

Die Autoren danken  
Dr. habil. Dinah Leschzyk, Alena Biegert, Gudrun Menze, 
Michaela Weber und Inga Wilkens für wertvolle Anmer-
kungen zum Manuskript.
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Trinkwasserausfall im Krankenhaus 

Nadine Rücker, Jan Bäumer und Ina Wienand

Was passiert in Gesundheitseinrichtungen bei Ausfall 
oder Beeinträchtigung der Wasserver- und Abwasserent-
sorgung? Welche Krankenhausbereiche sind von Wasser 
abhängig? Welche qualitativen und quantitativen Anfor-
derungen bestehen dabei? Wie redundant ist die vorhan-
dene Ver- und Entsorgungsinfrastruktur? Welche Szenari-
en gefährden die Ver- oder Entsorgung und welche Not-
fallplanungen liegen dafür in den Einrichtungen vor? Mit 
diesen und vielen weiteren Frage-
stellungen beschäftigt sich das Pro-
jekt NOWATER seit Mai 2020, in 
dem erstmals Risiken, Abhängigkei-
ten und Lösungsoptionen für Ge-
sundheitseinrichtungen in Deutsch-
land bei Beeinträchtigung oder Aus-
fall der Wasserver- und Abwasse-
rentsorgung im Kontext Kritischer 
Infrastrukturen betrachtet werden.

Anlass und Zielsetzung des Projektes

Einrichtungen der Gesundheits-
versorgung, ebenso wie Betriebe und 
Anlagen der Trinkwasserver- und Ab-
wasserentsorgung, sind aufgrund ihrer 
Bedeutung für die Daseinsvorsorge und Gewährleistung 
gesundheitsrelevanter Versorgungsleistungen  zu den Kriti-
schen Infrastrukturen zu zählen [1-3] . Insbesondere im *
Hinblick auf Gesundheitseinrichtungen stellt die Wasser-
ver- und Abwasserentsorgung neben der uneingeschränk-
ten Versorgung mit Strom, das zweitkritischste Infra-
strukturelement dar [4]. 

*	 Die umfangreiche Literaturliste ist unter https://www.bbk.bund.de/
magazin einsehbar.

Kommt es zu Beeinträchtigungen in der Wasserver- 
oder Abwasserentsorgung ist innerhalb sehr kurzer Zeit 
– teilweise innerhalb weniger Stunden – mit quantitati-
ven und qualitativen Beeinträchtigungen der Gesund-
heitsversorgung zu rechnen [5]. Dies zeigte sich auch
beim Flutereignis vom 14. 07. 2021 im Ahrtal, bei dem die
Wasserver- und Abwasserentsorgungsstränge, u. a. des
Maria Hilf Krankenhauses, zerstört wurden.

Ein Einblick in die Forschungsergebnisse des  
Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und  
Katastrophenhilfe (BBK) aus dem Projekt NOWATER

Projektpartner des Forschungsprojektes NOWATER

Bundesministerium für Bildung und Forschung
United Nations University UNU-EHS
Universität der Bundeswehr München
Technology Arts Sciences - TH Köln
teckons GmbH & Co KG
Bundesamt für Bevölkerungschutz und Katastrophenhilfe Strecker Wassertechnik 
Agaplesion - Unsere Werte verbinden

Auch wenn keine direkte Betroffenheit durch Überflu-
tung vorlag, musste das Krankenhaus nach ca. 36 Stun-
den evakuiert werden. Der Notbetrieb der Notaufnahme 
konnte erst nach einigen Tagen wiederhergestellt wer-
den und erst nach vier Wochen war aufgrund der Ab-
wassersituation wieder eine stationäre Aufnahme von 
Patientinnen und Patienten möglich.

Obwohl insbesondere in Krankenhäusern das Be-
wusstsein für die Bedeutung der Wasserinfrastruktur 
steigt, gibt es derzeit nur wenige explizite Planungskon-
zepte und Untersuchungen, die den Einfluss von Beein-
trächtigungen detailliert untersuchen und mit Risiko- 
und Krisenmanagementansätzen unterlegen [6–10].  
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1   Im Rahmen des Programms „Forschung für die zivile Sicherheit“ der 
Bundesregierung.

2   Notfallvorsorgeplanung der Wasserver- und -entsorgung von Einrich-
tungen des Gesundheitswesens – organisatorische und technische 
Lösungsstrategien zur Erhöhung der Resilienz.

NOWATER:
Notfallvorsorgeplanung der
Wasserver- und -entsorgung von
Einrichtungen des
Gesundheitswesens - 
organisatorische und Technische
Lösungsstrategien zur Erhöhung der 
Resilienz

Mindestanforderungen
wasserversorgungs-relevanter
Prozesse:
De�nition von Schutzzielen; Konkretisierung von
Sicherheitsszenarien; Durchführung einer
prozessbasierten Kritikalitätsanalyse

Situationsanalyse
Überblick über die Situation der
Notfallvorsorgeplanung von
Krankenhäusern; Sensibilisierung von
Krankenhäusern und anderen Akteuren

Risikoanalyse
Ableitung von Handlungsoptionen der
Notfallvorsorgeplanung; Durchführung
von Risikoanalysen; De�nition der
Anforderungen an die Haustechnik

Organisationskonzepte
Erarbeitung von Organisations-
konzepten für den Krisenfall;
Erstellung eines HACCP-Konzepts für
Anlagentechnik

Sicherstellung Trinkwasserversorgung
Erfassund des Wasserbedarfs einzelner Prozesse und 
Stationen; Planung und Bau des Demonstrators;
Evaluation des Demonstrators

Sicherstellung Abwasserentsorgung
Ermittlung des Abwasseranfalls einzelner Prozesse und 
Stationen; Konzept zur Sicherstellung der Abwasser-
entsorgung

Sicherstellung Energieversorgung
Bestandsaufnahme Notfallvorsorgeplanung der
Stromversorgung; Konzept zur
Integration neuer Komponenten

Demonstrator
Modulare technische Komponenten zur Aufbereitung
und Bereitstellung von Ersatz- bzw. Notwasser

Praxisnaher Leitfaden
Notfallkonzepte der Funktionsfähigkeit kritischer Prozesse

Verbundkoordination: Universität der Bundeswehr München,
Professur für Siedlungswasserwirtschaft und Abfalltechnik
Universität der Bundeswehr München - NOWATER -| http://go.unibw.de/nowater

Arbeitspakete des Projekts NOWATER.

Entsprechend hoch ist der Bedarf an angepassten Risiko-
managementsystemen und darauf aufbauende Notfallvor-
sorgeplanungen [8–10]. An dieser Stelle setzt das vom 
BMBF geförderte Forschungsprojekt  NOWATER  an.²¹

Gemeinsam mit Projektpartnern aus der Wissenschaft, 
wie der Universität der Bundeswehr München (UniBW, 
Projektkoordination), der Technischen Hochschule Köln 
(TH Köln) und der United Nations University (UNU-EHS), 
sowie Beteiligten aus der Wirtschaft (Strecker Wassertech-
nik, Teckons GmbH & Co KG) und dem Gesundheitswesen 
(Markus Krankenhaus der AGAPLESION FRANKFURTER 
DIAKONIE KLINIKEN gGMBH), ermittelt bzw. erarbeitet 
das BBK Mindestanforderungen, Risikoanalysemethoden 
und Empfehlungen für praxisnahe, sektorübergreifende 
Notfallvorsorgeplanungen.

Eine zentrale Prämisse des Projektes ist die breite An-
wendbarkeit der Ergebnisse in der Praxis. Dazu wurde für 
die Evaluation der Praxistauglichkeit – neben den Projekt-
partnern – mit einem Konsortium aus Beteiligten des Ge-
sundheitssektors (u. a. Klinikverbund Südwest GmbH, Ro-
Med Kliniken), der Wasserver- und Abwasserentsorgungs-
unternehmen (u. a. Stadtwerke Rosenheim, Stadtentwässe-
rung Rosenheim), der Behörden (u. a. Umweltbundesamt, 
Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittel-
sicherheit, Staatliche Landesfeuerwehrschule Geretsried) 
und zahlreichen weiteren Expertinnen und Experten zu-
sammengearbeitet.

Ein erster Schwerpunkt des BBK lag in der Erarbeitung 
eines Mindestanforderungskonzeptes. Dieses wurde auf 
Grundlage von Literaturrecherchen, Umfragen, Experten-
interviews, Workshops, Ergebnissen der Risikoanalyse und 
Bedarfsmessungen erarbeitet und umfasst: 

• die Analyse von Wasserabhängigkeiten in Krankenhäu-
sern und Ableitung potentieller Folgen bei Beeinträch-
tigung der Wasserver- und Abwasserentsorgung,

• die Ermittlung des Wasserbedarfs und der notwendi-
gen qualitativen Voraussetzungen im klinischen Kon-
text,

• die Abklärung der rechtlichen und normativen Rah-
menbedingungen, inklusive Zuständigkeiten gleicher-
maßen für Planungen im Vorfeld als auch im Fall einer
Beeinträchtigung, 

• die Einbindung von weiterführenden Ergebnissen der
Risikoanalyse und Studien in die Mindestanforde-
rungskonzeption.

In einem weiteren Schwerpunkt wird durch das BBK
eine angepasste Risikoanalysemethodik sowie ein digitales 
Werkzeug (NOWATER Toolset) entwickelt, um Risiken ei-
ner Beeinträchtigung der Wasserver- und Abwasserentsor-
gung möglichst anwendungsorientiert und ressourcen-

schonend bewerten zu können. Die Methodik befähigt kri-
tische und verwundbare Prozesse zu identifizieren, Risiken 
zu bewerten und geeignete Maßnahmen abzuleiten. 

Aufgrund der erwähnten besonderen Bedeutung für 
die medizinische Versorgung der Bevölkerung, lag der Fo-
kus des Projektes primär auf Krankenhäusern als Ziel-
gruppe. Im Verlauf des Projektes wurde das Verfahren da-
hingehend abgewandelt, dass eine Anwendung auch für 
andere Gesundheitseinrichtungen, wie z. B. Altenpflege-
heime, zielführend und praxistauglich durch eine semi-
quantitative Durchführung und Darstellung umsetzbar ist.

Die systematische Analyse realer Krankenhausprozesse 
ergab, dass eine funktionierende Wasserver- und Abwasse-
rentsorgung nicht nur im Rahmen der Trink- und Spei-
senversorgung, sondern für zahlreiche medizinische, tech-
nische und hygienische Abläufe essentiell ist, woraus sich 
für Krankenhäuser ein erheblicher quantitativer und qua-
litativer Wasserbedarf auch im Rahmen der Notfallversor-
gung ergibt.

Ermittlung von Mindestanforderungen

Die Erhebung von Mindestanforderungen stellt einen 
zentralen Schritt im Risikomanagementprozess dar und 
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bezieht sich einerseits auf quantitative Bedarfe, d. h. den 
für die jeweiligen Anwendungen erforderliche Wasser-
durchfluß und Wasserdruck, und andererseits auf die qua-
litativen Anforderungen der Wasserversorgung. Im Rah-
men des Projektes NOWATER wurden daher umfangrei-
che Literaturrecherchen und Interviews mit Fachpersonen 
durchgeführt sowie Ergebnisse von Auftragsforschungen 
des BBK (NOWA III  ) ausgewertet. Insbesondere die Ein³ -
haltung der qualitativen Anforderungen sind für Prozesse 
in Krankenhäusern von besonderer Relevanz, da Gesund-
heitsgefährdungen auszuschließen sind. Auf Grundlage 
der Auswertungen von Interviews als auch der Erkennt-
nisse des Projektes NOWA III konnte standortunabhängig 
abgeleitet werden, dass Wasser für Krankenhausprozesse 
den Anforderungen der Trinkwasserverordnung genügen 
muss, da Abweichungen zu Schäden an medizintechni-
schen Geräten, aber auch zu Gesundheitsschäden bei Per-
sonen führen können. Daraus ergibt sich auch eine unbe-
dingte Notwendigkeit Rohwässer, die nicht den Vorgaben 
der Trinkwasserverordnung genügen, und im Rahmen ei-
ner Ersatzwasserversorgung betroffener Einrichtungen 
verwendet werden sollen, einer Aufbereitung zu unterzie-
hen. Dabei ist zu beachten, dass der Einsatz von Chlor nur 
unter Vorbehalt erfolgen kann und ggf. zusätzlich eine 
Entchlorung vor der Einspeisung in das Krankenhausnetz 
vorzunehmen ist. [11]

Die standortunabhängigen Betrachtungen ersetzen 
jedoch keine standortspezifische Prüfung der Mindestan-
forderungen. Daher sind die Strom-, Trink- und Abwasser-
netze sowie die Krankenhausprozesse im Rahmen der Ri-
sikoanalyse eingehender zu untersuchen (Standortanaly-
se). Auf diese Weise können unterschiedliche örtliche Bege-
benheiten, Strukturen der Kliniken und Leistungsspektren 
berücksichtigt und standortspezifische Mindestanforderun-
gen definiert werden. 

Dies bezieht sich beispielsweise auf Abhängigkeiten der 
Funktionsbereiche, detaillierte Wasserbedarfe im Normal- 
und Notbetrieb, zwingend erforderliche Wasserqualität je 
Anwendungszweck etc. Hinweise zu qualitativen Anforde-
rungen können dabei beispielsweise den technischen Do-
kumentationen der jeweiligen medizintechnischen Kom-
ponenten entnommen werden. 

Als Grundlage weiterer Anforderungen dienen sowohl 
technische Pläne als auch medizinische Mindeststandards 
und Hygieneanforderungen.

Die so ermittelten Mindestanforderungen sind im Fol-
genden wichtige Bestandteile sowohl der Risikoanalyse als 
auch der Notfallvorsorgeplanungen.

3   Anforderungen an Nottrinkwasser und Maßnahmen zur Verwendung 
für sensible Abnehmer und sensible technische Systeme in Einrich-
tungen des Gesundheitswesens (Krankenhäuser) – NOWA III (Univer-
sität der Bundeswehr München, Forschungs- und Beratungsinstitut 
Gefahrstoffe GmbH).

Ablauf des Risikoanalyseverfahrens im  
Anwendungsbereich Krankenhaus

Die Risikoanalyse dient der systematischen Untersu-
chung der Anfälligkeit der betrachteten Struktureinhei-
ten gegenüber negativen Folgen eines Ereignisses, im 
vorliegenden Fall gegenüber der Beeinträchtigung der 
Wasserver- und Abwasserentsorgung.

Bereits bei der Ermittlung der einrichtungsspezifi-
schen Rahmenbedingungen und Mindestanforderungen 
des Krankenhauses, ist die Beteiligung von Akteuren 
verschiedener interner Funktionen und Abteilungen 
von besonderer Bedeutung. Dabei hat sich in der Praxis 
die regelmäßige Abstimmung folgender Bereiche be-
währt:

•	 Kaufmännisches Controlling
•	 Medizinisches Controlling
•	 Ärztliche Leitung und Leitung der Notaufnahme
•	 Katastrophenschutzbeauftragte der Einrichtung
•	 Technische Abteilung
•	 Medizintechnik
•	 Hygienefachkraft
•	 Ggf. weitere Fachbereiche, z. B. im Rahmen der Bege-

hung sensibler Bereiche

Innerhalb dieser Arbeitsgruppe sind dabei zunächst 
Schutzziele für die betrachtete Einrichtung zu definie-
ren. Im Projekt NOWATER wurden folgende drei zentra-
le Schutzziele bzgl. Ausfall / Beeinträchtigung der Was-
server- und Abwasserentsorgung in Gesundheitseinrich-
tungen herausgearbeitet:

1.	 Verhinderung einer Gesundheitsbeeinträchtigung 
von zu behandelnden Personen, Mitarbeitenden und 
Besuchenden durch die angenommene Gefahr oder 
Unterlassen von Behandlungsmaßnahmen. Erhal-
tung der Funktionsfähigkeit lebensnotwendiger Be-
reiche, Verhinderung der Gefährdung von Menschen.

2.	 Aufrechterhaltung medizinischer Bereiche zur Ver-
hinderung / Verzögerung einer notwendigen Evaku-
ierung / Räumung (über 8 h) von stationär zu behan-
delnden Personen (in Abhängigkeit von Schaden-
sausmaß und eigener Resilienz) sowie Aufrechterhal-
tung der Notfallversorgung.

3.	 Aufrechterhaltung des Regelbetriebes. Keine Beein-
trächtigung medizinischer, organisatorischer und 
versorgungsspezifischer Prozesse. 

Als nächster Schritt schließt sich die Kritikalitätsana-
lyse an, über die die Funktionseinheiten ermittelt wer-
den, die für die Erfüllung des zuvor definierten Schutz-
zieles relevant sind. Eine hohe Relevanz der betrachte-
ten Prozesse / Abteilungen / Geräte hinsichtlich Erfül-
lung des Schutzzieles ergibt dabei eine hohe Kritikalität. 

Nach Ermittlung der kritischen Funktionseinheiten 
werden diese auf deren Verwundbarkeit hin untersucht 
(Vulnerabilitätsanalyse). Diese Analyse basiert auf der 
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Modellierung von Szenarien, die die Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung quantitativ oder qualitativ beeinflus-
sen können. Im Rahmen des Projektes NOWATER wur-

den folgende Szenarien herausgearbeitet und als plausi-
bel bewertet:

1.	 Verunreinigung mit E.coli-Bakterien mit Verwen-
dungseinschränkung für den gesamten Komplex für
die Dauer von ca. 5 Tagen

2.	 Kontamination mit unbekannter Chemikalie mit Ver-
wendungseinschränkung für den gesamten Komplex
für die Dauer von ca. 7 Tagen

3.	 Wasserrohrbruch mit Stilllegung betroffener Leitun-
gen und Betroffenheit einzelner Gebäude für mindes-
tens 72 Stunden

4.	 Abwasserentsorgungsausfall und Abwasserrückstau 
durch lokalen Starkregen mit Betroffenheit des gesam-
ten Komplexes für mindestens 77 Stunden

5.	 Großflächiger Stromausfall mit Ausfall öffentlicher
Hebewerke und Betroffenheit des gesamten Komple-
xes für mindestens 24 Stunden

In die Untersuchung der Verwundbarkeit fließen die
Betroffenheit und Funktionsanfälligkeit der Bereiche und 

Komponenten gegenüber den betrachteten Szenarien, 
die Ersetzbarkeit und Kompensationsmöglichkeiten sowie 

Übersichtsseite des NOWATER Toolsets. 
(Abbildungen: Projekt NOWATER)

NOWATER Toolset

Krankenhaus
1 Vorbereitung/Organisation
2 Standortanalyse Teil 1
3 Kritikalitätsanalyse
4 Verwundbarkeitsanalyse
5 Plausibilität
6 Risikoermittlung / -Bewertung

Wassernetze
7 Standortanalyse Teil 2
8 Kritikalitätsanalyse
9 Verwundbarkeitsanalyse
10 Plausibilität
11 Risikoermittlung /-Bewertung

z.B.
-

- 

Wasserunabh.
Produkte
mobile Toiletten

z.B.
-

- 

Patientenver-
legung

Absage elektiver
Eingriffe

z.B.
-
-

Einspeisung
Speicherung

z.B.
- ↓↓ Wiederanlauf-
   zeiten
- ↓↓ Qualität

z.B.
-
- 

Redundanzen
Notstromver-
sorgung

Wasser-
kompensation

Prozesse und 
Funktionseinheiten

Ersatzwasserver- / 
-entsorgung
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Funktionseinheiten
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die qualitativen Anforderungen an das benötigte Wasser 
ein. Zu prüfen ist zudem, ob die Wiederanlaufzeit der 
Funktionseinheiten geringer ist, als die Zeit bis zum Ein-

tritt negativer Auswirkungen (maxi-
mal tolerierbarer Ausfallzeit).

Unter Einbezug des Schadensaus-
maßes erfolgt anschließend die Risi-
koermittlung für die Funktionsein-
heiten des Krankenhauses mit an-
schließender Risikobewertung. Sie 
bildet die strategische Grundlage für 
die Ableitung von Maßnahmen. 

Dabei ist zu beachten, dass das Ri-
siko für zielgerichtete Notfallvorsor-
geplanungen nicht die Hauptgröße 
darstellt. Vielmehr zeigen die Einzel-
faktoren der Verwundbarkeit und Kri-
tikalität, an welchen Stellen eine Stei-
gerung der Resilienz zu erfolgen hat.

Der krankenhausprozessbezoge-
nen Risikoermittlung folgt anschlie-
ßend eine Betrachtung der Wasser- 
und Abwassernetzkomponenten, um 

u. a Maßnahmen zur Härtung der Wassernetzinfrastruktu-
ren gezielt und bedarfsgerecht einzusetzen.

Um eine praktikable Handhabung des Risikoanalyse-
prozesses zu ermöglichen, wird ein Excel-basiertes Soft-
waretool (NOWATER Toolset) entwickelt, mit dem die 
schrittweise Durchführung und die Berechnungen teilau-
tomatisiert erfolgen.

Ableitung von Notfallvorsorgemaßnahmen 

Resultieren aus den Analysen nicht zu akzeptierende 
Risiken, so sind Maßnahmen zur Verringerung der Risken 
und / oder Steigerung des Maßnahmenpotentials zu eta-
blieren. Potentielle Ersatzwasserressourcen sind zu identi-
fizieren, auf ihre Geeignetheit hin zu prüfen und anschlie-
ßend zu priorisieren. Dabei sind nicht nur Einzelmaßnah-
men zu berücksichtigen, sondern vor allem Maßnahmen-
kombinationen.

Unterschieden werden folgende Maßnahmenarten und 
deren Komponenten:

Ziel dieser Maßnahmen ist es, den Betrieb so weit auf-
rechtzuerhalten, dass das gewählte Schutzziel erfüllt bzw. 
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Nadine Rücker, Jan Bäumer und Ina Wienand sind Mitglieder der Pro-
jektgruppe NOWATER und Mitarbeitende des Referates Risikoma-
nagement KRITIS, Schutzkonzepte und Wassersicherstellung im Bun-
desamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe.

eine Beeinträchtigung und Evakuierung oder Räumung des 
Krankenhauses vermieden werden kann. Dabei sind die im 
Rahmen der Standortanalyse ermittelten Mindestanforde-
rungen zu berücksichtigen. Insbesondere bei der Planung 
und Abstimmung der jeweiligen Notfallvorsorgemaßnah-
men sind im Sinne des integrierten Risikomanagements ex-
terne Beteiligte, wie Gesundheits- und Katastrophenschutz-
behörden sowie der Wasserver- und Abwasserentsorgungs-
unternehmen, einzubinden. Auf diese Weise können sowohl 
Leistungsgrenzen als auch Bedarfe und Kommunikations-
wege abgestimmt werden.

Da für Krankenhäuser im Ereignisfall die interne orga-
nisatorische Vorbereitung von zentraler Bedeutung ist, 
wird durch die Technische Hochschule Köln im Rahmen 
des Projektes eine Organisations- und Übungskonzeption 
erarbeitet, welche durch Literaturrecherchen und Exper-
teninterviews auf nationaler und internationaler Ebene 
validiert wurde, um u. a. auch die Stabsarbeit der Kranken-
häuser zu optimieren. 

Erprobung und Evaluation

Die erarbeiteten Methoden bzw. Produkte befinden 
sich derzeit in der Erprobung und Finalisierung. Die Eva-
luierung des Risikoanalyseverfahrens erfolgt dabei in en-
ger Zusammenarbeit mit dem Markus Krankenhaus der 
AGAPLESION FRANKFURTER DIAKONIE KLINIKEN 
gGMBH, für das hausintern umfangreiche Datenerhe-
bungen vorgenommen und projektintern bereitgestellt 
wurden. Da diese Prüfungen mit Realdaten durchgeführt 
werden, ermöglichen diese einen Praxis-Check des Ver-
fahrens.

Zusätzlich erfolgt eine Erprobung und Evaluation des 
NOWATER Toolsets sowie der Begleitdokumente in enger 
Zusammenarbeit mit der Klinikverbund Südwest gGmbH 
für das derzeit im Bau befindliche Flugfeldklinikum. Der 
Schwerpunkt liegt hierbei auf der anwendungsfreundlichen 

Gestaltung (User-centered-Design) sowie Verbesserung der 
Funktionalität unter Praxisbedingungen. Das heißt die 
Klinikverbund Südwest GmbH wendet die Einzeltools inkl. 
Begleitdokumente (wie die Bedienungsanleitung, eine Lis-
te mit erforderlichen Daten und ein Feedbacktagebuch) 
an, ohne jedoch eine separate ausführliche Einweisung zu 
erhalten. 

Ausblick

Die Projektergebnisse werden zum Projektabschluss 
(Oktober 2023) in einem Leitfaden zusammengefasst, über 
den gezielt auf separat vorliegende, vertiefende Anwen-
dungsleitfäden, wie das Konzept zur Risikoanalyse oder 
das Planungs- / Organisations- und Übungskonzept zuge-
griffen werden kann. Der Leitfaden umfasst als anwen-
dungsorientierte Empfehlung die ereignisrelevanten As-
pekte des Risiko- und Krisenmanagements zur Sicherstel-
lung der Wasserver- und Abwasserentsorgung in Kranken-
häusern und enthält zudem zahlreiche von der United Na-
tions University erhobenen Praxisbeispiele aus dem 
nationalen und internationalen Kontext.

Daneben werden das Toolset zur Risikoanalyse mit Be-
gleitdokumenten und Beispielbewertung und die Ergeb-
nisse zur Eignung der von der Universität der Bundeswehr 
entwickelten Demonstratoren als Transport- / Speicher- 
und Aufbereitungseinheiten bereitgestellt. Diese Demons-
tratoren sollen eine optimierte Lösungsvariante hinsicht-
lich Transport, Aufbereitung und Einspeisung von Ersatz- 
bzw. Notwasser darstellen. 

Keywords

Krankenhaus, Wasser, Notfallvorsorge, Risikomanage-
ment, Alarm- und Einsatzplanung.
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Interview mit dem neuen  
Vorsitzenden des Deutschen  
Komitees Katastrophenvorsorge 
(DKKV) Leon Eckert

Bevölkerungsschutz: 
Herr Eckert, Sie sind seit Dezember 2022 der neue Vorsit-
zende des Deutschen Komitees Katastrophenvorsorge 
(DKKV) und Bundestagsabgeordneter für den Wahlkreis 
Freising. Was hat Sie bewogen, dieses Amt anzunehmen?

Für die Grüne Bundestagsfraktion darf ich in der 20. 
Wahlperiode mit einem Vollsitz im Innenausschuss die 
Innenpolitik in Deutschland gestalten. Mein Schwerpunkt 
liegt dabei auf dem Themenkomplex Bevölkerungsschutz. 
Als Berichterstatter für Bevölkerungsschutz verhandle ich 
für dieses Fachgebiet Gesetzesvorhaben für meine Frakti-
on. Dabei ist mir ein großes Anliegen, Politik auf der einen 
Seite wissenschaftlich fundiert, auf der anderen Seite pra-
xisnah zu gestalten. Um diese Herausforderung zu meistern, 
sind Partnerinnen und Partner sowie Netzwerke enorm 
wichtig.  

Das DKKV stellt den Brückenschlag zwischen wissen-
schaftlichen Akteuren und operativen Katastrophenschutz 
her; zwischen Katastrophenvorsorge und Katastrophenbe-
wältigung. Sowohl die Geschäftsstelle, als auch die Kolle-
ginnen und Kollegen im Vorstand sowie die vielen institu-
tionellen und persönlichen Mitglieder verfügen über eine 
breite Expertise im Bereich Risikomanagement und Katas-
trophenschutz, die mir oft hilft, meine eigene Perspektive 
in der Bearbeitung komplexer Fragestellung im Bereich 
der Katastrophenvorsorge zu erweitern. 

Ich halte es anhand der fortschreitenden Klimakrise 
für maßgeblich, Bevölkerungsschutz immer auch unter 
dem Aspekt der Katastrophenvorsorge weiterzuentwi-
ckeln. Wichtig ist es, dass wir im Ganzen eine resilientere 
Zivilgesellschaft werden. Hier stimmt meine ganz per-
sönliche Motivation mit dem Ansatz des DKKV überein, 
deswegen freue ich mich sehr über die Wahl zum Vorsit-
zenden.

Was sind Ihre Ziele für das Komitee und das Thema 
Katastrophenvorsorge in Deutschland?

In den letzten Jahren ist im Bereich Katastrophenvor-
sorge einiges in Bewegung gekommen. Diese Prozesse se-

he ich durchaus positiv – auch wenn die Gründe dafür lei-
der oft tragische Anlässe waren. Nichtsdestotrotz wollen 
wir an diese Arbeit anknüpfen und uns gleichzeitig den 
vielfältigen Herausforderungen der Zukunft stellen.

Dafür ist es wichtig, die Versäumnisse der Vergangen-
heit zu benennen. Noch wichtiger ist aber, aus diesen Ver-
säumnissen zu lernen und Handlungsempfehlungen für 
die Zukunft zu erarbeiten. Das DKKV versteht sich an die-
ser Stelle einerseits als mahnende Stimme, wenn Heraus-
forderungen nicht ausreichend ambitioniert vorangetrie-
ben werden, andererseits möchte es Unterstützung anbie-
ten, um Verbesserungen umzusetzen. 

Kürzlich hat sich das Komitee mit der Strategie 2030+ ei-
ne neue Arbeitsgrundlage gegeben. Welche Schwerpunk-

DKKV-Vorstandsvorsitzender Leon Eckert.
(Foto: Kathrin Bernhard)
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te wurden hier gesetzt und welchen Nutzen möchte 
man damit für die deutsche Gesellschaft erzielen?

Unsere Vision ist es, eine resiliente Gesellschaft durch 
nachhaltige Krisen- und Katastrophenvorsorge zu schaf-
fen. Denn die Fähigkeit, Krisen zu begegnen steht und fällt 
maßgeblich mit der Bereitschaft innerhalb der Bevölke-
rung, aktiv an der Vorsorge und der Bekämpfung von Kri-
sen und Katastrophen teilzunehmen. Dafür ist der Aus-
tausch zwischen Wissenschaft, Politik und Praxis funda-
mental.

Die Mission des DKKV verfolgt dabei folgenden Ansatz: 

1. Vernetzung fördern
2. Dialoge initiieren
3. Handlungsorientiert beraten
4. Forschen und kommunizieren
5. Wissen speichern und vermitteln

Resilienz bedeutet auch zu Lernen und sich neuen Her-
ausforderungen anzupassen. Deshalb erstellt das DKKV 
Lessons-to-learn- und Best-Practice Studie zusammen. 

Sie sind bereits seit einigen Jahren politisch auf kommuna-
ler Ebene aktiv und seit 2021 auch im Bundestag. Wo sehen 
Sie für das Thema Katastrophenvorsorge Bedarf an poli-
tischer Gestaltung? 

Titelblatt der Publikation „DKKV-Strategie 2030+“. 
(Foto: DKKV)

Wie bereits angeklungen, muss unsere Gesellschaft als 
Ganzes resilienter werden, also sich u.a. besser auf kommen-
de Krisenereignisse vorbereiten. Dazu zählen insbesondere 
extreme Wetterlagen, die sich künftig häufen werden. Das 
Klima bzw. dessen Wandel ist in aller Munde. Das muss sich 
in der Politik an verschiedene Stellen widerspiegeln – v. a. im 
Bereich der Katastrophenvorsorge. Das Widerspiegeln äu-
ßert sich nicht zuletzt natürlich immer auch in Form von 
finanziellen Mitteln. Und so muss hier meiner Meinung 
nach unbedingt deutlich mehr Geld in die Hand genom-
men werden, um diverse Vorsorgemaßnahmen umsetzen 
zu können.

Im politischen Diskurs haben in den letzten Jahren die The-
men Katastrophenrisikomanagement und Bevölkerungs-
schutz in Deutschland eine deutlich größere Rolle einge-
nommen. Aus Ihrer Sicht: was sind die Stärken unseres Sys-
tems des Bevölkerungsschutzes und wo sollten wir Verän-
derungen anstreben? 

Als zwei wesentliche Stärken sehe ich das Ehrenamt – 
wie wir wissen, wird der größte Teil des Bevölkerungsschut-
zes in Deutschland von ehrenamtlichen Kräften gedeckt – so 
wie das an sich starke und gewachsene Gesamtsystem, was 
auf jahrzehntelange Erfahrung blicken und bauen kann.

Gleichzeitig sollte man natürlich nicht immer auf dem 
Ist-Stand verharren, sondern muss sich neuen, unbekannten 
und komplexen Umständen anpassen; Zeiten ändern sich 
und die Vergangenheit ist nicht mehr der Schlüssel zur Zu-
kunft. 

Meiner Meinung sollte bspw. weiter darüber nachge-
dacht werden, ob und wie man Zuständigkeiten neu gestal-
tet und wie man es hinbekommt in einigen Bereichen mehr 
Einheitlichkeit und bessere Koordination zu schaffen.

Welche Rolle kann das DKKV einnehmen, um möglichen 
Veränderungen mitzugestalten? 

Eine Stärke des DKKV ist dessen Fähigkeit, die Dinge 
ganzheitlich zu betrachten. Wie erwähnt, kommen hier 
zahlreiche Expertinnen und Experten aus verschiedenen 
Fachrichtungen zusammen, die alle ein wenig anders auf 
Dinge blicken und gleichzeitig durch das große Netzwerk 
wiederum auch ein breites Spektrum von Sichtweisen 
und Erfahrungen von Akteuren aus dem Bereich Krisen- 
und Katastrophenvorsorge erhalten. Dadurch ist das 
DKKV ein ganz wesentlicher Akteur, wenn es darum geht, 
Politik fundiert zu informieren und (komplexe) Zusam-
menhänge und Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen.

Letztes Jahr wurde die Deutsche Resilienzstrategie durch 
den Bundestag verabschiedet. Wie möchten Sie und das 
DKKV die Umsetzung dieser Strategie mitgestalten und 
welche Beiträge möchten Sie liefern? 

Wichtiger Punkt dieser Strategie ist, dass sie die Ein-
bindung von zivilgesellschaftlicher Beteiligung vorsieht. 
Das unterstützen das DKKV und ich sehr. 
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Einbringen möchten wir uns zunächst einmal als Platt-
form an sich, also mit all den Erfahrungen, die das DKKV 
in den letzten 30 Jahren gesammelt hat. Darüber hinaus 
natürlich auch bei der konkreten Umsetzung der Strategie, 
deren  Fortentwicklung und Berücksichtigung in anderen 
strategischen Zielen der Bundesrepublik, wie zum Beispiel 
der Nationalen Sicherheitsstrategie.

Katastrophen wie die Flutkatastrophe 2021 können im Zuge des Klimawandels häufiger auftreten (Ahr in Schuld).
(Foto: DKKV)

Wir haben in den letzten Jahren mehr Krisen- und Ka-
tastrophenereignisse in Deutschland erlebt als in den Jah-
ren zuvor, z. B. die Corona-Pandemie, die Flutkatastrophe 
2021 sowie der russische Angriffskrieg auf die Ukraine. 

Welche Erkenntnisse müssen wir aus diesen Ereignissen 
ziehen und welche Konsequenzen müssen wir für das Sys-
tem des Bevölkerungsschutzes und des Krisenmanage-
ments in Deutschlands ziehen?

Hier möchte ich zunächst einmal die Erkenntnisse un-
terstreichen, dass wir es künftig vermutlich auch vermehrt 

mit multiplen und kaskadierenden 
Risiken bzw. Krisen- und Katastro-
phenereignissen zu tun haben wer-
den. Das rückt zum einen die stärkere 
Betrachtung des All-Gefahrenansat-
zes und zum anderen die Wichtig- 
und Notwendigkeit, besser und enger 
zusammenzuarbeiten in den Fokus. 
Es braucht künftig eine bessere 
deutschlandweite Koordination von 
Wissen, Handlungsanweisungen und 
Ressourcen.

Unabhängig davon ist in den letz-
ten Jahrzehnten in der Bevölkerung 
viel Wissen um Vorsorge und Selbst-
hilfe verloren gegangen. Dies gilt es 
wieder aufzubauen und die Bevölke-
rung deutlich stärker zu sensibilisie-
ren, aber auch ein Stück in die Pflicht 
zu nehmen.

Nur wenn Wissenschaft, Praxis, 
Politik und Zivilgesellschaft heute 
zusammenarbeiten, können wir die 

Gesellschaft von morgen resilient aufstellen. 

Herr Eckert, wir danken Ihnen für dieses Gespräch und 
wünschen Ihnen und Ihren Vorhaben viel Erfolg! 
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Katastrophen als Lernanlass 

Sophie Lacher und Matthias Rohs

Katastrophen als Gegenstand der Erziehungswissenschaft
�
Angesichts der unmittelbaren Herausforderungen zum 
Schutz von Leib und Leben, die Katastrophen an die Be-
troffenen stellen und die durch die Medien eindrücklich 
vermittelt werden, stellt sich die Frage, welche Rolle Bil-
dung im Kontext des Bevölkerungsschutzes und der Kata-
strophenhilfe spielt. Eine Antwort auf diese Frage kann zu-
nächst in Bezug auf die temporale Verortung der Lernpro-
zesse gegeben werden: Dazu gehören präventive Bildungs-
angebote, welche zeitlich vor einer möglichen Katastrophe 
liegen – wobei das „Davor” auch immer ein „Danach” ist. 
Die Angebote sollen auf einen Ernstfall vorbereiten. Aber 
auch während einer Katastrophe selbst wird gelernt – es 
könnte auch gesagt werden, dass dies die zentralen Lernsi-
tuationen sind, da sowohl die Komplexität dieser Situatio-
nen, die jeweiligen Besonderheiten, das Unerwartete als 
auch die persönliche (psychologische und physische) Be-
troffenheit nicht oder nur sehr bedingt simuliert werden 
können. Daraus ergibt sich auch die besondere Relevanz 
der Verarbeitung der Erfahrungen nach der Katastrophe, 
als eine Reflexion und eine Ableitung zur besseren Vorbe-
reitung auf kommende Katastrophen. Damit schließt sich 
ein Kreis theoretischer und praktischer Vorbereitung, un-
mittelbarer ganzheitlicher Erfahrungen sowie theoreti-
scher Reflexion. In der Verbindung von Theorie- und Er-
fahrungswissen wird dabei die Grundlage von Handlungs-
kompetenz gelegt, also der Fähigkeit, angesichts unbe-
kannter Herausforderungen situationsangemessen und 
professionell handeln zu können. 

Die Betrachtung dieser Lernphasen ließe sich zum ei-
nen auf die professionell Helfenden, zum anderen auch 
auf die Bevölkerung übertragen, womit schon erste Kon-
turen einer Pädagogik deutlich werden. Denn die Lern-
phasen berühren zum einen die Professionalisierung der 
Helfenden und damit vor allem den Bereich organisierter 
Aus- und Weiterbildung von Studiengängen bis hin zu 
kontinuierlichen Schulungen im Rahmen ehrenamtlichen 
Engagements. Gleichzeitig ist davon auszugehen, dass ein 
Großteil der Lernprozesse nicht im Rahmen formaler 
Unterweisung, sondern informell, d. h. beiläufig durch 
praktisches Tun oder den Austausch mit Kolleginnen und 
Kollegen erfolgt. Das gilt in gleicher Weise für die Bevölke-

rung, welche bestimmte Verhaltensweisen, wie z. B. Lager-
haltung, familiär vermittelt bekommen, sich Kompeten-
zen, z. B. im handwerklichen Bereich, selbständig aneignen 
oder durch die berufliche Tätigkeit eine gewisse “Krisen-
festigkeit” erworben haben kann. Deutlich wird damit, 
dass Bildungsprozesse sowohl über das ganze Leben, als 
auch in der gesamten Breite organisierter und eher infor-
meller Lernprozesse betrachtet werden müssen und damit 
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe Gegenstand 
aller Bildungsbereiche ist. Das betrifft zum einen die un-
mittelbare Betroffenheit der Bildungseinrichtungen, also 
die Frage, wie diese selbst auf Katastrophen vorbereitet 
sind, zum anderen auch die Frage, welchen Beitrag sie leis-
ten, um die Bevölkerung auf Katastrophen vorzubereiten. 
Grundsätzlich wird dabei zwischen vier Bereichen unter-
schieden, dem Primär- und Sekundärbereich, also der 
Schule sowie wesentlichen Teilen der Berufsausbildung, 
dem Tertiärbereich, also der Hochschulbildung sowie 
dem Quartärbereich, also der Weiterbildung. Eine Päda-
gogik des Katastrophen- und Bevölkerungsschutzes ist 
damit auf der einen Seite ein Querschnittsbereich, wel-
cher sich in erster Linie durch seinen Gegenstand, d. h. mit 
welchen Fragen er sich beschäftigt, definiert. Er ist damit 
vergleichbar mit einer Gesundheits-, Medien- oder Um-
weltpädagogik. Aufgrund seiner (kaum vorhandenen) Ge-
schichte und seinen (noch) geringen Konturen sowie sei-
ner (noch) fehlenden institutionellen und strukturellen 
Verankerung kann dieser Bereich dabei nicht als eine klas-
sische Teildisziplin der Erziehungswissenschaften gesehen 
werden, wie z. B. eine Schul- oder Berufspädagogik. 

Durch die vielfältigen Bezüge zu anderen Disziplinen, 
welche sich schon allein aus der inhaltlichen Breite erge-
ben, ist die Klärung pädagogischer Fragestellungen im 
Bereich des Bevölkerungs- und Katastrophenschutzes 
auf der anderen Seite nur in Kooperation mit anderen 
Bezugsdisziplinen bzw. dem Rückgriff auf deren Theori-
en und Wissensbestände möglich. Dieses enge Verhältnis 
zeigt sich z. B. im Kontext der Notfallpädagogik (Karutz 
2011), welche enge Bezüge zur Medizin und Psychologie 
aufweist. In gleicher Weise gibt es enge Verbindungen zu 
den Ingenieur-, Politik- oder Sozialwissenschaften. 

Zusammenfassend bedeutet dies, dass es einerseits 
keinen erziehungswissenschaftlichen Bereich gibt, wel-

Welchen Beitrag leistet die Weiterbildungsforschung  
für den Bevölkerungsschutz?
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und in der “Konzeption Zivile Verteidigung” des BBK aus 
dem Jahr 2016 verankert. 

Aktuelle Ereignisse, wie die Verschärfung der sicher-
heitspolitischen Lage, besonders deutlich durch die Zu-
nahme terroristischer Anschläge und den russischen An-
griffskrieg auf die Ukraine, sowie die Zunahme von Natur-
katastrophen, wie etwa den Elbe-Flutkatastrophen und 
die Ahrtal-Katastrophe, aber auch die Covid19-Pande-
mie, verweisen auf die steigende Relevanz der Selbst-
schutz- und Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung. Bis 
heute existiert jedoch kein umfassendes nationales Bil-

dungsprogramm für den Bevölke-
rungsschutz. 

Die Erwachsenenbildungsfor-
schung könnte in diesem Zusam-
menhang wichtige Erkenntnisse zur 
strategischen Planung und Steue-
rung einer Bildung Erwachsener für 
den Bevölkerungsschutz im Allge-
meinen sowie zur Förderung der 
Selbstschutz- und Selbsthilfefähig-
keit im Speziellen beitragen. Dazu 
gehören u. a. Antworten auf folgende 
Fragen:

• Wie ist die Weiterbildung im
Bevölkerungsschutz in Deutsch-	

	 land organisiert?
• Welche Relevanz haben organi-	
	 sierte und informelle Lernange-	
	 bote für Erwachsene im Bevöl-	
	 kerungsschutz?
• Wie muss die Steuerung für ein

effektives und effizientes Bil-	
	 dungsangebot für Erwachsene 

im Bevölkerungsschutz gestal-	
	 tet werden?

• Welche Voraussetzungen sind für ein ausreichendes
und umfassendes Weiterbildungsangebot für den Be-
völkerungsschutz notwendig?

• Welche institutionellen Strukturen der Weiterbildung
sind für die individuelle Professionalisierung im Be-
reich des Bevölkerungsschutzes sicherzustellen?

In Hinblick auf die historische Entwicklung und diese
relevanten Fragestellungen wäre davon auszugehen, dass 
die Erwachsenenbildungsforschung sich dem Thema 
“Politik und Bevölkerungsschutz” umfassend gewidmet 
hat. Jedoch ließen sich im Rahmen einer Literaturrecher-
che im Bereich der Erwachsenenbildung seit 1945, bis zur 
Wiedervereinigung mit einem Fokus auf Westdeutsch-
land, nur eine Publikationen identifizieren. Diese setzt 
sich mit den politischen Reaktionen auf Katastrophen 
und Krisen in Hinblick auf die Covid19-Pandemie ausei-
nander. Trotz der politischen Relevanz des Themas und 
des Bildungsbedarfs hinsichtlich der Selbsthilfe und des 
Selbstschutzes besteht hier also seit 1945 und bis heute 
andauernd eine Forschungslücke. Dabei könnten z. B. 

cher für dieses Themenfeld zuständig ist, gleichzeitig 
kann aber allen Bereichen eine Verantwortung für diesen 
Bereich zugesprochen werden, wissenschaftliche Grund-
lagen zur Erklärung sowie die Bereitstellung von Hand-
lungs- und Entscheidungswissen zu liefern. Was das kon-
kret bedeutet, lässt sich am Beispiel der Erwachsenenbil-
dung / Weiterbildung verdeutlichen. Dazu wird auf der 
Basis einer Analyse der Forschungsliteratur jeweils ein 
Beispiel auf Makro-, Meso- und Mikroebene herausge-
griffen und deren Relevanz für den Bevölkerungsschutz 
dargestellt. 

Weiterbildungsforschung für die Politik(beratung)

Nach dem Zweiten Weltkrieg herrschte zunächst die 
Annahme, dass auf den Bevölkerungsschutz in West-
deutschland verzichtet werden könne. Das änderte sich 
schnell mit dem Beginn des Kalten Krieges. Die politi-
sche Aufmerksamkeit für das Thema des Bevölkerungs-
schutzes wurde spätestens durch den Wiederaufbau des 
Luftschutzes und der Gründung des THW in den 1950er 
Jahren deutlich. Im Zeitverlauf kam es seitdem immer 
wieder zu Katastrophen und Krisen, welche die Relevanz 
des Bevölkerungsschutzes in Deutschland verdeutlichen. 
Als Reaktion darauf wurde u. a. auch die Selbstschutz- 
und Selbsthilfefähigkeit der Bevölkerung durch entspre-
chende Maßnahmen, wie  etwa durch Herausgabe von 
Informationsbroschüren adressiert (von 1962 mit dem 
Titel “Jeder hat eine Chance”, bis hin zu dem aktuellen 
“Ratgeber für die Notfallvorsorge” des BBK). Zudem ist 
das Thema Selbstschutz- und Selbsthilfeausbildung der 
Bevölkerung in der “Neuen Strategie zum Schutz der Be-
völkerung in Deutschland” des BBK aus dem Jahr 2002 

 Seminar an der  Bundesakademie für Bevölkerungsschutz und Zivile Verteidigung (BABZ)
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durch eine Analyse der Finanzie-
rung und Förderung entsprechen-
der Angebote – auch im internatio-
nalen Vergleich – wichtige Erkennt-
nisse zur Steuerung dieses Weiter-
bildungsbereichs sowie zur flächen-
deckenden Versorgung mit 
entsprechenden Angeboten gene-
riert werden. 

Weiterbildungsforschung für das 
Bildungsmanagement 

Ebenfalls sehr wenige Publika-
tionen konnten im Rahmen der 
Literaturrecherche in Bezug auf 
Weiterbildungseinrichtungen für 
den Bevölkerungsschutz und die 
Katastrophenhilfe gefunden wer-
den: Lediglich eine Publikation, die 
Bildungsangebote im Bevölke-
rungsschutz fokussiert, sowie eine 
Publikation, die sich im Zuge von Covid 19 mit Katastro-
phen und Krisen in Hinblick auf die Folgen für die Insti-
tutionen beschäftigt, konnten im Forschungsfeld der Er-
wachsenenbildung identifiziert werden. Der kleine Um-
fang an Forschungsliteratur erstaunt deswegen, da die Er-
wachsenenbildungswissenschaft eine große Expertise im 
Bereich des Bildungsmanagements aufweist. So ist das Sys-
tem der Erwachsenenbildung in Deutschland sehr hete-
rogen, indem es durch unterschiedliche Anbieter mit 
verschiedenen Finanzierungsmodellen, Bildungsange-
bote für diverse Zielgruppen sowie nationale und inter-
nationale Kooperationen zwischen Weiterbildungsan-
bietern geprägt ist. Die Erwachsenenbildungsforschung 
ist daher vertraut mit komplexen Strukturen und unter-
schiedlichen Anbietern sowie Adressatinnen und Adres-
saten, hat Modelle zur Steuerung des Bildungsmanage-
ments, aber auch der Programm- und Angebotsplanung 
entwickelt und kann daher Anregungen liefern, wie die-
se Prozesse erfasst und gestaltet werden können. So 
könnte die Erwachsenenbildungswissenschaft für die 
Bildung im Bevölkerungsschutz Antworten bereitstellen 
auf Fragen wie:

• Wie kann der Zugang zu Angeboten des Bevölke-
rungsschutzes für spezifische  Zielgruppen (z. B. ge-
ring literarisierte Menschen) sichergestellt werden?

• Welche Angebote zum Bevölkerungsschutz werden
von welchen Anbietern bereitgestellt?

• Welche Dienstleistungen können Weiterbildungsan-
bieter für den Bevölkerungsschutz übernehmen?

• Welche betriebswirtschaftlichen Konzepte verfolgen
Anbieter im Bevölkerungsschutz?

• Wie passen sich Weiterbildungsanbieter im Bevölke-
rungsschutz unterschiedlichen Krisen und Katastro-
phenlagen an?

Innenhof des Seminargebäudes der BABZ.

Auf der Grundlage von Erkenntnissen zu den Anbie-
tern der Weiterbildung im Bevölkerungsschutz wäre es 
beispielsweise möglich, Arbeitsweisen zu analysieren und 
daraus Maßnahmen der Qualitätssicherung abzuleiten. 
Außerdem können Hinweise für die Professionalisierung 
des Personals, zum Marketing, zur effektiven Gestaltung 
digitaler Infrastrukturen für Bildungsangebote, aber auch 
zur Krisenfestigkeit der Anbieter abgeleitet werden. 

Weiterbildungsforschung für Trainerinnen und Trainer

Der Bereich des professionellen Handelns stellt sich als 
der in der gefundenen Literatur mit am häufigsten themati-
sierte Bereich dar. Dies verwundert nicht, da der Bevölke-
rungsschutz auf professionell Handelnde angewiesen ist 
und die komplexen und veränderlichen Herausforderungen 
des Bevölkerungsschutzes eine kontinuierliche Weiterbil-
dung und Einübung notwendiger Kompetenzen erfordern. 
Damit müssen auch Lehrende sich ständig weiterbilden, um 
dieses Wissen weitergeben zu können. Da nicht alle Inhalte 
wahllos gelehrt bzw. gelernt werden können, besteht eine 
weitere Herausforderung in der Priorisierung zentraler 
Kompetenzen, welche in Katastrophensituationen für ein-
zelne Personengruppen von Relevanz sind. Durch die Ab-
frage dieser Anforderungen und deren Modellierung in 
Kompetenzmodelle können empirisch fundierte Standards 
formuliert werden, welche dann als Qualitätsmaßstab Ver-
bindlichkeit über die erwartbaren Kompetenzen einzelner 
Professioneller bieten, z. B. im Bereich technischer oder me-
dizinischer Hilfe. Gleichzeitig stellt sich die Frage, wie wich-
tige theoretische und praktische Inhalte effizient und ziel-
führend gelernt und gelehrt werden können. Häufig finden 
sich in der Bildung des Bevölkerungsschutzes Fachexper-
tinnen und Fachexperten, die jedoch selten eine pädagogi-
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sche Ausbildung absolviert haben. Diese Situation ist in 
der Erwachsenenbildung nicht ungewöhnlich, da einer-
seits für eine Tätigkeit in der Erwachsenenbildung grund-
sätzlich keine formalen Zugangsbarrieren, wie etwa ein 
bestimmtes Studium, notwendig vorhanden sein müssen 
und andererseits der Zugang zu einer Tätigkeit als Leh-
rende meist über die berufliche Expertise erfolgt. Die not-
wendigen pädagogischen Kompetenzen werden dann 
häufig aufgrund von Erfahrung erworben und bleiben in 
der Regel oberflächlich. Das ist vor allem bei nebenberuf-
lichen Dozentinnen und Dozenten der Fall. Von hauptbe-
ruflich Tätigen wird hingegen oft eine fundierte pädago-
gische Aus- und /oder Weiterbildung erwartet.

Die besonderen Anforderungen in der Erwachsenen-
bildung zeigen sich besonders in Bezug auf die heteroge-
nen Zielgruppen. Während Kinder und Jugendliche auf-
grund ihres Alters und damit ihrer Lebenserfahrung so-
wie ihrer (vergleichbaren) Bildungsbiographie über relativ 
ähnliches Wissen und Erfahrungen verfügen, differenzie-
ren sich diese Voraussetzungen sowie die Lernziele mit 
dem Alter. Daher besteht in der Er-
wachsenenbildung, anders als in der 
Schule, oft kein festgelegter Lehrplan, 
sondern Inhalte und Methoden wer-
den teilnehmerorientiert ausgewählt 
und das Lernarrangement häufig 
auch unter Berücksichtigung der bio-
graphischen Hintergründe, Ziele und 
Motivationen der Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer sowie der Organisa-
tionen verhandelt. Auch, wenn die 
Erwachsenenbildungsforschung kei-
ne Fachexpertise zum Bevölkerungs-
schutz liefert, so kann sie durch Er-
kenntnisse professionellen pädagogi-
schen Handelns mit Erwachsenen 
sowie durch ihre Expertise in der Di-
daktik, Lerntheorien und zur Rolle 
digitaler Medien Anregungen für die 
Gestaltung zielführender 
Lehr- / Lernprozesse zur Weiterbil-
dung von Professionellen bieten. Die 
Erwachsenenbildungswissenschaft 
kann daran anschließend Antworten 
auf folgende beispielhafte Fragen des Bevölkerungsschut-
zes geben:

•	 Welche didaktischen Kompetenzen brauchen Lehrende
im Bevölkerungsschutz?

•	 Wie müssen Angebote im Bevölkerungsschutz für un-
terschiedliche Zielgruppen gestaltet sein?

•	 Wie verändert die Digitalisierung Lehren und Lernen im
Bevölkerungsschutz?

•	 Wie kann das selbstgesteuerte Lernen in der Bevölke-
rung zur Notfallvorsorge pädagogisch unterstützt wer-
den?

•	 Wie müssen Lernressourcen (z. B. Flyer, Videos) didak-
tisch für Erwachsene gestaltet werden?

 Seminarteilnehmer an der BABZ im Gespräch.

Im Rahmen der Literaturrecherche konnten von insge-
samt 51 relevanten Publikationen im Forschungsfeld des 
professionellen Handelns nur zwei dem Bereich der Er-
wachsenenbildungsforschung zugeordnet werden. Diese 
beschäftigen sich thematisch mit der Weiterbildung von 
Expertinnen und Experten des Zivilschutzes und der Ka-
tastrophenhilfe sowie mit der Digitalisierung der Bildung 
im Bevölkerungsschutz. Es zeigt sich also, dass das For-
schungsfeld des professionellen Handelns vorrangig durch 
andere Fachdisziplinen behandelt wird. Das ist einerseits 
sinnvoll und notwendig, um entsprechende Fachinhalte 
zu erarbeiten. Jedoch wäre andererseits ein Einbezug der 
Erwachsenenbildungsforschung und ihrer pädagogisch-
didaktischen Expertise sowohl für die Trainerinnen und 
Trainer, als auch für die sich in der Erwachsenenbildung 
befindlichen Professionellen zielführend, um bedarfsge-
rechte, zielorientierte und erfolgsbringende Lehr- und 
Lernsituationen zu gestalten und auch die notwendige pä-
dagogische Ausbildung der Trainerinnen und Trainer im 
Bevölkerungsschutz zu unterstützen.

Fazit und Ausblick

Die Erziehungswissenschaft kann wichtige Erkenntnis-
se und Entscheidungsgrundlagen für die Praxis bereitstel-
len. Wie am Beispiel der Erwachsenenbildungsforschung 
gezeigt, gibt es vielfältige Fragestellungen, welche einer 
Fundierung für eine strategische Steuerung und effizien-
tes und professionelles Handeln bedürfen. Dabei hat die 
Analyse der vorliegenden Forschungsliteratur zum The-
menfeld Erwachsenenbildung und Bevölkerungsschutz 
gezeigt, dass es vielfältige Veröffentlichungen zu diesem 
Bereich gibt. Dabei wurde deutlich, dass zum einen zwar 
das gesamte Themenspektrum der Bildung Erwachsener 
adressiert wurde, aber einzelne Themen, wie z. B. die Pro-
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fessionalisierung der Helfenden, klar im Fokus stehen. 
Zum anderen hat sich gezeigt, dass die Erwachsenenbil-
dung als Forschungsbereich das Praxisfeld des Bevölke-
rungsschutzes bisher kaum adressiert. Die vorhandene Ex-
pertise in diesem Feld wird also kaum genutzt. 

Auch wenn zu den anderen Bildungsbereichen (Ele-
mentar-, Schul-, Berufs- und Hochschulbildung) keine 

Wortwolke zur Weiterbildungsforschung  im Bevölkerungsschutz.  
(Fotos / Abbildungen BBK)

entsprechenden Analysen zum Forschungsstand vorlie-
gen, kann davon ausgegangen werden, dass dort ebenfalls 
erhebliche Forschungsdesiderate vorliegen. Dadurch fehlt 
der pädagogischen Praxis im Bevölkerungsschutz eine 
Schnittstelle zur Erziehungswissenschaft respektive Bil-
dungsforschung in einem umfassenden Sinne, welche für 
die Etablierung einer wissenschaftlich fundierten Praxis 
notwendig wäre. 

Vor diesem Hintergrund sind auch die Bemühungen 
um die Etablierung einer Bevölkerungsschutzpädagogik 
(Karutz & Mitschke 2018) einzuordnen, welche die Breite 
der Themen und Handlungsfelder in diesem Feld kontu-
rieren. Sie sind anschlussfähig an internationale Diskussi-

onen zur Konzeptionalisierung einer Disaster Education 
(Kitagawa 2021). Die Breite der damit angesprochenen 
Themen- und Handlungsfelder, die unterschiedlichen Per-
spektiven einzelner Forschungsdisziplinen sowie die di-
vergierenden Verständnisse von Katastrophen, Krisen und 
Notfälle und ihre Bezüge untereinander erschweren dabei 
die Klärung dessen, was dieses pädagogische Feld sein 
kann und soll. Eine eindeutige Bestimmung ist dabei auch 
nicht zu erwarten, sondern vielmehr werden unterschied-
liche Verständnisse nebeneinander existieren, die mit stei-
gender Aufmerksamkeit auf dieses Feld noch zunehmen 
werden. 

Für die Praxis und ihre Fragen ist dies insofern von Be-
deutung, als dass mit der Etablierung eines Forschungsbe-
reichs auch eine zunehmende Auseinandersetzung mit 
relevanten Praxisfragen zu erwarten ist. Damit werden 
wissenschaftliche Befunde generiert, welche dann wieder-
um Inhalt von Aus- und Weiterbildung sind und zur Pro-
fessionalisierung der Helfenden im Bevölkerungsschutz 
beitragen. Insofern hat auch die Praxis ein genuin eigenes 
Interesse an pädagogischer bzw. erziehungswissenschaftli-
cher Forschung im Bevölkerungsschutz zur Professionali-
sierung ihres Handelns.

Im Kontext einer von Drittmitteln abhängigen For-
schung wird sich dieser wissenschaftliche Bereich jedoch 
nur schwer in der geforderten Geschwindigkeit entwickeln, 
wie es die Rahmenbedingungen einer von Krisen und Kata-
strophen begleiteten Zeit erfordern, wenn nicht entspre-
chende Ressourcen dafür bereitgestellt werden. Darüber 
hinaus erscheint es notwendig, Schnittstellen für den Aus-
tausch zwischen Wissenschaft und Praxis zu etablieren, wie 
sie über Kooperationen zwischen Einrichtungen des Bevöl-
kerungsschutzes und Hochschulen, aber auch über Fachta-
gungen hergestellt werden können. 
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Der berufsbegleitende  
Masterstudiengang „Katastrophen-
vorsorge und -management“  
(KaVoMa) der Universität Bonn –  
eine Vorstellung

In Bonn gibt es seit 2006 den interdisziplinär ausge-
richteten Masterstudiengang „Katastrophenvorsorge und 
-management“, der in berufsbegleitender Konzeption an-
geboten wird und ein Studienangebot der Universität 
Bonn in Kooperation mit dem BBK ist. Mit dem Leitgedan-
ken „vernetzt denken – vernetzt handeln“ unterstreicht er 
den Charakter einer integrativen, wissenschaftlichen und 
gleichzeitig praxisorientierten Weiterbildung. Im folgen-

Lothar Schrott und Regina Fleischmann

Laut dem Global Risks Report 2023 werden unter anderem 
Risiken durch Extremwetterereignisse, Infektionskrank-
heiten und Cyberangriffe weiter zunehmen und sich auch 
vermehrt zeitlich und räumlich überlagern sowie zu wei-
teren kaskadierenden Effekten führen [1]. Um diesen glo-
balen Herausforderungen zu begegnen, spielt Bildung eine 
Schlüsselrolle, da sie zur Entwicklung eines nachhaltigen 
und effizienten Katastrophenrisikomanagements sowie 
einer resilienten Gesellschaft beiträgt. 

den Beitrag wird der Masterstudiengang KaVoMa näher 
vorgestellt.

Warum sollten Sie KaVoMa studieren?

Globale Auswirkungen des Klimawandels, die Covid-
19-Pandemie, die Flutkatastrophe im Sommer 2021, der 
andauernde Ukraine-Krieg – dies ist nur ein Ausschnitt 
aus sich gegenwärtig überlagernden und teils auch ver-
stärkenden Krisen bzw. Katastrophen. Um diesen Heraus-
forderungen gewachsen zu sein, spielt Bildung eine 
Schlüsselrolle. Das „Sendai Rahmenwerk für Katastro-
phenvorsorge“ (2015 -2030) fordert unter anderem eine 
Erweiterung der Aus- und Weiterbildung im Bereich der 
Katastrophenvorsorge. Der Masterstudiengang KaVoMa 
trägt damit unter anderem direkt zu Handlungspriorität 1 
des Rahmenwerkes „Das Katastrophenrisiko verstehen“ 
bei [2]. Diese globalen Herausforderungen verdeutlichen 
die Notwendigkeit eines Studiengangs, der sich dem Prin-
zip der fachübergreifenden Weiterbildung verschrieben 
hat. Auf Basis eines breiten, fachübergreifenden Wissens 
müssen Entscheidungsträgerinnen und Entscheidungsträ-
ger über Kompetenzen und Fähigkeiten verfügen, eine 
sich anbahnende oder bereits eingetretene Katastrophe 
fundiert beurteilen zu können, um kurz-, mittel- und 
langfristige Maßnahmen zu veranlassen.

 
Der Studiengang KaVoMa orientiert sich ganz beson-

ders an den Bedürfnissen der berufstätigen Studieren-
den. Die branchenorientierten und praxisnahen Studien-
inhalte in enger Anbindung an die Wissenschaft entspre-
chen den sich wandelnden Bedürfnissen des Arbeitsmark-
tes und der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Das 
Studium ermöglicht und fördert die Bildung beruflicher 
Netzwerke im eigenen Studienjahrgang sowie im Kreis 
der Alumni, Dozierenden und Gastreferierenden. Bei Ab-

Gruppenarbeit zum Thema Raumplanung und Vorsorge. 
(Foto: Dr. Patrick Augenstein)

39BILDUNG ∙ BBK BEVÖLKERUNGSSCHUTZ   2 | 2023 ∙



schluss des Studiums wird Ihnen der akademische Grad 
„Master of Disaster Management and Risk Governance“ 
verliehen. Damit haben Sie die Möglichkeit in den hö-
heren Dienst aufzusteigen und beruflich mehr Verant-
wortung zu übernehmen.

Zielgruppen von KaVoMa

KaVoMa steht einer Vielzahl von Qualifikationen of-
fen. Dies entspricht dem interdisziplinären Charakter 
des Studiengangs, was wiederum auf die ganzheitliche 
Betrachtung der Risikothematik zurückzuführen ist. Bis-
herige KaVoMa-Studierende kommen daher aus ganz 
unterschiedlichen Disziplinen. Vergleichsweise stark 
vertreten sind Ingenieur-, Verwal-
tungs-, Wirtschafts- und Gesund-
heitswissenschaften, Humanmedi-
zin, Erziehungswissenschaften und 
Geographie. Aber auch Juristinnen 
und Juristen, Betriebswirtinnen und 
Betriebswirte, Geologinnen und 
Geologen oder Politikwissenschaft-
lerinnen und Politikwissenschaftler 
haben sich für KaVoMa entschieden. 
Die bisherige Berufserfahrung und 
ehrenamtliche Tätigkeiten in den 
Gebieten der Katastrophenvorsorge 
oder des Katastrophenmanagements 
sind letztendlich ausschlaggebend für das Interesse am 
Studiengang.

Mögliche Berufsfelder für KaVoMa-Alumni

Für KaVoMa-Absolventinnen und Absolventen sind 
folgende Berufsfelder interessant: Katastrophenvorsor-
ge, -bewältigung und -nachsorge auf nationaler und in-
ternationaler Ebene. Im nationalen und internationalen 

Modulinhalte von KaVoMa, dargestellt in einer Wordcloud.
(Quelle: KaVoMa)

personalentwicklung stress

bevölkerungsschutzrecht kritis

krankenhausalarmplanung vorsorge

führungskreislauf risiko

cybersicherheit psnv

krisenmanagement krisen-pr

vulnerabilität risikoforschung

starkregen pandemie

führung erdbeben

sturm manv

transformation prävention

multigefahren meteorologie

notfallpädagogik geologie
risikokommunikation
versicherungswesen
rettungsdienst
krisenkommunikation
kon�iktmanagement
massenbewegung
cbrn
raumplanung
metropolen
katastrophenforschung
gefahr
naturgefahr
stabsarbeit
klimawandel

�ut
notfallmedizin
geodäsie
risikoanalyse
führungsverhalten
katastrophenvorsorge
resilienz
dürre
risikomanagement
epidemie
hochwasser
stabsübung

„blended learning“ wave des Masterstudiengangs KaVoMa.
(Quelle: Irene Johannsen)

Modul 1, Modul 2
Selbststudium: E-learning, Lesen
Präsenzveranstaltung: Seminar

Modul 3
Selbststudium: E-learning, Lesen
Präsenzveranstaltung: Seminar, Exkursion

Modul 4, Modul 5
Selbststudium: E-learning, Lesen
Präsenzveranstaltung: Seminar

Modul 6
Selbststudium: E-learning
Präsenzveranstaltung: Seminar

Modul 12
Selbststudium: Praktikum, Portfolio

Modul 7
Selbststudium: E-learning, Lesen
Präsenzveranstaltung: Seminar

Modul 8
Selbststudium: E-learning, Hausarbeit
Präsenzveranstaltung: Seminar

Modul 9
Selbststudium: Hausarbeit, Lesen
Präsenzveranstaltung: Seminar

Modul 10
Selbststudium: Portfolio, Webinar, Lesen, Präsentation, Essay
Präsenzveranstaltung: Seminar, Stabsübung

Modul 11
Selbststudium: Masterarbeit

Kontext sind die für die Vorsorge und das Management 
von Katastrophen zuständigen Behörden und Hilfsorgani-
sationen zu nennen. Weitere Berufsfelder sind das Versi-
cherungs- und Beratungswesen. Auch spielt die Frage der 
Katastrophenvorsorge und des Katastrophenrisikoma-
nagements im Gesundheitswesen und in der Bildung ver-
stärkt eine Rolle.

Interdisziplinärer und modularer Aufbau des Curriculums

Der Masterstudiengang KaVoMa umfasst zwölf aufei-
nander aufbauende Module. Ausnahmen sind Modul 11 
(Masterarbeit) und Modul 12 (Praxismodul), die jederzeit 
absolviert werden können. 

Das Curriculum ist interdisziplinär ausgerichtet und 
bietet einen breiten Einblick in diverse Felder des Katast-
rophenrisikomanagements: Es werden z. B. Grundlagen 
aus den Natur-, Ingenieur- und Gesellschaftswissen-
schaften, Methoden und Maßnahmen der Katastrophen-
vorsorge, Kernaspekte von Risiko- und Krisenkommuni-
kation, Fragestellungen rund um das Thema „Führungs-
kraft“ und das Krisenmanagement präsentiert und dis-
kutiert. Zudem findet eine Stabsrahmenübung statt. Im 
Praxismodul können außerhochschulische Praxiserfah-

rungen aus dem Themenfeld des 
Studiengangs (z. B. ehrenamtliche 
Tätigkeiten) angerechnet werden. 
Die Regelstudienzeit beträgt 5 - 6 Se-
mester. 

„blended learning“ - Konzept

Die Unterrichtsinhalte und 
-struktur entsprechen einem didakti-
schen Leitbild, das auf die Lehr- und
Lernform des Fernstudiums zuge-
schnitten ist. Die Inhalte werden
durch Präsenzveranstaltungen (Block-
seminare an der Bundesakademie für
Bevölkerungsschutz und Zivile Ver-
teidigung in Bad Neuenahr-Ahrwei-
ler) und anschließende Phasen des
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Prof. Dr. Lothar Schrott, Leiter des Studiengangs „Katastrophenvorsor-
ge und –management“ (KaVoMa) und Leiter der Arbeitsgruppe „Geo-
morphologie und Umweltsysteme“ am Geographischen Institut, Uni-
versität Bonn.

Regina Fleischmann, Wissenschaftliche Koordinatorin des Studien-
gangs „Katastrophenvorsorge und –management“ (KaVoMa), Universi-
tät Bonn 

Selbststudiums vermittelt. Diese Form des „blended lear-
ning“ vereint die Vorteile des Seminars mit den Möglich-
keiten einer individuell gestaltbaren Phase des Selbststu-
diums. Des Weiteren stehen Lernmodule sowie -videos 
(z. B. Flipped Classroom, Interviews) 
zur Vor- und Nachbereitung der Un-
terrichtseinheiten digital auf der uni-
versitären Lernplattform eCampus 
zur Verfügung. Diese dienen nicht 
nur der digitalen Anreicherung des 
Selbststudiums, sondern unterstützen 
auch die weitere Vertiefung der Inhal-
te. Flipped Classroom (ein Teil der 
Lerninhalte wird vor der Präsenzver-
anstaltung in Videoformaten vermit-
telt) ermöglicht auch, dass in der Prä-
senzphase mehr Zeit für Interaktion 
vorhanden ist. Einige Unterrichtsein-
heiten werden zudem durch Webina-
re ergänzt. Unsere Dozierenden be-
gleiten das Selbststudium und stehen 
für Fragen und Gespräche zum Bei-
spiel in Online-Sprechstunden zur 
Verfügung. 

Eine Säule des Qualitätsmanagements:  
der Wissenschaftliche Beirat

Im Jahr 2021 hat sich der Wissenschaftliche Beirat für 
den Masterstudiengang KaVoMa konstituiert, der eine be-
ratende Funktion bei wichtigen Fragen und strategischen 
Entscheidungen innehat. Die Mitglieder stammen aus 
Wissenschaft, Praxis, Wirtschaft sowie aus Behörden. 

Das Ziel ist es, unter anderem einen „Blick von außen“ 
auf den Studiengang zu richten und zur systematischen 
Reflexion und Begleitung der (curricularen) Weiterent-
wicklung in fachlich-inhaltlicher sowie methodisch-di-
daktischer Hinsicht des Studiengangs beizutragen. Auch 
ist der Wissenschaftliche Beirat ein Impulsgeber, was bei-
spielsweise die Einbindung von Entwicklungen im natio-
nalen und internationalen Kontext des Katastrophenrisi-
komanagements angeht. Damit wird unter anderem die 
langfristige und nachhaltige Qualität des Studiengangs 
sichergestellt. Auch finden für alle Module anonyme Mo-
dulevaluationen statt. Zusätzlich wird der Studiengang in 
regelmäßigen Abständen einem externen Akkreditie-
rungsverfahren unterzogen.

Was sagen unsere Studierenden und Alumni?

Ein berufsbegleitendes Studium ist herausfordernd und 
erfordert unter anderem einen erhöhten Koordinationsauf-
wand zwischen Studium, Beruf, Familie und möglichen Eh-
renämtern. Unsere Studierenden und Alumni bewerten das 
Studium trotzdem sehr positiv, da die Absolvierung des Stu-
diengangs KaVoMa unter anderem zur einer Erweiterung 

Herausforderungen eines berufsbegleitenden Studiums, dargestellt in einer Wordcloud.
 (Quelle: KaVoMa)

neue menschen kennenlernen
breite aufstellung
die extra meile gehen
koordinierungsproblem
wissenserweiterung zeitmanagement
weiterquali�kation breit gefächert vulnerabilität
neue wissenshorizonte anstrengung familie
doppelbelastung perspektive work-study-life-balance
katastropenvorbeugung wissensgewinnung bevölkerungsschutz
karriere oder aufstieg selber zahlen engagement
quali�zierung wenig freizeit abwechslung
zusatzquali�zierung kompetenzerwerb wille
horizonterweiterung quali�zierung zeitintensiv
selbstdisziplin neues wissen lange abende
lernintensiv karriere �exibilität
fokussierung individuell neugier
freizeit anspruchsvoll belastung
netzwerk stress entwicklung
master disziplin quali�kation
zeitraubend zeitmanagement selbstorganisation
chancen freiheit katastrophenmanagement
risiko aufwand zusatzkosten
fachkräfte organisation kontakte
anstrengend lehrreich veränderungsperspektive
networking herausforderung zeiteinteilung
aufstieg interdisziplinär
abschluss master
resilienz
katastrophenschutz
weiterbildung

des fachlichen Horizonts beiträgt, die Vergrößerung des be-
ruflichen Netzwerks unterstützt sowie mit dem Abschluss 
die Qualifizierung für einen beruflichen Aufstieg ermög-
licht wird.

Bewerbungsphase für den 18. KaVoMa-Jahrgang

Bis zum 15. Juli 2023 können Sie sich für den 18.  
KaVoMa-Jahrgang bewerben, der im Oktober 2023 ins Stu-
dium startet. Die Zulassungsbedingungen sind …

… ein erster berufsqualifizierender Hochschulab-
schluss, der im Rahmen eines Hochschulstudiums mit 
mindestens 6-semestriger Regelstudienzeit erworben 
wurde 

sowie 
… fachspezifische Berufserfahrung in den Bereichen 

der Katastrophenvorsorge und des Katastrophenmanage-
ments von mindestens drei Jahren.

Bei Fragen besuchen Sie gerne unsere Webseite  
www.kavoma.de oder wenden sich jederzeit gerne an 
kavoma@uni-bonn.de!
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THW-Einsatz nach schweren Erdbeben in 
der Türkei und Syrien
Direkt nachdem verheerende Erdbeben Anfang Februar in der Türkei und Syrien Schäden in ungekanntem Ausmaß 
verursacht hatten, lief die Hilfe des Technischen Hilfswerks (THW) für die betroffenen Menschen an: Die Schnell-
Einsatz-Einheit Bergung Ausland (SEEBA) des THW war vom 8. bis 13. Februar 2023 mit 50 Einsatzkräften und vier 
Rettungshunden im Erdbeben-Einsatz in der Türkei. Dem Team gelang es während des Einsatzes in Zusammenarbeit 
mit anderen Rettungskräften zwei Frauen aus den Trümmern zu befreien – nach mehr als 100 beziehungsweise mehr 
als 130 Stunden. Parallel zum SEEBA-Einsatz startete das THW mit der Lieferung von Hilfsgütern für die Türkei und 
Syrien. Außerdem unterstützten THW-Einsatzkräfte in der Türkei einen örtlichen Wasserversorger und die interna-
tionalen Partner.

THW-Einsatzkräfte unterstützten in der Türkei bei der Rettung von zwei verschütteten Frauen. 
(Foto: THW / Katharina Garrecht)

Nach den großflächigen, verheerenden Erdbeben mit meh-
reren zehntausend Toten am Montag, 6. Februar 2023, in der 
Türkei und Syrien standen innerhalb kürzester Zeit nach 
ihrer Alarmierung die SEEBA-Spezialistinnen und -Spezia-
listen zum Abflug bereit. Die 50 THW-Einsatzkräfte aus 
Nordrhein-Westfalen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland

und Bayern flogen Dienstagnacht mit 
16 Tonnen Material von Flughafen 
Köln / Bonn los und landeten am frü-
hen Mittwochmorgen am türkischen 
Flughafen Gaziantep.

Auf Ortung und Rettung 
spezialisiert

Die Einsatzkräfte nahmen noch am 
Mittwoch erste Rettungs- und Ber-
gungsarbeiten auf. Das Ausmaß der 
Schäden war enorm: In den betroffe-
nen Gebieten im Südosten der Tür-
kei und im Nordwesten Syriens wa-
ren tausende Gebäude eingestürzt, 
zahlreiche Menschen waren unter 
den Trümmern verschüttet. Ausge-
stattet mit moderner Technik und 
Suchhunden suchten die Helferin-
nen und Helfer nach Überlebenden. 
Neben den Rettungseinsätzen haben 
die THW-Expertinnen und -Exper-
ten auch Beratungen und Erkundun-
gen im Schadensgebiet durchge-
führt.

Erfolgreiche Rettung nach 130 Stunden

Eine erfolgreiche Rettung gelang mehr als 130 Stunden 
nach dem Erdbeben: Türkische Rettungskräfte hatten in 
der Stadt Kırıkhan zunächst mit Anwohnerinnen und 
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Anwohnern Trümmerteile weggebaggert und dabei die 
Frau entdeckt. Sie versuchten, die Verschüttete mit einfa-
chen technischen Geräten zu befreien. Die Helferinnen 
und Helfer des THW wurden schließlich gegen 20 Uhr 
Ortszeit hinzugerufen, um mit ihrer Spezialausstattung 
sowie medizinischem Fachwissen zu unterstützen. Die 
Einsatzkräfte hoben mit einem hydraulischen Spreizer die 
Trümmerteile an und retteten anschließend die Frau ge-
meinsam mit weiteren Helfenden. Während der Rettung 
spielte auch die medizinische Versorgung und Betreuung 
sowie der schonende Transport eine wichtige Rolle. Gegen 
22 Uhr war die 88-jährige Frau befreit und wurde dem 
Rettungsdienst übergeben. An einer weiteren Einsatzstelle 
unterstützten die THW-Spezialistinnen und -Spezialisten 
zwei Tage zuvor die Einsatzkräfte von „I.S.A.R.-Germany“ 
bei der Rettung einer Frau, die mehr als 100 Stunden unter 
Trümmern gelegen hatte.

Die Chancen, verschüttete Menschen lebend zu befreien, 
sind grundsätzlich stark von den Umständen abhängig: 
Wie groß ist der Hohlraum, ist die Person leicht oder 
schwer verletzt, welche Temperatur herrscht an der Ein-
satzstelle. Mit jeder Stunde sinkt die Überlebenswahr-
scheinlichkeit. Widrige Wetterbedingungen und frostige 
Temperaturen werden zu echten Herausforderungen für 
die Rettungskräfte.

SEEBA-Rückkehr und parallele Hilfsgüterlogistik

Am Montag, 13. Februar, kehrten die 50 Expertinnen und 
Experten der SEEBA gemeinsam mit dem Team von 
„I.S.A.R.-Germany“ abends über den Flughafen Köln / Bonn 
aus ihrem Einsatz in der Türkei zurück. Ihre Camp-Aus-
stattung für 50 Personen verblieb vor Ort und wurde dort 
von „I.S.A.R.-Turkey“ weiter genutzt. 
Das Einsatzende der SEEBA bedeutete für das THW jedoch 
nicht das Ende des Gesamteinsatzes. In der ersten Phase 
nach einer Katastrophe geht es zunächst um die Rettung 
und Erstversorgung der betroffenen Menschen, in den fol-
genden Wochen darum, die Überlebenden zu versorgen. 
Parallel lief daher die Versorgung mit Hilfsgütern an. Das 
THW hält für internationale Katastrophenlagen in seinen 
Logistikzentren Hilfsgüter bereit, die bei Bedarf unmittel-
bar in das betroffene Land versendet werden können. 

Die erste Lieferung aus einem THW-Logistikzentrum um-
fasste vor allem Zelte, Heizlüfter sowie Decken und wurde 
über einen Bundeswehr-Flughafen in Niedersachsen ab-
gewickelt. Am Donnerstagmorgen, 9. Februar 2023, waren 
drei Airbus A400M der Luftwaffe mit Material sowie zwei 
THW-Logistikern in die Türkei gestartet. Mehrere weitere 
Flüge folgten in den folgenden Tagen. Bis Mitte April 2023 
stellte das THW über seine neuen Logistikzentren in Ba-
den-Württemberg und Bayern rund 225 Tonnen Hilfsgü-
ter für die Türkei sowie rund 155 Tonnen Hilfsgüter für 
Nord-West-Syrien bereit. Die Hilfsgüter wurden mit Mit-
teln des Auswärtigen Amtes und in enger Zusammenar-
beit mit dem Beschaffungsamt des Bundesministeriums 

des Innern und für Heimat kurzfristig beschafft, den 
Transport kofinanzierte die Europäische Union. 

Eine weitere Hilfsgüterlieferung für Syrien wurde in Zu-
sammenarbeit zwischen dem THW und der irakischen 
Partnerorganisation „Joint Crisis Coordination Centre“ 
(JCC) direkt im Nordirak organisiert. Von dort hatten die 
21 Lastwagen nur einen kurzen Anfahrtsweg bis ins Erd-
bebengebiet in Nord-West-Syrien. Das THW Field Office 
im nordirakischen Erbil unterstützte die Beschaffung der 
Hilfsgüter im Wert von rund 800.000 Euro. Unter anderem 
enthielt die Lieferung in die Region Idlib Decken, Matrat-
zen, Lebensmittelpakete mit Babynahrung und Hygiene-
artikel sowie Stromerzeuger.

Das THW stellte unter anderem Stromerzeuger, Zelte, Heizlüfter sowie Decken für die 
Menschen in der Türkei und Syrien bereit. 
(Foto: THW)

Hilfe für Wasserversorger und internationale Partner

Ab Ende Februar unterstützte das THW zusätzlich für ei-
nen Monat ein Team von „United Nations Disaster As-
sessment and Coordination“ (UNDAC) im Erdbebenge-
biet in der Türkei. Ein türkischsprachiger THW-Spezialist 
arbeitet in der Region Hatay für das Team als Übersetzer. 
Außerdem war er vor Ort in das Social Media-Monitoring 
eingebunden. Ebenfalls für die Dauer von einem Monat 
waren ab Mitte März zwei THW-Einsatzkräfte für die „In-
ternational Humanitarian Partnership“ (IHP) im Einsatz. 
Sie unterstützten beim Betrieb von zwei IHP-Camps in 
der Türkei, in denen internationale Einsatzkräfte unter-
gebracht waren.

Mit drei Wasseraufbereitungsanlagen verbesserte das THW 
zudem im März die hygienischen Bedingungen in einem 
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Camp für Betroffene des Erdbebens. Einsatzkräfte der 
Schnell-Einsatz-Einheit Wasser Ausland (SEEWA) flogen 
mit drei Umkehrosmoseanlagen 500 in die Region Ha-
tay. Diese Anlagen reinigen Wasser – verkürzt dargestellt 
– indem sie Wasser und Schmutzpartikel aufspalten und 

In der Region Hatay schulten THW-Spezialisten Angestellte des lokalen 
Wasserversorgers darin, die Geräte für die Wasseraufbereitung zu bedienen. 

(Foto: THW)

Gemeinsam mit der Luftwaffe transportierte das THW bereits drei Tage nach den 
Erdbeben die ersten Hilfsgüter in die Türkei. 

(Foto: Bundeswehr / Hildemann)

dann in Osmosewasser und Abwasser aufteilen. Vor Ort 
schulten die THW-Einsatzkräfte Betriebspersonal des 
Wasserversorgers der Region Hatay, HATSU, darin, wie 
die Wasseraufbereitungsanlagen bedient werden. Die 
Anlagen übergaben sie anschließend an den lokalen 
Wasserversorger.

Das THW im Auslandseinsatz

Das THW wird im Auftrag der Bundesregierung weltweit 
eingesetzt. Dazu gehören unter anderem technische und 
logistische Hilfeleistungen im Rahmen des Katastro-
phenschutzverfahrens der Europäischen Union sowie 
im Auftrag von UN-Organisationen. 

Für Auslandseinsätze ist das THW Teil des Katastrophen-
schutz-Mechanismus der EU. Dieser bietet einen Über-
blick über die vorhandenen Fähigkeiten und mögliche 
Kombinationsmöglichkeiten. In Krisenfällen wenden 
sich die betroffenen Länder mit einem Hilfegesuch an 
die EU, die die einkommenden Hilfsangebote dann ko-
ordiniert. Dadurch ist die Hilfe schnell vor Ort und gut 
aufeinander abgestimmt.

SEEBA-Einsätze, Ausstattung und Zertifizierung

Mittlerweile hatte die SEEBA vielfach Gelegenheit, ihre 
einsatztaktischen Vorteile unter Beweis zu stellen. Die 
SEEBA war unter anderem nach den schweren Erdbeben 
im Iran 2003, in Pakistan 2005 und in Japan 2011 im Ein-
satz. Zuletzt unterstützte sie im Jahr 2020 die internatio-
nalen Hilfsmaßnahmen nach der Explosion in der liba-
nesischen Hauptstadt Beirut. Die Alarmierung erfolgt im 
Regelfall über das Bundesministerium des Innern und 
für Heimat. Finanziert werden diese Einsätze vom Aus-
wärtigen Amt.

Die SEEBA-Ausrüstung ist in Leichtmetallkisten ver-
packt und kann so in herkömmlichen Verkehrsflugzeu-
gen transportiert werden. Zur Ausstattung gehören bio-
logische sowie technische Ortung und Bergung. Die 
vollständige Ausrüstung wiegt 15 Tonnen bei einem Vo-
lumen von 75 Kubikmetern. Sie beinhaltet die notwen-
dige Rettungsausstattung, die Camp- und Logistikaus-
stattung mit Stromerzeuger, medizinische Ausstattung 
zur Erstversorgung sowie Verpflegung für zehn Tage. Je 
nach verfügbarer Lufttransportkapazität können kleine-
re Fahrzeuge oder Anhänger ins Schadensgebiet mitge-
nommen werden.

Die Einsatz-Einheit wurde auf der Erfahrungsgrundlage 
der Erdbebenkatastrophe in Mexiko im Jahr 1985 entwi-
ckelt. Sie erfüllt die Qualitätskriterien der International 
Search and Rescue Advisory Group (INSARAG) der Ver-
einten Nationen und ist entsprechend der INSARAG-
Rahmenvorgaben klassifiziert.

44 ∙ BBK BEVÖLKERUNGSSCHUTZ   2 | 2023 ∙ FORUM



Über 120 ausgebildete Strömungsretter 
in neun Monaten

Erfolgreiche Ausbildungsoffensive / Fortführung 2023

Die DLRG Strömungsretter sind auf stark strömende Ge-
wässer, Wildwasser und Hochwasser spezialisierte Wasser-
retter. Sie kommen immer dann zum Einsatz, wenn ande-
re Kräfte nicht weiterkommen – zum Beispiel bei Rettun-
gen an Kleinflüssen, als Absicherung an Wildwasserstre-
cken oder auch zur Evakuierung bei Überschwemmungen.

Ein mögliches Szenario: Nach Starkregen ist der Verkehr 
auf einer vielbefahrenen Autobahn zum Erliegen gekom-
men. Die Fahrbahn ist größtenteils überschwemmt. Im 
Bereich einer Senke sind mehrere Fahrzeuge vom Wasser 
eingeschlossen. 

Im tieferen Bereich dringt es bereits in die Fußräume 
ein. Die Insassen müssen evakuiert und versorgt werden.
Eine spezielle seilgestützte Absicherung ermöglicht es 
den Wasserrettern, in diesen Bereich vorzudringen und 
die Personen mittels Raft aus den Fahrzeugen zu befrei-
en. Der Einsatz als Strömungsretter stellt hohe Anforde-
rungen an die Einsatzkräfte: Dazu gehört nicht nur, Ge-
fahren richtig einschätzen zu können, sondern auch ein 
besonderes Maß an körperlicher Fitness, Teamfähigkeit 
und Höhentauglichkeit. Deshalb müssen sie sich regel-
mäßig einer Reihe von Lehrgängen und Prüfungen un-
terziehen.

Um den Einstieg in die Strömungsrettung zu erleichtern, 
initiierte der DLRG Landesverband Niedersachsen An-
fang 2022 ein neues Projekt, finanziert durch die Deut-
sche Stiftung für Engagement und Ehrenamt (DSEE). Die 
Ausbildungsoffensive „Niedersachsens Jugend, Stark in 
allen Strömungen“ richtet sich an Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene. Sie soll diesen ermöglichen, sich 
in diesem physisch und psychisch sehr anspruchsvollen 
Tätigkeitsfeld der DLRG einzubringen. „Vor dem Start des 
Projektes verfügten 75 Prozent der niedersächsischen 
DLRG Gliederungen über keine eigenen Strömungsret-
ter“, erklärt Wolfgang Weber, Referent Strömungsrettung 
der DLRG Niedersachsen. Dies liege unter anderem an 
dem noch recht neuen Fachbereich, der sich noch wei-
terentwickle. Eine eigene Prüfungsordnung gibt es laut 
Weber zum Beispiel erst seit 2010.

Durch die finanzielle Unterstützung der DSEE konnten 
im Jahr 2022 insgesamt neun kostengünstigere Lehrgän-
ge des Moduls 403 „Schwimmen in fließenden Gewäs-
sern“ für Kinder und Jugendliche ab 13 Jahren sowie sie-
ben „SR1“-Lehrgänge für angehende Strömungsretter ab 
16 Jahren angeboten werden. Fast 200 Teilnehmer haben 
die Lehrgänge besucht.

Regelmäßige Lehrgänge und Prüfungen der seilgestützten Absicherung.
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Schwimmen in fließenden Gewässern

Das Modul 403 dient zur Vorbereitung auf die Ausbildung 
zum Wasserretter, Strömungsretter oder Einsatztaucher. 
Teilnehmer ab zwölf Jahren, die über eine Basisausbildung 
und das Rettungsschwimmabzeichen in Bronze verfügen, 
können sich in Theorie und Praxis mit verschiedenen 
Schwimmtechniken in fließenden Gewässern und der per-
sönlichen Schutzausrüstung (PSA) beim Strömungs-
schwimmen vertraut machen.

Schutzausrüstung (PSA) der Strömungsretter.
(Fotos: DLRG) 

Strömungsretter 1

Anders als beim Modul 403, wird bei 
dem Lehrgang ein Mindestalter von 16 
Jahren, das Rettungsschwimmabzei-
chen in Silber, verschiedene Aufbau- 
oder Fachausbildungen sowie körperli-
che Fitness gefordert. Denn für die Ab-
solventen des Lehrgangs geht es bereits 
in den Einsatz und damit auch um 
Menschenleben. Sie erlernen unter an-
derem das An- und Überschwimmen 
von Hindernissen, Wurfsack- und spe-
zielle Rettungstechniken sowie seil-
technische Grundlagen zur Eigen- und 
Fremdsicherung.

Arbeit im Team

Neben dem Beherrschen der Grund-
knoten, schwimmerischer Techniken und dem sicheren 
Umgang mit der PSA wird ebenso das Teamverhalten und 
die Zusammenarbeit geprüft. „Ein wichtiger Bestandteil der 
Ausbildung“, findet Weber. Die Aufgaben gemeinsam in 
Trupps oder Gruppen zu meistern, stärke ebenso den Zu-
sammenhalt der Einsatzkräfte.

Über 120 ausgebildete Kräfte

Der erste SR1-Lehrgang fand Anfang März 2022 im DLRG 
Bezirk Celle statt; es folgten weitere in den Bezirken Braun-
schweig, Nordheide, Weserbergland, Hildesheim und Qua-

kenbrück. Mit dem Abschluss des letzten Lehrgangs im No-
vember stand auch die Zahl der ausgebildeten Strömungs-
retter fest: Über 120 Kräfte machten die Ausbildung im Rah-
men des Projekts. Das selbstgesetzte Ziel von 100 ausgebilde-
ten Strömungsrettern wurde damit sogar noch übertroffen. 
„Von der Nordsee bis in den Harz haben wir junge Wasser-
retter zu Strömungsrettern ausbilden können, die nun in 
den Einsatzgruppen vor Ort bei Hochwasser Starkregener-
eignissen, Personensuchen oder -rettungen bis hin in die 
Landeseinsatzzüge bei Großschadenslagen eingesetzt wer-
den können“, fasst Weber zusammen.

Übergang zur Führungsebene

Eine Strömungsrettergruppe setzt sich aus neun Strömungs-
rettern und einer Führungskraft zusammen. Um diese aus-
zubilden, wird das Projekt auch 2023 fortgeführt – nun mit 
dem Lehrgang „Strömungsretter 2“ als Schwerpunkt. Weber: 
„Es freut mich, dass wir durch die Unterstützung der Stif-
tung den Ausbildern und Helfern im Jahr 2022 das von uns 
gesetzte Ziel erreicht haben und im Jahr 2023 weiter ausbau-
en können, um flächendeckend Strömungsrettergruppen in 
ganz Niedersachsen bereitzustellen“.

Nicht zuletzt das Hochwasser im Jahr 2021 hat verdeutlicht, 
wie wichtig DLRG Strömungsretter in Katastrophenlagen 
sind. 

Grafik Entwicklung Strömungsretter in der DLRG.
(Quelle: DLRG) 

Das spiegelt sich auch in der Entwicklung der ausgebildeten 
Einsatzkräfte innerhalb des gesamten Verbandes wider. Die 
Grafik zeigt, dass die Anzahl innerhalb der letzten Jahre kon-
tinuierlich zugenommen hat. Der SR1 bildet die Grundstufe 
zum Strömungsretter und ist von jedem vor Einsatz in der 
Strömungsrettung zu durchlaufen. Der Lehrgang beinhaltet 
die Grundlagen für den Einsatz an und in schnellen Gewäs-
sern. Im SR2 werden Teilnehmer dazu befähigt, Strömungs-
retter im Einsatz zu führen und den Aufbau von grundle-
genden Seiltechniken anzuleiten, zu überwachen und zu si-
chern.

Carina-Chantal Krämer

46 ∙ BBK BEVÖLKERUNGSSCHUTZ   2 | 2023 ∙ FORUM



Konflikte im Einsatz:  
Vorbereitung der Kräfte ist wichtig

9. Symposium der Stiftung „Hilfe für Helfer“ setzt erfolgreiche Ausbildungsreihe fort

Berlin / Fulda – Unter dem Schwerpunkt „Konflikte im 
Einsatz“ hatte die Stiftung „Hilfe für Helfer“ des Deut-
schen Feuerwehrverbandes (DFV) gemeinsam mit dem 
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen-
hilfe (BBK) zum 9. Symposium „Hilfe für Helferinnen 
und Helfer“ ins hessische Fulda eingeladen. Aus ganz 
Deutschland reisten die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer an, um sich über die verschiedenen Aspekte der 
Psychosozialen Notfallversorgung (PSNV) zu informie-
ren und die Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch zu 

Präsident des Bundesamtes für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
 Ralph Tiesler

nutzen.DFV-Bundesgeschäftsführer Rudolf Römer 
dankte dem BBK für die bewährte Unterstützung des 
etablierten Fortbildungsangebots. „Mir ist es ein beson-
deres Anliegen, heute zu Ihnen zu sprechen, da es sich 
auch für mich um ein wichtiges Thema handelt“, wandte 
sich BBK-Präsident Ralph Tiesler an das Publikum. Er 
sicherte die weitere BBK-Unterstützung für den The-
menbereich zu und benannte das Symposium als wichti-
gen Bestandteil der PSNV-Arbeit. „Jeder, der heute im 
Einsatz ist, wird mit Konflikten konfrontiert“, sagte Prof. 

Dr. Peter Sefrin, Vorsitzender des Beirats der Stiftung „Hil-
fe für Helfer“. Angesichts fast täglicher Konflikte im Ein-
satz sei es wichtig, die Kräfte auf solche Situationen vorzu-
bereiten.

Erneli Martens, DFV-Bundesbeauftragte für Feuerwehrseelsorge

Beim ersten Vortrag des Tages thematisierte Polizeihaupt-
kommissarin Michaela Hohmann-Kaddatz die Einsatz-
nachsorge für Einsatzkräfte der Polizei im Kontext der 
Berliner Silvesterkrawalle. Sie beschrieb die aktuelle 
Struktur der Zentralen Ansprechstelle „Gewalt gegen Poli-
zeidienstkräfte“, deren Leiterin sie ist. Auslöser für das 
Thema PSNV war der Anschlag am Berliner Breitscheid-
platz im Dezember 2016. Im Rahmen der Einsatznachsor-
ge nach den Silvesterkrawallen waren insgesamt 37 be-
troffene Dienstkräfte betreut worden. „Die Einsatzkräfte 
haben erzählt, dass die Gewalt ein immer größeres Aus-
maß hat und man keinen Zugang mehr zu den Gewalttä-
tern hat“, berichtete Hohmann-Kaddatz. Alle betroffenen 
Kräfte sind mittlerweile wieder im Dienst.
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Dirk Hewig, Hessischer Landesbeauftragter für PSNV beim 
Deutschen Roten Kreuz, referierte zum Thema „PSNV-E 
während der Flutkatastrophe im Ahrtal“. Hewig erinnerte 
an die allgemeine Lage und ging auf die Eigenbetroffenheit 
von Einsatzkräften und Verantwortlichen ein. Zwei Wochen 
lang war im Bereitstellungsraum Nürburgring ein PSNV-
Zentrum als eigener Einsatzabschnitt eingerichtet. 

Hier kamen rund 450 Kräfte aus 14 Bundesländern zum 
Einsatz. „Es war sicherlich einer der größten gemeinsam 
geführten Einsätze in der Geschichte der PSNV“, lautete die 
Bilanz des Vortragenden. „Die Zusammenarbeit innerhalb 
des Systems war sehr gut und vertrauensvoll“, fügte Hewig 
hinzu. Er resümierte, dass sich die Zusammenführung von 
Kräften zur Psychosozialen Notfallversorgung von Bevölke-
rung und Einsatzkräften in diesem Fall bewährt habe, da 
sich die Bedarfe vor Ort auch vermischt hatten. Aufgaben 
waren unter anderem die Überbringung von Todesnach-
richten, Gespräche mit Betroffenen, Kontaktaufnahmen zu 
Personen mit besonderen Belastungen und Teilnahme an 
abendlichen Treffen der Bevölkerung an Versorgungspunk-
ten. Als Herausforderung beschrieb Hewig den Aufbau der 
Führungsstrukturen im Bereich der PSNV-E.

Die Erfahrungen bei Auslandseinsätzen im Ukraine-Kon-
flikt und in Westafrika in der Ebola-Epidemie standen im 
Mittelpunkt des Referats von Regine Reim, internationale 
Delegierte der Rotkreuzbewegung. 2022 war sie in der mol-

dawischen Hauptstadt Chișinău im Einsatz. Auftrag der Ret-
tungsdienstkräfte war hier unter anderem der Transport 
von vulnerablen Personen aus der Ukraine. „Wir sind nicht 
die Rettungs-Rambos zwischen flitzenden Kugeln an der 
Front“, berichtete sie. Reim beteiligte sich zudem an der Ers-
te-Hilfe-Ausbildung für Freiwillige und dem Verteilen von 
Hilfsgütern. 2014/15 war sie im Ebola-Gebiet in Westafrika 

mit den Aufgaben Hygiene und PSNV 
betraut. Hierzu gehörten auch Beerdi-
gungsrituale in Kooperation mit Mus-
limen und Christen. „Das müssen Hel-
fer auch verarbeiten können“, sagte sie. 
Die gemeinsame Ausbildung, aber 
auch eine persönliche und realistische 
Vorbereitung der Einsatzkräfte habe 
hierbei geholfen.

„Tun oder Lassen? Innere Wertekon-
flikte im Einsatzkontext“ lautete das 
Thema des Fachbeitrages von BBK-Re-
ferent Volker Harks. „Wer zugibt, dass 
er Angst hat, hat Mut“, nannte er als 
Beispiel für Widerspruch und Span-
nung von Gegensätzen. „Die kritische 
Grenze ist erreicht, wenn ich selbst 
daran leide“, so Harks zum Mitgefühl 
in PSNV-Einsätzen. Anhand eines 
„Wertequadrates“ gab er Einschätzun-
gen zu Eigenschaften und deren Ent-
sprechung im Einsatz.

Erneli Martens, DFV-Bundesbeauf-
tragte für Feuerwehrseelsorge, stellte als Leiterin der Not-
fallseelsorge der Feuerwehr Hamburg das Thema „Konflikt-
linien im Einsatz – Wer verantwortet die Entscheidung? 
Wer trägt das Risiko?“ vor. Sie berichtete von der Entwick-
lung eines Konzepts zur PSNV für die Bevölkerung bei der 
Feuerwehr Hamburg anlässlich des G20-Gipfels. Martens 
teilte zudem ihre Erfahrungen mit weiteren belastenden 
Einsätzen und informierte über den jeweiligen PSNV-Ein-
satz unter besonderer Berücksichtigung der Sicherheit der 
Einsatzstelle. Zum Abschluss des Symposiums gab es viele 
positive und zufriedene Rückmeldungen zur Veranstal-
tung an sich und der Themenauswahl im Besonderen. 

Das nächste Symposium findet am 16. Mai 2024 wieder im 
zeitlichen Zusammenhang mit der RETTmobil Internatio-
nal in Fulda statt. Informationen werden genau wie die 
freigegebenen Referate des aktuellen Symposiums unter 
https://www.feuerwehrverband.de/dfv/hfh-vorstellung/hfh-
symposien/ 
online zur Verfügung gestellt.

Referenten des Symposiums.
(Fotos: Friedrich Kulke / DFV)
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Familientreffen mit Wettstreit

Beim „Tag der Johanniter“ zeigten die besten Retter ihr Können

Potsdam / Rund 3.700 Johanniterinnen und Johanniter 
aus ganz Deutschland haben sich am 5. und 6. Mai im 
Filmpark Babelsberg zum fairen Wettstreit getroffen. 
Neben dem Messen des eigenen Könnens mit den Sie-
gern aus den neun Landesverbänden stand ein langer-
sehntes Wiedersehen im Zentrum.

Siegerehrung der Teams. 
(Foto: Johanniter)

Filmreif war nicht nur die Kulisse des Filmparks Babels-
berg, vor den Toren Potsdams, der an diesen zwei Tagen 
mit Stunt-Shows und einem außergewöhnlichen Rah-
menprogramm exklusiv für die Johanniter-Unfall-Hilfe 

geöffnet hatte. Es waren auch die Leistungen, welche die 
Teams zeigten. Nur die Freudentränen bei der großen 
Siegerehrung – die waren echt bei dem ersten großen 
Wiedersehen nach vier Jahren und einem zweimal we-
gen der Corona-Pandemie verschobenen Termin. Die 
Schirmherrschaft für diese also ganz besondere Veran-

staltung hatte kein anderer als Bundeskanzler Olaf 
Scholz übernommen – liegt der Wettkampfort doch in 
dem Wahlkreis, für den er als direkt gewählter Abgeord-
neter zuständig ist. 

49FORUM ∙ BBK BEVÖLKERUNGSSCHUTZ   2 | 2023 ∙



Kern der Veranstaltung war der Wettkampf in Erster Hilfe 
und Notfallrettung, bei dem 51 Mannschaften aus ganz 
Deutschland in einem leidenschaftlichen und fairen Wett-
bewerb gegeneinander antraten, um die besten Retter 
Deutschlands zu ermitteln. Als Sieger der jeweiligen Sie-
ger regionalen Landeswettkämpfe hatten sie sich für das 
Finale qualifiziert. Nach einem Theorietest, unter ande-
rem in Erste-Hilfe-Wissen, standen über den Tag verteilt 
die praktischen Übungen auf dem Plan. Für die Wett-
kampfteams hieß es, entsprechend ihres Ausbildungsstan-
des, verschiedene Einsatzbeispiele zu bearbeiten: Ver-

kehrsunfälle, Brand- und Sturzverlet-
zungen, Schnittwunden und sowie 
Herz-Kreislauf-Vorfälle wurden 
durch Mimen täuschend echt darge-
stellt und von den Wettkämpferinnen 
und Wettkämpfern fachmännisch 
versorgt.

Der Clou an der besonderen Location 
lag darin, dass diese Szenarien in die 
Sehenswürdigkeiten des Filmparks 
eingebettet waren: Der Rettungs-
nachwuchs in der C-Klasse (6 bis 11 
Jahre) hatte ein von Peter Lustigs 
Bauwagen gestürztes Kind zu versor-
gen. Für die Rettungsprofis und die 
Teams der Ehrenamtlichen galt es, 
diverse Herz-Lungen-Wiederbele-
bungsszenarien an bzw. mit Dummy-
puppen zu meistern. Bewertet wur-
den die Mannschaftsleistungen von 
Schiedsrichtern, die selbst bundes-
weit als Erste-Hilfe-Ausbilder, Retter 
oder Ärzte tätig sind. Mit dabei waren 
auch befreundete Gastteams aus Po-
len und dem Vereinigten Königreich. 
Jeweils eigene Kategorien bildeten 
Rettungshundeteams und Erziehen-
de, die auch mit ihrem Erste-Hilfe-
Wissen glänzten.

„Die Mannschaften haben nach der 
erzwungenen Wettkampfpause der 
letzten Jahre wieder voll an die frühe-
ren Leistungen angeknüpft: fachlich 
versiert und mit Blick für die Patien-
ten. Das so sehen hat uns begeistert 
- und es motiviert für die nächsten 
Jahre“, sagte Jörg Oberfeld, Bundes-
arzt der Johanniter-Unfall-Hilfe, der 
mit seinem 130-köpfigen Schieds-
richterteam die gezeigten Leistungen 
bewertete. 

Und auch Bundesvorstandsmitglied 
Jörg Lüssem zeigte sich angetan von 
den  überwiegend ehrenamtlichen 

Helferinnen und Helfern: „Alle zwei Jahre treffen sich so 
viele Johanniterinnen und Johanniter, um sich freiwillig in 
ihrem Können zu messen. Sie haben dafür viel in ihrer 
Freizeit trainiert, um nicht nur in diesem Wettkampf, son-
dern auch in echten Einsätzen – sei es im Rettungsdienst 
oder im Sanitätsdienst – ihr Bestes zu geben und Men-
schen in Not zu helfen. Das verdient höchsten Respekt 
und Dank.“

Fallbeispiel: Herz-Lungen-Wiederbelebungsszenarien an bzw. mit Dummypuppen.
(Foto: Andreas Schoelzel)

Johanniter Trageparcour.
(Foto: Johanniter)
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Katastrophenmedizin –  
Mehr Handlungssicherheit

Nach jahrelanger Vorarbeit gibt es jetzt eine Katastrophenmedizinische Prähospitale Behandlungsleitlinie. 
Der Malteser Bundesarzt Dr. Rainer Löb erklärt, was es damit auf sich hat.

Ob Hochwasser, Zugunglück oder 
Terroranschlag: Bei einem Massen-
anfall von Verletzten müssen Ein-
satzkräfte unter Mangel an Personal, 
Zeit und Material entscheiden, wie 
bei der medizinischen Erstversor-
gung Betroffener zu verfahren ist. 
Um dafür mehr Handlungssicher-
heit bei Einsatzkräften zu schaffen, 
hat ein Team von Expertinnen und 
Experten verschiedener Disziplinen 
seit 2019 im Auftrag des Bundesamts 
für Bevölkerungsschutz und Katast-
rophenhilfe eine Behandlungsleitli-
nie entwickelt. Für die Malteser dar-
an mitgewirkt hat Bundesarzt Dr. 
Rainer Löb.

Herr Dr. Löb, worin liegt der Nut-
zen der neuen Leitlinie?

Sie bietet größtmögliche Hilfe bei 
der medizinischen Bewältigung von 
Großschadenslagen aller Art und da-
rüber hinaus ein interdisziplinär ab-
gestimmtes und bundesweit ein-
heitliches Konzept zur Sicherung 
der adäquaten medizinischen Ver-
sorgung von Verletzten, Erkrankten und Betroffenen.

Es gibt Katastrophen ganz unterschiedlicher Ausprä-
gung. Kann die Leitlinie die vielen denkbaren Einsatz-
szenarien abdecken?

Ja, da es sich um eine Leitlinie für die medizinische Ver-
sorgung handelt. Selbstverständlich mussten aufgrund 

der Heterogenität der Ereignisse und der entsprechend 
vielfältigen Auswirkungen auch auf Leib, Seele / Psyche 
und Leben etliche medizinische Fragestellungen behan-
delt werden – daher die große Zahl an Mitarbeitenden 
aus verschiedensten Bereichen. 
Damit ist es aus meiner Sicht sehr gut gelungen, für die 
allermeisten Szenarien zutreffende Empfehlungen aus-
zusprechen.

Rainer Löb bei der Romwallfahrt 2022. 
(Foto: Dirk Jochmann)
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Wie werden wie Handlungsempfehlungen der Leitlinie 
nun in die Fläche kommuniziert?

Zunächst einmal kann sie jeder auf der Internetseite 
www.awmf.org 
der Arbeitsgemeinschaft der wissenschaftlichen medizi-
nischen Fachgesellschaften nachlesen. In der Langfas-
sung finden sich auch detaillierte Erläuterungen sowie 
die bei der Erstellung der Leitlinie zugrunde gelegte Li-
teratur zur Vertiefung. Kommuniziert werden sie über 
Artikel in Fachpublikationen sowie in Fortbildungsver-
anstaltungen.

Georg Wiest
Sanitäter-Detail.

(Foto: Tim Tegetmeyer)

Der Drohnentrupp der Technischen 
Einsatzleitung Neumünster

Die Stadt Neumünster verfügt bereits seit mehreren Jah-
ren über Drohnen für ihren Fachdienst 37 – Feuerwehr, 
Rettungsdienst und Katastrophenschutz. Bisher wurden 
diese Drohnen bei Bedarf durch geschulte Kräfte der Be-
rufsfeuerwehr in den Einsatz gebracht. Sie dienten als Mit-
tel zur Lageerkundung und fototechnischen Dokumenta-
tion der Einsatzstelle, vor allem für die anschließende Ein-
satznachbereitung. Der Einsatz der Drohnen war jedoch 
ausschließlich in Ausnahmen möglich, da dafür Funktio-
nen des Löschzuges gebunden werden mussten. Zum ei-
nen war daher die Verfügbarkeit, zum anderen aber auch 
die Ausstattung der vorhandenen Drohnen provisorisch, 
weshalb diese nur zu wenigen Einsätzen hinzugezogen 
wurden: Die bislang eingesetzten Drohnen des Typs DJI 
Phantom 4 und DJI Mavic Mini verfügten lediglich über 
eine Normalbildkamera und wurden primär für den zivi-
len, privaten Markt produziert.

Im Sommer 2021 hatte sich die Führungsunterstützungs-
gruppe (FüUGr) der Regieeinheit Neumünster, nach einem 
tragischen Badeunglück im Einfelder See, mit den Einsatz-
möglichkeiten von Drohnen im Bevölkerungsschutz aus-
einandergesetzt. Hieraus entstanden die Idee zur Bildung 
einer Drohneneinheit für den Fachdienst 37 und der erste 
Konzeptentwurf. Ziel war vor allem, eine bessere Verfüg-
barkeit der Einsatzdrohnen zu bewirken. In Zusammenar-
beit mit hauptamtlichen Mitarbeitenden des Fachdienstes 
wurde auf dem Entwurf aufgebaut, woraus schließlich der 
Drohnentrupp (DrTr) hervorging.

Zeitgleich begann, nach Bildung der Gruppe Anfang des 
Jahres 2022, die Ausbildung der Helferinnen und Helfer.

Der Drohnentrupp gehört zur Technischen Einsatzleitung 
des Fachdienstes 37. Diese ist ein Zusammenschluss aus 
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Mitgliedern des Stadtfeuerwehrverbandes und Helferin-
nen und Helfern der Führungsunterstützungsgruppe des 
Katastrophenschutzes der Stadt Neumünster. Zu ihren 
Aufgaben gehört primär die Führungsunterstützung bei 
Großeinsätzen der Feuerwehr, des 
Rettungsdienstes und des Katast-
rophenschutzes. Da hierunter 
auch als Kernaufgabe die Tätigkei-
ten des Sachgebietes 2 fallen, also 
unter anderem das Führen einer 
Lagekarte und eines Einsatztage-
buchs, stand die Zuordnung des 
Drohnentrupps zu dieser Einheit 
außer Frage.

Der Drohnentrupp besteht derzeit 
aus insgesamt 10 Mitgliedern. Vor-
aussetzung für die Mitwirkung am 
Drohnentrupp ist das erfolgreiche 
Absolvieren des Kompetenznach-
weises der Klassen A1 / A3 des 
Luftfahrtbundesamtes (LBA). Nach 
theoretischer Schulung und meh-
reren Stunden praktischer Ausbil-
dung der Mitglieder an den ver-
schiedenen Einsatzdrohnen wer-
den die Helferinnen und Helfer als 
Luftfahrzeugfernführer (L3F) im 
Drohnentrupp eingesetzt. Zu den Einsatzmöglichkeiten 
des Drohnentrupps zählen unter anderem allgemein die 
Lageerkundung und -darstellung an Einsatzstellen sowie 
die Personensuche bei organisationsübergreifenden Ein-
sätzen. Dazu rückt der Drohnentrupp bei jedem Einsatz 
der Führungsunterstützungsgruppe in der örtlichen Ge-
fahrenabwehr standardmäßig mit aus. Zudem wird der 
Drohnentrupp auch bei Wasserrettungseinsätzen im Rah-
men der Erstalarmierung berücksichtigt. Darüber hinaus 
kann der Drohnentrupp aber auch als Einzelkomponente 
durch den Einsatzleiter angefordert werden. Zukünftig 
kann der Drohnentrupp auch gemeindeübergreifend ein-
gesetzt werden, sodass auch Feuerwehren und Hilfsorga-
nisationen aus dem Umkreis auf diesen zurückgreifen 
können.

Im Einsatzfall besteht der Drohnentrupp mindestens aus 
zwei Luftfahrzeugfernführern. Diese rücken mit einem 
ELW 2 auf Basis eines Mercedes-Benz Sprinters zur Ein-
satzstelle aus. Die beiden erstausrückenden Luftfahrzeug-
fernführer übernehmen die Funktionen des Piloten als 
Truppführer und des Co-Piloten als Truppmann. Bereits 
auf der Anfahrt zur Einsatzstelle nimmt der Pilot Kontakt 
zum Einsatzleiter auf, um sich über den genauen Einsatz-
ort abzustimmen. Dadurch ist es dem Piloten noch vor 
Ankunft am Einsatzort möglich, eventuell vorliegende 
Flugverbotszonen auszumachen und die zuständigen Stel-
len über den bevorstehenden Drohnenflug zu informie-
ren. Hierfür steht ihm neben Kartenausdrucken auch ein 
Einsatztablet mit digitalen Stammdaten zur Verfügung. 

Am Einsatzort angekommen beginnt der Co-Pilot mit 
dem Aufbau des Drohnenstart- und Landeplatzes und des-
sen Absicherung und schaltet die notwendige Hardware 
(u. a. ein Notebook zur Bildsicherung und -sichtung und 

einen Monitor zur Übertragung des Kamerabildes) ein. 
Währenddessen wird der Pilot in die Einsatzlage einge-
wiesen und stellt die Abflugbereitschaft der Drohne her. 
Im Flugbetrieb sichtet der Co-Pilot das Kamerabild der 
Drohne auf dem 27“ großen, externen Bildschirm, wäh-
rend der Pilot die Drohne steuert und in direkter Sicht 
beobachtet. Weitere personelle Unterstützung, die durch 
einen Mannschaftstransportwagen nachgeführt wird, 
übernimmt weitere Funktionen, wie zum Beispiel die 
eines Technikers. Dieser prüft die Funktionsfähigkeit 
zwischen weiteren Drohnenflügen und ist für das Akku-
management und die allgemeine Technikinfrastruktur 
zuständig. Darüber hinaus unterstützt dieser den Piloten 
im Flug durch Beobachtung des Flugbereiches als Luft-
raumbeobachter, um Störungen frühzeitig erkennen zu 
können. Bei mehreren eingesetzten Drohnen ist eine 
weitere Funktion, die des Flugleiters, zu besetzen. 

Der Flugleiter dient als Ansprechpartner und Berater des 
Einsatzleiters, übernimmt die Führung über die einge-
setzten Drohnentrupps, bildet Abschnitte für diese und 
koordiniert deren Einsatz.Im Juni 2022 ist das finalisierte 
Einsatzkonzept eingeführt worden und der Drohnen-
trupp in den aktiven Dienst gestartet. Anfänglich stand 
weiterhin die DJI Phantom 4 zur Verfügung. Ende des 
Jahres 2022 konnte sich der Drohnentrupp jedoch über 
eine Ersatzbeschaffung freuen. Als neue Einsatzdrohne 
für den Drohnentrupp verfügt die beschaffte DJI Mavic 
3 Thermal über eine Wärmebild-, Weitwinkel- und 
Zoomkamera. 

Foto: Der Einsatzleitwagen 2 des Drohnentrupps
(Foto: ARKAT)
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Hierdurch kann diese nun auch für die Personensuche 
eingesetzt werden. Zukünftig soll eine Drohne beschafft 
werden, die über eine ausreichende IP-Schutzklasse ver-
fügt, um auch bei Niederschlag einsatzfähig zu bleiben. 

Außerdem sollen Ausbildungen im Rahmen des Kompe-
tenznachweises der Klasse A2 folgen.

Jorge Grimm
Führungsunterstützungsgruppe Neumünster

Leiter des Drohnentrupps

Bundesvorsitzender  
Klaus-Dieter Kühn verstorben

ARKAT trauert um seinen Vorsitzenden Klaus-Dieter 
Kühn, der am 8. März 2023 verstorben ist. 

Klaus-Dieter Kühn war für den deutschen Katastrophen-
schutz eine außergewöhnliche Persönlichkeit. Von seinem 
Eintritt in eine Regieeinheit des Sanitätsdienstes in seiner 
Heimatstadt Braunschweig 1972 bis zum Bundesvorsitz 
der ARKAT, den er bis zu seinem Tod innehatte, war er 
mehr als 50 Jahre ehrenamtlich im Bevölkerungsschutz 
engagiert.

Klaus-Dieter Kühns besonderes Anliegen war die For-
schung im Katastrophenschutz, die er insbesondere ab 
1998 als Vorsitzender des Schutzforums vorantrieb. Noch 
bis vor wenigen Monaten setzte er sich für dieses Thema 
mit Vorträgen bei verschiedenen Veranstaltungen ein, zu-
letzt bei den BOS-Beschaffertagen 2022. 

Als Würdigung seines Engagements verlieh im Bundesprä-
sident Joachim Gauck im Jahr 2013 das Bundesverdienst-
kreuz am Bande.

Sein Andenken wird uns ein Ansporn sein, seinem Bei-
spiel zu folgen.

Oliver Meisenberg
2. Bundesvorsitzender

Klaus-Dieter Kühn.
(Foto: ARKAT)
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Fachtagung „Drohnen im  
BOS-Einsatz“ auf der AERO 
2023 in Friedrichshafen

Bereits seit längerem umfasst Europas 
Leitmesse für die Allgemeine Luftfahrt 
auch die AERODrones, auf der die neu-
esten Entwicklungen und Einsatzmög-
lichkeiten der Drohnentechnologie 
dargestellt werden. Und auch dieses 
Mal war das BBK wieder mit einem 
Stand dort vertreten. Das Expertinnen- 
und Expertenteam des BBK konnte zu-
dem verschiedene weitere Drohnen-
fachleute gewinnen, die am BBK-Stand 
für Fachgespräche zur Verfügung stan-
den. So unter anderem von THW und 
DLRG sowie den für Drohnen zuständi-
gen Referatsleiter des Luftfahrtbundes-
amtes (LBA).

In Kooperation mit der Polizei Baden-
Württemberg veranstaltete das BBK 
bereits zum zweiten Mal die Fachta-
gung “Drohnen im BOS-Einsatz“ mit, 
deren Fokus auf dem besonderen Nut-
zen des Drohneneinsatzes für Feuer-
wehren, Rettungskräfte und Polizeien 
lag. Die Möglichkeit des Austauschs mit 
den unterschiedlichen BOS zu neuen 
Produkten und Technologien, zu Ein-
sätzen und Einsatzerfahrungen und zu 
den daraus resultierenden Anforderun-
gen an Technik und Organisation wur-
de von Herstellern, Zulieferern und 
sonstigen Partnern aus der Drohnenin-
dustrie ausgiebig genutzt. Das Ziel, 

 Diese Beispiele belegen ganz beson-
ders deutlich, wie unverzichtbar und 
anerkannt die Rolle des BBK als koor-
dinierende Stelle im Bereich des BOS-
Drohneneinsatzes mittlerweile ist.

Auch bei den „Empfehlungen für Ge-
meinsame Regelungen zum Einsatz 

Führungskräfte, Anwender und Fach-
leute der polizeilichen und nicht-poli-
zeilichen Gefahrenabwehr sowie Wis-
senschaft und Industrie an einem Ort 
zusammenzubringen und ihnen damit 
die Möglichkeit zu einem intensiven 
Erfahrungsaustausch zu geben, wurde 
auch diesmal voll erreicht.  

Am BBK-Stand bestand täglich zwi-
schen 14 und 16 Uhr die Möglichkeit, 
sich mit Fachleuten auszutauschen. 
Hier wurden die aktuellen Chancen 
und Herausforderungen des Drohnen-
einsatzes mit Betroffenen und Behör-
denvertretern diskutiert, etwa die Be-
denken der ADAC-Luftrettung bei 
gleichzeitigem Einsatz von Rettungs-
hubschraubern und BOS-Drohnen.
Mit den Polizeien von Baden-Württem-
berg und Bayern wurden Fragen der 
Koordination am Einsatzort bespro-
chen und die Idee einer Anwendung 
zur unkomplizierten und schnellen In-
formation aller relevanten Stellen bei 
BOS-Drohneneinsätzen thematisiert.

BBK-Stand auf der AERODrones.

Auch in diesem Jahr fand zwischen 
dem 19. und 21. April 2023 die  
AERODrones in Friedrichshafen statt 

von Drohnen im Bevölkerungsschutz“ 
(„EGRED“) wird das BBK längst als ko-
ordinierende Stelle wahrgenommen 
und akzeptiert. Die EGRED sind erst-
mals 2019 herausgegeben worden 
und werden derzeit vom BBK an das 
seitdem stark geänderte und weiter-
entwickelte europäische und nationa-
le Drohnenrecht angepasst. Der hier-
für erforderliche Koordinierungs- und 
Abstimmungsaufwand ist sehr hoch, 
aber im Sinne der Akzeptanz und da-
mit der Sicherheit aller Beteiligter am 
Einsatzort notwendig. Die BBK-Prä-
senz auf der AERODrones wurde des-
halb von vielen Beteiligten auch dazu 
genutzt, ihre jeweilige Expertise ein-
zubringen und damit die in der Finali-
sierung befindlichen EGRED noch 
handhabbarer zu machen. 

Dr. Michael Judex, Referatsleiter 
Grundlagen Krisenmanagement und 
IT-Verfahren im BBK, hebt hervor: 
„Das BBK hat schon sehr früh den ho-
hen Nutzwert von Drohnen für die 

Eröffnung der AERODrones 2023.

nicht-polizeiliche Gefahrenabwehr 
erkannt und durch die Formulierung 
von Handlungshilfen für den Einsatz 
von Drohnen im Bevölkerungsschutz 
einen essentiellen Beitrag zur siche-
ren und effektiven Nutzung dieser dy-
namischen Technologie geleistet. Die 
AERODrones 2023 war eine tolle Ge-
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Vortrag von Katrin Uhl (BBK) im Rahmen der  
Fachtagung „Drohnen im BOS-Einsatz“.

(Fotos: BBK)
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legenheit, sich mit Anwendern, Indus-
trie und Technologiepartnern zu ver-
netzen und die neuesten Entwicklun-

gen und Anwendungen im Bereich 
Drohnen im Bevölkerungsschutz zu 
diskutieren.“

Die Möglichkeit zu Fachgesprächen wurde rege genutzt. 

Der hohe Zuspruch, den das BBK auf 
der AERODrones für seine bisherigen 
Aktivitäten erhalten hat, belegt nicht 
nur das große Interesse der BOS am 
Thema Drohnen, sondern vor allem, 
dass die Erwartungen auch künftig 
hoch sein werden.

Die Themenvielfalt ist jedenfalls im-
mens: Die Weiterentwicklung der 
Technik und der rechtlichen Rahmen-
bedingungen, die Implementierung 
des U-Space-Konzepts, der Abstim-
mungsbedarf zwischen polizeilichen 
und nicht-polizeilichen BOS für ge-
meinsame Einsätze – dies sind nur 
wenige Stichworte, die einen Eindruck 
davon vermitteln, welche Herausfor-
derungen die BOS auch künftig zu 
meistern haben. Der Bedarf für eine 
Koordinierung steht auch in Zukunft 
außer Frage. 

Weitere Informationen finden Sie unter
Aero Expo - Drohnen im BOS-Einsatz | 
https://www.aero-expo.de/themen-
programm/aero-branchen/drohnen.
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Heute: Das Holstentor in  
Lübeck, Schleswig-Holstein 

Das Holstentor – Wahrzeichen der Stadt Lübeck – gehört 
zweifellos, neben dem Brandenburger Tor und dem Köl-
ner Dom, zu den bekanntesten deutschen Bauwerken und 
ist ein bedeutendes Zeugnis für die Backsteingotik in 
Norddeutschland. Mit seiner weltbekannten Silhouette ist 
das Stadttor ein beeindruckendes Beispiel für die Archi-
tektur und Handwerkskunst des späten Mittelalters und 
zugleich ein symbolträchtiges Monument, das für die his-
torische Bedeutung Lübecks als eine der wichtigsten Han-
delsstädte und Hansestadt im Mittelalter steht. 

Die Hanse war eine Koalition von Handelsstädten und 
-gemeinschaften, die im Mittelalter und in der frühen Neu-
zeit im Nord- und Ostseeraum aktiv waren. Durch die Zu-
sammenarbeit in Handel und Politik konnten die Hanse-
städte ihre Wirtschaftskraft und politische Macht stärken.

Lübecks Position im Zentrum der nordeuropäischen 
Handelswege machte die Stadt zur Königin der Hanse: Als 
eine prototypische europäische Wirtschaftsgemeinschaft, 
die damals vom Gebiet des heutigen Russlands über das Bal-
tikum bis nach Skandinavien reichte, garantierte die Hanse 
den beteiligten Ländern Wohlstand und Frieden. 

Die reiche und wohlhabende Hansestadt Lübeck sah sich 
im Laufe der Jahrhunderte gezwungen, sich mit immer stär-
keren Mauern und Befestigungsanlagen gegen Bedrohun-
gen von außen zu schützen.

Der imposante Turmbau wurde 1464 bis1478 vom Stadt-
baumeister Hinrich Helmstede nach niederländischen Vor-
bildern als Teil der Befestigungsanlage errichtet. Mit bis zu 
dreieinhalb Metern dicken Wehrmauern sichern die Türme 
die Stadt nach Westen ab. Die spätgotische Doppelturmanla-
ge besteht aus zwei mächtigen Rundtürmen mit schieferge-
deckten Kegeldächern, die durch einen Mittelbau verbun-
den sind. Über das imposante rundbogige Durchgangstor 
gelangt man in die heutige Altstadt. Das Holstentor ist neben 
dem Burgtor das einzige noch erhaltene von ursprünglich 
vier Stadttoren. Die für das Holstentor charakteristische Nei-
gung der Türme beruht auf die im 15. Jh. schwierigen Baube-
dingungen auf morastigem Grund: Die Türme sackten über 
die Jahre ungleichmäßig in den Grund ein und neigten sich 
zueinander, bis diese Bewegung durch eine Restaurierung in 
den 1930er Jahren aufgehalten wurde.

Das Holstentor stellt eine symbolische Doppelfunktion 
dar. Es diente nicht nur zur Verteidigung, sondern erfüllte 
zugleich eine repräsentative Funktion: Der Reichtum und 
die politische Macht der Stadt Lübeck sollten sich dem Rei-
senden bereits beim Betreten der Stadt offenbaren, während 
das äußere wehrhafte Erscheinungsbild als Abschreckung 

dienen und feindliche Angriffe abwehren sollte. Aus diesem 
Grund besitzt das Holstentor zwei verschiedene Ansichten, 
die gemäß ihrer Funktion unterschiedlich gestaltet sind: ei-
ne stadtauswärts gerichtete Feldseite und eine kunstvollere, 
mit Ornamenten verzierte, nach innen gerichtete Stadtseite. 

Das Holstentor.
(Foto: Christian Wolf, wikimedia)

Den auffälligsten Fassadenschmuck des Holstentors bil-
den die zwei sogenannten Terrakottafriese, die rund um das 
Gebäude laufen. Die repräsentative Stadtansicht schließt die 
beiden Türme und den Mittelbau zu einer einheitlichen Fas-
sade bündig zusammen. Die vergoldete Inschrift „CONCOR-
DIA DOMI FORIS PAX“ - „Drinnen Eintracht - draußen Frie-
de“ – wurde erst 1863 in Anlehnung an eine frühere Inschrift 
angebracht. 

Während des Zweiten Weltkriegs wurde das Holstentor 
schwer beschädigt und seine Wiederherstellung in den 
1950er Jahren wurde zu einem wichtigen kulturellen Pro-
jekt. Seit 1950 befindet sich im Inneren des Holstentors ein 
Museum, dessen Ausstellung „Die Macht des Handels“ die 
Geschichte der Stadt als Zentrum der nordeuropäischen 
Handelswege nachverfolgt. Das Holstentor ist im Laufe der 
Jahrhunderte zum Inbegriff der Vorstellung von Hanse, 
Handel, Macht und Reichtum geworden. Seit seiner Entste-
hung ist es für die Menschen in Lübeck (und Deutschland) 
ein identitätsstiftendes Kulturgut, das es zu schützen gilt. Als 
bestes Beispiel des Friedens dient das Holstentor ebenfalls, 
da es trotz seines Ursprungs als Verteidigungsgebäude glück-
licherweise nie als solches verwendet wurde. 

1987 wurde der mittelalterliche Altstadtkern Lübecks 
in die Liste des UNESCO Welterbes der Menschheit aufge-
nommen. 

SL
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